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Einleitung

Grosse	Veränderungen	werden	 von	der	 Politik	 und	

der	 kurzatmigen	 Medien-Öffentlichkeit	 oft	 lange	

nicht	 wahrgenommen.	 Zu	 solchen	 inkrementellen	

und	doch	sehr	fundamentalen	Verschiebungen	gehört	

die	Alterung	der	Bevölkerung,	aber	auch	der	Struk-

turwandel	 in	 der	 Berufswelt.	 Beide	 Entwicklungen	

–	wie	auch	die	spürbarere	Globalisierung	der	Schwei-

zer	Wirtschaft	–	verändern	das	Umfeld	und	die	Vor-

aussetzungen	für	eine	schweizerische	Kerninstitution:	

die	Berufslehre.	Zusammen	mit	einigen,	vorwiegend	

deutschsprachigen	Ländern,	setzt	die	Schweiz	darauf,	

dass	ein	Beruf	am	besten	mittels	konkreter	Anschau-

ung	 und	 praktischer	 Anleitung	 im	 Betrieb	 erlernt	

wird,	und	nicht	allein	in	der	Schule.	Die	Bereitschaft	

der	Betriebe	als	Vorbedingung	für	dieses	System	sorgt	

dafür,	dass	sich	die	Ausbildungen	an	den	nachgefrag-

ten	 Qualifikationen	 orientieren.	 Die	 Betonung	 des	

Praktischen	 ermöglicht	 auch	 schulisch	 weniger	 Be-

gabten	den	Einstieg	 ins	Arbeitsleben	und	 in	ein	be-

triebliches	Umfeld.	Diese	Integrationsleistung	und	die	

damit	verbundene	Erweiterung	der	Sozialkompetenz	

sind	die	Hauptvorteile	der	Berufslehre.	

Das	 duale	 System	 ist	 Teil	 des	 «Geschäftsmodells	

Schweiz»	und	trägt	erheblich	zu	Wohlstand,	Wettbe-

werbsfähigkeit	 und	 Integration	 bei.	 Trotzdem	 stellt	

sich	die	Frage,	wie	der	wirtschaftliche	Erfolg	der	Be-

rufslehre	 in	 die	 Zukunft	 übertragen	 werden	 kann.	

Die	oben	genannten	Entwicklungen	setzen	die	Lehre	

mehrfach	unter	Druck.	Erstens	 intensiviert	die	Glo-

balisierung	 die	 Arbeitsteilung	 und	 bricht	 nationale	

Wertschöpfungsketten	 auf.	 Produziert,	 aber	 vor	 al-

lem	 auch	 entwickelt	 und	 geleitet	 wird	 vornehmlich	

da,	 wo	 die	 Arbeitskräfte	 mit	 den	 entsprechenden	

Qualifikationen	 zu	 vernünftigen	 Bedingungen	 vor-

handen	 sind.	 Die	 Internationalisierung	 der	 Schwei-

zer	Firmenlandschaft	ist	eine	Folge	dieser	weltweiten	

Vernetzung	und	Optimierung.	Internationale	Firmen,	

vor	 allem	 solche	 aus	 dem	 angelsächsischen	 Raum,	

sind	 mit	 der	 Institution	 der	 Berufslehre	 wenig	 ver-

traut	und	sehen	darin	eher	Kosten	als	einen	Vorteil.	

Als	Folge	der	Globalisierung	schreitet	auch	die	Ent-

wicklung	 in	 Richtung	 einer	 wissensbasierten	 Öko-

nomie	 voran.	 Während	 weniger	 reiche	 Länder	 von	

Investitionen	 in	 die	 Volksschule	 und	 die	 mittlere	

Bildung	mehr	profitieren	als	vom	Ausbau	der	Hoch-

schulbildung,	sind	in	den	höchstentwickelten	Volks-

wirtschaften	wie	der	Schweiz	Produktivitätsgewinne	

nur	mit	dem	verstärkten	Einsatz	tertiär	ausgebildeter	

Personen	möglich.	Nur	wenn	Prozesse	und	Methoden	

nicht	bloss	 angewendet,	 sondern	 im	Detail	 verstan-

den	werden,	können	neue	Kundenwünsche	und	ver-

änderte	 Rahmenbedingungen	 verarbeitet	 und	 wert-

schöpfende	 Innovationen	 vorangetrieben	 werden.	

Mit	der	Personenfreizügigkeit	ergab	sich	eine	«Neue	

Zuwanderung»	 von	 hoch-	 und	 höchstqualifizierten	

Arbeitskräften,	was	auf	einen	eklatanten	Mangel	im	

schweizerischen	Arbeitsmarkt	hinweist.	Die	Migran-

ten	mit	Hochschulabschluss	sind	heute	in	der	Über-

zahl	und	belegen	die	starke	Ausstrahlung	des	Stand-

ortes	Schweiz.	Gleichzeitig	 liegt	auf	der	Hand,	dass	

die	Zuwanderung	auf	dem	aktuellen	Niveau	auf	Dau-

er	nicht	möglich	sein	wird.	Das	gibt	den	Rufen	nach	

einem	höheren	Anteil	an	tertiär	Gebildeten	Auftrieb.

Schon	 heute	 fehlen	 überdies	 Lehrstellen	 in	 den	 an-

spruchsvollen	Dienstleistungs-	und	Industrieberufen,	

während	gewerbliche	Stellen,	zum	Beispiel	Angebote	

aus	dem	Bau-und	Ernährungsgewerbe,	oft	nicht	be-

setzt	werden	können.	Gleichzeitig	steigen	die	Ansprü-

che	an	die	Lernenden	 in	vielen	Berufen,	die	Vorbil-

dung	aus	der	Sekundarschule	genügt	oft	nicht	mehr.	

Deshalb	hat	sich	am	Eingang	zur	Berufsbildung	eine	

Warteschlange	 gebildet.	 Dank	 der	 Flexibilität	 und	

Offenheit	des	Schweizer	Arbeitsmarktes	konnten	gra-

vierende	Probleme	vermieden	werden.	Aber	die	nach	

wie	 vor	hohe	 Integrationskraft	 der	Lehre	 für	 junge	

Erwerbstätige	 nimmt	 ab.	 So	 müssen	 zunehmend	

mehr	ehemalige	Lehrlinge		–	zum	Glück	nur	kurze	–	

Phasen	von	Arbeitslosigkeit	hinnehmen.	Absolventen	
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von	weniger	anspruchsvollen	Lehren	sind	davon	stär-

ker	betroffen	und	wechseln	häufiger	den	Beruf.	Es	be-

steht	die	Gefahr,	dass	der	Lehrstellenmarkt	nicht	nur	

schrumpft,	 sondern	 auch	 dem	 zukünftigen	 Arbeits-

markt	nicht	gerecht	wird.

Schliesslich	sind	in	der	internationalisierten	Schweizer	

Wirtschaft	auch	die	Arbeitskräfte	mobiler,	und	zwar	

gerade	 jüngere	Menschen.	Damit	geraten	die	natio-

nalen	Bildungssysteme	in	den	Sog	der	Globalisierung.	

Absolventen	 aus	 ganz	 unterschiedlichen	 Berufsbil-

dungskulturen	 bewerben	 sich	 um	 ähnliche	 Stellen,	

was	 zum	 Ruf	 nach	 internationaler	 Vergleichbarkeit	

der	 erworbenen	 Qualifikationen	 und	 Kompetenzen	

führt.	 Deshalb	 wird	 an	 einem	 Europäischen	 Quali-

fikationsrahmens	 für	die	Berufsbildung	 (EQF)	gear-

beitet.	Solche	bürokratischen	Prozesse	entfalten	aber	

eine	 normierende	 Wirkung,	 die	 wegen	 der	 Minder-

heitsposition	der	dualen	Bildung	zur	Bedrohung	wer-

den	kann.	Zusammen	mit	den	anderen	deutschspra-

chigen	 Ländern	 sollte	 die	 Schweiz	 die	 Vorzüge	 der	

Lehre	gegen	andere	Bildungstraditionen	verteidigen.	

Die	 gesellschaftliche	 und	 politische	 Wertschätzung	

für	die	Lehre	steht	zunehmend	im	Gegensatz	zu	in-

dividuellen	Bildungspräferenzen,	die	sich	in	Richtung	

erweiterter	 Allgemeinbildung	 und	 schulisch-akade-

mischer	 Bildungskarrieren	 verschieben.	 Die	 Berufs-

bildung	gerät	damit	in	einen	verschärften	Wettbewerb	

mit	den	Mittelschulen.	Von	der	absehbaren	Schrump-

fung	der	Jugendkohorten	in	den	nächsten	10	Jahren	

dürfte	daher	die	Berufsbildung	zu	einem	wesentlichen	

Teil	betroffen	sein.	Zwar	ist	die	Durchlässigkeit	aus	

der	beruflichen	Grundbildung	in	die	höhere	Bildung	

institutionell	gut	verankert.	Die	Berufsmatura	erlaubt	

den	Zugang	zu	den	Fachhochschulen	und	mittels	Zu-

satzprüfung	auch	an	die	Universitäten.	Faktisch	ver-

mochte	dieser	Weg	ins	Hochschulsystem	die	Erwar-

tungen	aber	noch	nicht	zu	erfüllen.	Zum	einen	stösst	

die	Berufsmatura	in	einem	stark	von	Kosten-Nutzen-

Überlegungen	 der	 Ausbildungsbetriebe	 geprägten	

System	an	Grenzen.	Ihr	Anteil	an	allen	Berufslehren	

stagniert	seit	einigen	Jahren,	 in	den	wichtigen	Inge-

nieurberufen	 ist	 er	 rückläufig.	Zum	anderen	 zeigen	

auch	 die	 Übertrittsquoten	 an	 die	 Fachhochschulen	

einen	negativen	Trend.	In	etlichen	Fachrichtungen	re-

krutieren	die	Fachhochschulen	ihre	Studierenden	zur	

Mehrheit	aus	Gymnasiasten.

Die	Berufsbildung	ist	also	mehrfach	gefordert.	Gros-

se	 Anstrengungen	 sollten	 auf	 die	 Entschärfung	 des	

strukturellen	 Defizits	 auf	 dem	 Lehrstellenmarkt	 ge-

richtet	werden.	Aus	diesem	Grund	muss	die	Berufsleh-

re	wieder	stärker	als	Bildungsinvestition	verstanden	

werden,	ein	allzu	kurzfristiges	Kosten-Nutzen-Kalkül	

widerspricht	 der	 Bildungslogik.	 Als	 Ausbildungsbe-

triebe	 sind	mehr	kleine,	 innovative	Firmen	aus	den	

Bereichen	ITC,	Biotech	und	Beratung	gefragt.	Auch	

Gesundheitsberufe	müssen	vermehrt	 für	die	Berufs-

lehre	 erschlossen	 werden.	 Zu	 diesem	 Zweck	 wird	

hier	 vorgeschlagen,	 das	 erfolgreiche	 Konzept	 der	

Berufslehre	auf	den	tertiären	Bildungssektor	zu	über-

tragen.	Anstatt	 die	 Fachhochschulen	 als	 «mindere«	

Universitäten	zu	benutzen,	sollten	die	weniger	akade-

misch	ausgerichteten	Maturanden	die	Möglichkeit	zu	

einer	Lehre	auf	Tertiärstufe	wahrnehmen	können,	die	

eine	 betriebliche	 Ausbildung	 mit	 Unterricht	 an	 der	

Fachhochschule	 kombiniert	 –	 wie	 dies	 heute	 schon	

teilweise	bei	grossen	Finanzdienstleistern	praktiziert	

wird.	Zu	hinterfragten	sind	hingegen	die	Forderun-

gen,	den	Lehrstellenmarkt	indirekt	mittels	eines	rest-

riktiveren	Zugangs	zur	Allgemeinbildung	zu	stützen.	

Solche	Rationierungsmassnahmen	würden	den	Man-

gel	an	Hochschulabsolventen	auf	dem	Schweizer	Ar-

beitsmarkt	weiter	verschärfen.

Thomas	Held



01		 Die	Berufslehre	in	einer	globalisierten	Welt

Die	Berufslehre	geniesst	in	der	Schweiz	hohes	Anse-

hen	und	hat	eine	grosse	wirtschaftliche	Bedeutung.	

Sie	steht	als	Synonym	für	jene	Werte,	die	den	Kern	

der	Marke	«Schweiz»	definieren:	Pflichtbewusstsein	

und	 Disziplin,	 Zuverlässigkeit	 und	 Pünktlichkeit,	

konsequente	Ausrichtung	auf	Qualität	und	Kunden-

bedürfnisse.	Die	Praxisnähe	der	Berufslehre	wird	als	

unersetzlicher	Vorteil	wahrgenommen.	Der	erfahre-

ne	Praktiker	wird	hierzulande	entsprechend	positiv	

bewertet,	 ganz	 im	 Gegensatz	 zum	 «Akademiker»,	

der	 gerne	 mit	 Theorielastigkeit	 in	 Verbindung	 ge-

bracht	wird.

Sinnbildlich	für	die	Qualität	der	Berufslehre	stehen	

die	 Erfolge	 der	 Schweiz	 an	 den	 Berufsweltmeister-

schaften.	 Die	 jungen	 Berufsleute	 erlangen	 an	 den	

internationalen	 «Worldskills»-Wettbewerben	 regel-

mässig	Medaillenränge.	An	den	letzten	Berufswelt-

meisterschaften	2007	in	Japan	und	2009	in	Kanada	

haben	sie	erfolgreich	ihren	1.	Rang	unter	den	Län-

dern	Europas	verteidigt.	Schweizer	Berufsleute	zäh-

len	seit	Jahrzehnten	international	zur	Elite.

Dennoch	stösst	die	Schweizer	Eigenart	in	der	inter-

nationalen	 Bildungspolitik	 auf	 wenig	 Gegenliebe.	

Vor	allem	Vertreter	der	angelsächsischen	Bildungs-

tradition	erachten	den	tiefen	Anteil	von	Hochschul-

abgängern	in	der	Schweiz	als	problematisch.	Für	die	

Institution	Berufslehre	äussern	sie	neuerdings	zwar	

ein	gewisses	Interesse,	ja	Anerkennung,	trotzdem	ist	

es	 für	Amerikaner	oder	Briten	kaum	nachvollzieh-

bar,	 warum	 ein	 Bäcker	 drei	 Jahre	 brauchen	 sollte,	

um	 sein	 Handwerk	 zu	 erlernen.	 Das	 Pendant	 zur	

Lehre	ist	in	ihrem	Verständnis	ein	«on-the-job-trai-

ning»	oder	«learning-by-doing»	–	Lernkonzepte,	die	

nicht	 als	 Bildung	 –	 «education»	 –	 im	 eigentlichen	

Sinn	verstanden	werden,	 sondern	 schlicht	den	An-

fang	einer	Arbeiterkarriere	bezeichnen.

Nicht	 zuletzt	 aufgrund	 solcher	 Missverständnisse	

und	angesichts	der	 fortschreitenden	Globalisierung	

gerät	 das	 duale	 Bildungssystem	 von	 vielen	 Seiten	

unter	Druck.	Die	Erfolgsgeschichte	Berufslehre	steht	

zu	Beginn	des	neuen	Jahrzehnts	vor	grossen	Heraus-

forderungen.

Lehrbetriebe	und	Berufe	sind	verschieden	betroffen	

Stark	vereinfacht	können	die	Schweizer	Lehrbetrie-

be	in	vier	Segmente	unterteilt	werden:	erstens	in	die	

inländisch	orientierten	Gewerbebetriebe	und	KMU.	

Diese	bieten	vor	allem	Ausbildungen	in	den	traditio-

nellen	Berufen	des	Bau-	und	des	Baunebengewerbes	

(Schreiner,	Elektroinstallateur,	Maler,	Maurer	usw.)	

an,	aber	auch	viele	persönliche	Dienstleistungen	(Me-

chatroniker,	Coiffeur,	Gastgewerbe),	das	Transport-

gewerbe	und	die	Güter	des	täglichen	Bedarfs	(Detail-

handel,	 Bäcker,	 Metzger)	 fallen	 darunter.	 Zweitens	

in	den	staatlichen	und	staatsnahen	Sektor.	Neben	der	

kaufmännischen	 Grundbildung	 (KV)	 sind	 hier	 die	

Gesundheits-	und	Betreuungsberufe	stark	vertreten.	

Drittens	in	die	Industrie	mit	den	klassischen	Ausbil-

dungen	zum	Polymechaniker,	Automatiker	oder	La-

boranten.	Vergessen	wird	aber	oft,	dass	die	Industrie	

auch	viele	Dienstleistungsberufe	anbietet.	Und	vier-

tens	in	die	Finanzbranche	mit	ihren	vor-	und	nachge-

lagerten	Dienstleistungen	zusammen	mit	den	Unter-

nehmensdienstleistungen.	 Hier	 dominiert	 ebenfalls	

die	 kaufmännische	 Grundbildung	 (KV),	 aber	 auch	

die	Informatikberufe	sind	zu	erwähnen.	

Die	Veränderungen	betreffen	die	duale	Berufsbildung	

keineswegs	einheitlich,	denn	sowohl	die	Lehrbetrie-

be	 als	 auch	 die	 Berufsbilder	 sind	 den	 nachfolgend	

beschriebenen	 Entwicklungen	 und	 Tendenzen	 un-

terschiedlich	stark	ausgesetzt.	Am	wenigsten	betrof-
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fen	ist	das	binnenorientierte	Gewerbe,	da	die	Wert-

schöpfungsketten	weniger	verflochten	sind	und	eine	

lokale	oder	regionale	Kundschaft	bedient	wird.	Hier	

bildet	die	Berufslehre	die	Basis	der	hohen	Qualität	

von	 Produkten	 und	 Dienstleistungen,	 dementspre-

chend	 ist	 sie	hier	am	stärksten	verwurzelt.	Auf	der	

anderen	Seite	der	Skala	stehen	Industrie	und	Dienst-

leistungen,	 allerdings	 aus	 ganz	 unterschiedlichen	

Gründen.	 Im	 Zuge	 der	 sich	 intensivierenden	 inter-

nationalen	Arbeitsteilung	ist	der	Werkplatz	Schweiz	

einem	permanenten	Spezialisierungs-	und	 Innovati-

onsdruck	ausgesetzt.	Routinetätigkeiten	werden	frü-

her	oder	später	an	günstigere	Standorte	verschoben.	

Daraus	 leiten	 sich	 zwei	Erfordernisse	ab:	 einerseits	

ein	 höherer	 Spezialisierungsgrad,	 andererseits	 die	

Höherqualifizierung	 von	 ausführenden	 und	 über-

wachenden	Technikern	zu	innovativen	Ingenieuren.	

Im	Dienstleistungssektor	droht	nicht	Abwanderung,	

im	Gegenteil:	 die	 Schweiz	 ist	 als	 Standort	 globaler	

Headquarters	und	Konzernsitze	attraktiver	denn	je.	

Auch	der	Finanzplatz	wird	seine	Position	behaupten	

können.	Hier	sind	es	vor	allem	die	Mobilität	von	Fir-

men	und	Menschen,	die	 steigenden	Anforderungen	

an	 Flexibilität,	 Sprachkenntnisse	 	 und	 Allgemein-

wissen	sowie	die	Internationalisierung	der	Leitungs-

funktionen,	die	die	Berufslehre	vor	Herausforderun-

gen	stellen.	Den	öffentlichen	Sektor	betrifft	vor	allem	

die	 internationale	 Tendenz,	 die	 Ausbildung	 in	 den	

meisten	 Pflege-	 und	 Sozialberufen	 auf	 Hochschul-

stufe	 zu	 heben.	 Unter	 diesen	 Bedingungen	 wird	 es	

zunehmend	anspruchsvoller,	die	Pflegeberufe	in	der	

dualen	Berufsbildung	zu	halten.

Die	 binnenorientierten	 Lehrstellen	 und	 Anbieter	

sind	 zwar	 nicht	 direkt	 den	 Globalisierungstenden-

zen	ausgesetzt,	doch	sie	werden	indirekt	betroffen.	

Denn	sie	stehen	in	Konkurrenz	zu	allen	anderen	Seg-

menten	des	Lehrstellenmarktes.	Die	Wahrnehmung	

günstigerer	Verdienst-	und	Karrieremöglichkeiten	in	

den	 mehr	 global	 ausgerichteten	 Bereichen	 des	 Ar-

beitsmarktes	 schmälert	 die	 Basis	 der	 gewerblichen	

Berufe.	Ein	Beispiel	dafür	sind	die	Klagen	von	Gross-

verteilern,	dass	kaum	noch	geeignete	Bewerber	für	

den	Metzgerberuf	zu	finden	seien.	Auf	der	anderen	

Seite	der	Skala	wird	die	Kandidatenselektion	zuse-

hends	intensiver.	Neben	Schulnoten	und	die	persön-

liche	Präsentation	treten	diverse	«Lehr-Checks»	und	

eigentliche	kleine	Assessments.

Die	globale	Verflechtung	schreitet	voran	

Die	 Schweiz	 gehört	 gemäss	 Indikatoren	 der	 ETH	

Zürich	zu	den	fünf	am	stärksten	globalisierten	Na-

tionen	der	Welt	(KOF	2010).	Globalisierung	heisst:	

Ausrichtung	auf	ausländische	Produkt-	und	Arbeits-

märkte	sowie	Organisation	und	Kontrolle	integraler	

Wertschöpfungsketten	über	nationale	Grenzen	hin-

weg.	Dazu	gehört	eine	immer	stärkere	Ausrichtung	

auch	 kleinerer	 und	 mittlerer	 Unternehmen	 (KMU)	

auf	globale	Märkte.	In	der	globalisierten	Wirtschafts-

welt	findet	eine	Ent-Nationalisierung	von	Produkten	

und	Firmen	statt;	der	Wettbewerb	der	Standorte	um	

wertschöpfungsstarke	 und	 einkommensschaffende	

Aktivitäten	gewinnt	an	Bedeutung;	die	internationa-

le	 Standortattraktivität	 wird	 für	 die	 Beschäftigung	

und	die	Einkommen	vor	Ort	entscheidend.

Hochpreis-	und	Hartwährungsländer	wie	die	Schweiz		

müssen	sich	auf	international	herausragende	Innova-

tionen	konzentrieren,	die	sich	am	Markt	durchsetzen	

können.	Neben	günstigen	Rahmenbedingungen	und	

einem	 guten	 makroökonomischen	 Umfeld	 verlangt	

diese	 Fokussierung	 insbesondere	 nach	 einer	 hohen	

Mobilität	 und	 Flexibilität	 am	 Arbeitsmarkt,	 gut	

qualifizierten	 Arbeitskräften	 mit	 anwendungsspezi-

fischem	 Wissen	 und	 hohen	 Managementqualitäten.	

Diese	 Anforderungen	 basieren	 auf	 einem	 leistungs-
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fähigen	 Aus-	 und	 Weiterbildungssystem	 sowie	 auf	

hochstehender	 Forschung	 und	 Entwicklung	 (F+E)	

mit	 entsprechender	 Infrastruktur.	 Ein	 erfolgreicher	

Standort	 muss	 Talenten	 aus	 dem	 In-	 und	 Ausland	

attraktive	 Karrieremöglichkeiten	 bieten.	 Das	 setzt	

Offenheit	in	zwei	Richtungen	voraus:	für	Zuwande-

rung	von	ausländischen	Arbeitskräften	sowie	für	den	

Zugang	für	Schweizer	Firmen	zu	den	Weltmärkten.

Eine	 wachsende	 internationale	 Arbeitsteilung	 nach	

relativen	Standortvorteilen	bedeutet	aber	auch,	dass	

viele	Tätigkeiten	im	Ausland	günstiger	erbracht	wer-

den	können	und	vom	Standort	abgezogen	werden.	In	

Kombination	mit	einer	hohen	Innovationskadenz	hat	

diese	Entwicklung	eine	zunehmende	Spezialisierung	

und	 Reduktion	 der	 Wertschöpfungstiefe	 zur	 Folge.	

Die	Schweiz	muss	deshalb	für	wertschöpfungsinten-

sive	 Tätigkeiten	 in	 der	 Industrie,	 Dienstleistungen	

und	Forschung	und	Entwicklung	attraktiv	bleiben.

Technologische	Neuerungen	bringen	neue	

Anforderungen	

	

Mit	 Innovationen	 einher	 geht	 die	Anwendung	 von	

neuen	und	weiterentwickelten	Technologien.	Die	Ar-

beitswelt	wird	 immer	 stärker	 technisiert.	Das	 zeigt	

vor	allem	 ihre	zunehmende	Durchdringung	mit	 In-

formations-	und	Kommunikationstechnologien.	Da-

bei	wird	Wissen	selbst	zur	zentralen	ökonomischen	

Ressource.	 «Wissen,	 nicht	 Arbeit,	 wird	 zur	 Quelle	

gesellschaftlichen	 Reichtums»	 (Beck	 1999,	 S.	 44).	

Wachstumstreiber	 und	 Motor	 der	 Wirtschaft	 sind	

in	 Zukunft	 «Wissensarbeiter»,	 die	 über	 Fähigkei-

ten	und	Kenntnisse	verfügen,	 spezialisiertes	Wissen	

in	rentable	Innovationen	umzusetzen.	Beck	verweist	

auch	 auf	 «die	 Selbstanwendung	 des	 Wissens	 auf	

Wissen	als	zentraler	Quelle	der	Produktivität».

Wissensbasierte	 Neuerungen	 werden	 angewendet,	

um	 neue	 Produkt-	 und	 Prozessgenerationen	 zu	 er-

zeugen	 und	 zu	 nutzen.	 Davon	 werden	 alle	 Wirt-

schaftssektoren	 erfasst.	Diese	Entwicklung	 eröffnet	

Beschäftigungsmöglichkeiten	 für	 hochqualifizierte	

und	 entsprechend	 bezahlte	 Fachleute,	 gleichzeitig	

werden	aber	auch	Möglichkeiten	für	wenig	oder	un-

qualifiziertes	Personal	geschaffen.	«Das	System	der	

Broker,	 Investmentbanker,	 EDV-Spezialisten,	 Pro-

grammierer,	Immobilienhändler	und	Versicherungs-

experten	kann	nur	funktionieren,	wenn	es	eine	Men-

ge	Leute	gibt,	die	aufräumen,	putzen,	instandhalten,	

versorgen	und	sichern»	(Beck 1999).

Für	 Wissensarbeit	 benötigt	 man	 die	 Fähigkeit	 zu	

kontinuierlichem	 Lernen,	 zur	 Erneuerung	 des	 Wis-

sens	 sowie	 ein	 Anpassungsvermögen	 an	 neue	 Situ-

ationen	 und	 Probleme.	 Unabhängig	 von	 der	 Aus-

bildungsform	 müssen	 diese	 zentralen	 Fähigkeiten	

sichergestellt	werden.	Viele	Prozesse	der	Wissensar-

beit	werden	in	Teams	erbracht.	Sozialkompetenzen,	

Team-	und	Kommunikationsfähigkeiten	werden	 zu	

Schlüsselqualifikationen.	 Das	 Qualitätsprofil	 her-

kömmlicher	Berufe	verändert	sich	wegen	der	steigen-

den	 Bedeutung	 im	 Umgang	 mit	 Informations-	 und	

Kommunikationstechnologien.	 Es	 entstehen	 neue	

Berufe.	Gleichzeitig	werden	die	Berufsprofile	offener	

und	unschärfer.	

Die	Mobilität	nimmt	in	allen	Bereichen	zu	

Technologische	Neuerungen	konfrontieren	die	Wirt-

schaft	 laufend	mit	Veränderungen.	Die	wachsende	

Veränderungsdynamik	 geht	 einher	 mit	 steigenden	

Risiken	 und	 Unsicherheiten	 für	 Unternehmer	 wie	

Arbeitnehmer.	 Zum	 Trend	 gehören	 häufigere	 Stel-

lenwechsel,	 kurzfristigere	 Karriereplanungen,	 ein	

Die berufsLehre in einer gLobaLisierten WeLt
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wachsender	Anteil	von	Erwerbstätigen	mit	Teilzeit-

arbeitsverträgen	 –	 es	 entstehen	 «Patchwork»-Be-

rufsbiographien.	Die	Technisierung	der	Arbeitswelt	

setzt	insgesamt	eine	höhere	Flexibilität	und	Mobili-

tät	voraus.

Mobilität	 hat	 viele	 Facetten:	 geografische,	 soziale,	

persönliche	 und	 berufliche.	 Die	 Mobilität	 betrifft	

aber	nicht	nur	Personen,	sondern	auch	Firmen	und	

Konzerne.	Unternehmen	sind	heute	geografisch	we-

sentlich	mobiler	als	noch	vor	25	Jahren,	vor	allem	

wenn	 es	 um	 Neu-	 und	 Erweiterungsinvestitionen	

geht.	 Standortentscheide	 werden	 aufgrund	 objek-

tivierter	 Kriterien	 getroffen,	 die	 laufend	 überprüft	

und	 gegebenenfalls	 angepasst	 werden.	 So	 ändert	

sich	auch	die	Unternehmensdemografie.

Im	Gegensatz	zur	 steigenden	Lebenserwartung	der	

Menschen	ist	bei	den	Firmen	–	naturgemäss	vor	al-

lem	bei	den	KMU	–	eine	Abnahme	der	Lebenszeit	

festzustellen.	 Von	 den	 im	 Jahr	 2003	 neu	 gegrün-

deten	 Unternehmen	 war	 fünf	 Jahre	 später	 gut	 die	

Hälfte	 bereits	 wieder	 verschwunden.	 Die	 durch-

schnittliche	 jährliche	«Sterblichkeit»	der	Neugrün-

dungen	 betrug	 13	 Prozent.	 Für	 die	 Gründungsko-

horte	von	2006	errechnet	man	einen	Wert	von	16	

Prozent.	Gute	Überlebenschancen	haben	Industrie-

betriebe	 und	 Baufirmen.	 Als	 kurzlebiger	 erweisen	

sich	Dienstleistungsanbieter,	speziell	in	der	IT,	aber	

auch	im	Detailhandel.	Exemplarisch	zeigt	sich	diese	

Dynamik	in	der	Biotechnik:	Viele	Forschungsunter-

nehmen	sind	faktisch	ausgelagerte	Projektorganisa-

tionen	aus	Grossbetrieben	oder	Hochschulen.	 Ihre	

Lebenszeit	 ist	auf	wenige	Jahre	beschränkt.	 Im	Er-

folgsfall	 werden	 sie	 von	 grossen	 Pharmaunterneh-

men	übernommen	–	scheitern	sie,	werden	sie	meist	

rasch	wieder	liquidiert.

In	der	 Schweiz	 zeigt	 sich	die	 steigende	Firmenmo-

bilität	 in	der	wachsenden	Internationalisierung	der	

Unternehmenslandschaft.	Die	hohe	Standortattrak-

tivität	 führt	 dazu,	 dass	 sich	 zunehmend	 ausländi-

sche	 Firmen	 niederlassen,	 keineswegs	 nur	 interna-

tionale	 Konzerne	 mit	 Hauptsitzen	 und	 Zentralen,	

sondern	auch	KMU.	Umgekehrt	halten	immer	mehr	

Schweizer	 Unternehmer	 Kapitalbeteiligungen	 oder	

Mehrheiten	an	ausländischen	Firmen.	Untersuchun-

gen	 zeigen,	 dass	 bei	 ausländischen	 Firmen	 die	 Be-

reitschaft	tiefer	ist,	Lehrlinge	auszubilden,	und	dass	

sie,	falls	sie	es	tun,	insgesamt	weniger	Lehrlinge	aus-

bilden	(Bundesamt für Statistik	2008).	Überdies	

zeigt	sich,	dass	sich	hohe	Import-	oder	Exportanteile	

negativ	auf	die	Ausbildungsbereitschaft	auswirken.	

Je	 stärker	die	globale	Verflechtung	 ist,	desto	 tiefer	

liegt	die	Bereitschaft	zur	Lehrlingsausbildung.

Auch	auf	dem	Arbeitsmarkt	hat	die	Mobilität	stark	

zugenommen.	 Das	 betrifft	 sowohl	 die	 berufliche	

Mobilität	wie	auch	die	Betriebstreue.	Die	Erwerbs-

tätigen	 wechseln	 heute	 viel	 häufiger	 die	 Stelle	 als	

früher	–	die	«Lebensstelle»	ist	selten	geworden.	Die	

Arbeitsverhältnisse	 werden	 immer	 kürzer:	 Für	 28	

Prozent	der	25	bis	 39-jährigen	Erwerbstätigen	be-

steht	das	laufende	Arbeitsverhältnis	gemäss	Schwei-

zerischer	Arbeitskräfteerhebung	(SAKE)	zurzeit	ein	

bis	 drei	 Jahre.	 1995	 lag	 dieser	 Anteil	 noch	 unter	

20	 Prozent.	 In	 absoluten	 Zahlen	 sind	 heute	 über	

100	000	zusätzliche	Arbeitskräfte	dieser	Altersklas-

se	in	relativ	kurzen	Arbeitsverhältnissen	beschäftigt.	

Obwohl	die	Mobilität	mit	zunehmendem	Alter	ab-

nimmt,	ist	der	Effekt	in	abgeschwächter	Form	auch	

bei	den	40	bis	54-Jährigen	zu	beobachten.	Spiegel-

bildlich	ist	ein	leichter	Rückgang	langer	Arbeitsver-

hältnisse	(über	5	Jahre)	zu	verzeichnen,	von	rund	45	

Prozent	im	Jahr	1995	auf	unter	40	Prozent	im	Jahr	

2009.

Ein	Teil	dieser	Stellenwechsel	bringt	auch	einen	Be-

rufswechsel	 mit	 sich.	 Gemäss	 SAKE	 arbeitete	 im	

Jahr	2007	nur	noch	ein	Drittel	der	Absolventen	der	
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beruflichen	Grundbildung	auf	dem	ursprünglichen	

Lehrberuf.	Diese	Quote	lag	1980	noch	bei	fast	der	

Hälfte.	 Der	 Druck	 zur	 Neuorientierung	 beginnt	

oft	schon	kurz	nach	Lehrabschluss.	16	Prozent	der	

Lehrabgänger,	die	vom	Lehrbetrieb	nicht	weiterbe-

schäftigt	wurden,	arbeiteten	schon	nach	einem	Jahr	

in	 einem	 anderen	 Beruf	 (Müller und Schweri	

2009).	 Unter	 Absolventen	 von	 Vollzeitberufsschu-

len	beträgt	der	Anteil	 sogar	25	Prozent.	 In	diesem	

Umfeld	verbessert	eine	breite	Allgemeinbildung	die	

Arbeitsmarktchancen.	Gemeint	sind	Sprachkompe-

tenz	und	Fremdsprachen,	Mathematik	und	logisches	

Denken,	das	Verstehen	naturwissenschaftlicher	und	

ökonomischer	Zusammenhänge,	kurz:	Wissen,	das	

über	konkrete	betriebliche	 Situationen	hinausgeht.	

Solche	Kenntnisse	erleichtern	die	Anpassung	an	ver-

änderte	Technologien	und	Organisationen	und	befä-

higen	zur	situativen	Spezialisierung	in	neue	Aufga-

ben.	Spezialwissen	bleibt	zwar	gefragt,	es	unterliegt	

aber	einem	erhöhten	Risiko.

Die	Schweiz	lebt	von	Innovationen	

Die	Schweizer	Volkswirtschaft	gehört	nicht	nur	zu	

den	 am	 stärksten	 globalisierten,	 sondern	 auch	 zu	

den	innovativsten	in	Europa.	Im	Ranking	des	regel-

mässig	 erscheinenden	 European	 Innovation	 Score-

board	 (EIS)	 lag	 die	 Schweiz	 2009	 auf	 dem	 ersten	

Platz.	 Im	europäischen	Vergleich	 ist	der	wissensin-

tensive	 Sektor	 hierzulande	 seit	 1990	 am	 stärksten	

gewachsen.	Das	Wachstum	ist	insbesondere	bei	wis-

sensbasierten	sowie	bei	öffentlichen	und	halböffent-

lichen	Dienstleistungen	wie	Gesundheit,	Unterricht	

und	sozialer	Arbeit	zu	beobachten,	dies	bei	sinken-

dem	Anteil	der	verarbeitenden	Industrie.	Der	Trend	

in	Richtung	anspruchsvoller	Nischen	in	Produktion	

und	Dienstleistungen	wird	 anhalten,	Chancen	bie-

ten	 sich	 der	 Volkswirtschaft	 insbesondere	 auch	 in	

den	 Bereichen	 Kreativwirtschaft,	 Umwelttechnik	

und	Energie.

Die	 Schweiz	konnte	 ihre	 Stellung	 im	 internationa-

len	Wettbewerb	halten,	weil	die	Innovationsleistun-

gen	gemessen	an	Prozesserneuerungen,	Markt-	und	

Firmenneuheiten	 sowie	 Patenten	 anhaltend	 hoch	

geblieben	sind.	Grob	lässt	sich	das	Innovationsver-

halten	der	Schweizer	Wirtschaft	in	zwei	Sparten	tei-

len:	 inkrementalistisch	und	pionierhaft.	Zur	ersten	

Gruppe	gehört	die	grosse	Mehrheit;	unter	anderem	

auch	 von	 der	 praxisnahen	 Berufslehre	 befähigt,	

verfolgt	 sie	 eine	 rasche,	 pragmatische	 Anwendung	

«fast	 follower»-	 oder	 «second	 mover»-Strategie,	

verbunden	 mit	 kunden-	 und	 anwenderspezifischen	

Anpassungen	 und	 Weiterentwicklungen.	 Für	 die	

Wirtschaftskraft	 eines	 Landes	 ist	 diese	 Sparte	 be-

deutsam,	weil	keineswegs	nur	Marktneuheiten	zäh-

len,	 sondern	 auch	 die	 rasche	 und	 breite	 Adaption	

und	 Diffusion	 von	 Neuerungen.	 In	 dieser	 Sparte	

nimmt	 die	 Schweiz	 gemäss	 jüngster	 KOF-Innova-

tionsumfrage	 für	 die	 Periode	 2006	 bis	 2008	 eine	

Spitzenstellung	 ein.	 Sie	 profitiert	 dabei	 auch	 von	

Ausgaben	anderer	und	erspart	sich	viele	Schritte	auf	

risikovollen	Gebieten.

In	 der	 zweiten	 Gruppe	 operiert	 eine	 Minderheit,	

etwa	in	der	Pharma-	und	der	Life-Science-Industrie.	

Insgesamt	 ist	 die	 Schweiz	 «mit	 innovativen,	 wis-

sensbasierten	Gütern	und	Dienstleistungen	auf	dem	

Weltmarkt	 äusserst	 erfolgreich»	 (Arvantis et al.	

2010,	 S.174).	 «Dies	 gilt	 ohne	 Einschränkung	 für	

den	 Export	 von	 hochtechnologischen	 Gütern,	 für	

den	 Export	 wissensintensiver	 Dienstleistungen	 in-

des	nur,	wenn	auch	die	Finanzdienstleistungen	ein-

bezogen	werden,	deren	Markterfolg	ja	nur	zum	Teil	

auf	 ihrer	Wissensintensität	beruht».	Unvermindert	

stark	bleibt	auch	die	Stellung	bei	den	Patentanmel-

dungen.
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Abb. 1:   Bildungsstand	der	Bevölkerung	der	Schweiz	2000	bis	2050	
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Abschluss geben. Die Quote der Tertiärbildung konvergiert gegen 60%, denjenige für die Sekundar-II-Abschlüsse wird 
im Jahr 2050 noch ein Drittel betragen.
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Die	wissensintensiven	Bereiche	wachsen	

Aufgrund	dieser	Trends	ergeben	sich	Konsequenzen	

für	 die	 Entwicklung	 der	 Qualifikationsanforderun-

gen	in	der	Schweiz:	Im	Durchschnitt	werden	höhere	

Qualifikationen	 nachgefragt;	 die	 Wissensintensität	

und	die	Anforderungen	an	die	Lernbereitschaft	stei-

gen,	ebenso	an	die	Mobilität	und	Flexibilität;	Lernen	

wird	ein	Schlüsselfaktor	zur	Erhaltung	der	Vermitt-

lungs-	 und	 Beschäftigungsfähigkeit	 («employabili-

ty»),	Eigeninitiative	und	Selbstverantwortung	in	der	

Weiterbildung	werden	wichtiger;	 insgesamt	sind	die	

Ansprüche	 an	 die	 Selbst-	 und	 Sozialkompetenzen	

vielfältiger	und	umfassender	geworden.	Es	entwickelt	

sich	ein	Bedarf	an	flexiblen	und	offenen	Formen	der	

Aus-	und	Weiterbildung	sowie	der	Abschlüsse.

Die	Gewichtung	von	fachlichen,	methodischen	und	

sozialen	Kompetenzen	verlagert	sich:	«Traditionelle	

Fähigkeiten	 (Pünktlichkeit,	 Loyalität,	 Zuverlässig-

keit,	Exaktheit	usw.)	werden	von	den	Firmen	ebenso	

häufig	gefordert	werden	wie	moderne	Kompetenzen	

(Team-	 und	 Kommunikationsfähigkeit,	 Flexibilität	

bei	 neuen	 Anforderungen,	 selbstständiges	 Denken	

und	 Entscheiden	 usw.).	 Traditionelle	 Anforderun-

gen	 werden	 also	 nicht	 durch	 moderne	 Anforde-

rungen	 ersetzt,	 sondern	 durch	 neue	 Erfordernisse	

ergänzt.	Die	Ansprüche	an	das	Personal	haben	sich	

also	 nicht	 nur	 verändert,	 sondern	 sie	 sind	 vielfäl-

tiger	 und	 umfassender	 geworden»	 (Von Arx und 

Hollenstein	2003).	Die	neuen	Fähigkeiten	werden	

primär	 im	 Rahmen	 der	 Weiterbildung	 und	 im	 be-

ruflichen	Alltag	erworben.	Im	Durchschnitt	werden	

höhere	Berufsqualifikationen	nachgefragt.

Dieser	 Trend	 ist	 in	 den	 Berufshauptgruppen	 der	

Schweiz	 von	 1991	 bis	 2009	 deutlich	 ablesbar:	

Während	 die	 akademischen	 Berufe	 am	 stärksten	

zugenommen	 haben,	 gefolgt	 von	 den	 Technikern	

und	gleichrangigen	Berufen,	haben	Bürokräfte	und	

kaufmännische	Angestellte	auch	in	absoluten	Zah-

len	abgenommen	(s.	Abb.	3).	Der	Bildungsstand	der	

Schweizer	nimmt	 seit	 1970	kontinuierlich	 zu.	Das	

liegt	am	starken	Rückgang	des	Anteils	der	Personen	

mit	 lediglich	 einem	obligatorischen	Schulabschluss	

auf	der	Sekundarstufe	I	(obligatorische	Schule).	Auf	

der	anderen	Seite	 ist	ein	steiler	Anstieg	des	Anteils	

von	Personen	mit	tertiärem	Abschluss	zu	verzeich-

nen.	Diese	Quote	liegt	gemäss	Volkszählung	im	Jahr	

2010	bei	gut	30	Prozent.	Darunter	befinden	sich	so-

wohl	Akademiker	als	auch	Absolventen	der	höheren	

Berufsbildung.	Das	Angebot	an	Personen	mit	einem	

Sekundärabschluss,	 vor	 allem	 Lehrabsolventen,	

nimmt	seit	2000	leicht	ab	(s.	Abb.	1).

Die	 Trends	 sind	 ungebrochen	 und	 massiv:	 Die	

Schweiz	 liegt	beim	Anteil	des	 in	Wissenschaft	und	

Technologie	beschäftigten	Personals	mit	38	Prozent	

aller	Beschäftigten	in	Europa	vor	Schweden	an	der	

Spitze	(2007).	Bereits	heute	kann	das	Schweizer	Bil-

dungssystem	die	Nachfrage	nach	Hochqualifizierten	

nicht	mehr	decken.

In	der	Schweiz	fehlt	es	an	Hochqualifizierten	

Gemäss	 der	 Schweizerischen	 Arbeitskräfteerhebung	

(SAKE)	 verfügte	 im	 Jahr	 2009	 ein	 Drittel	 der	 Er-

werbstätigen	 in	 der	 Schweiz	 über	 einen	 Abschluss	

auf	Tertiärstufe.	Nur	sechs	Jahre	zuvor	betrug	diese	

Quote	lediglich	25	Prozent.	Damit	liegt	die	Schweiz	

zwar	heute	über	dem	OECD-Durchschnitt	(29,9	Pro-

zent	im	Jahr	2007),	jedoch	in	einigem	Abstand	von	

den	Nationen	mit	schulisch-akademisch	ausgerichte-

ten	Systemen	(USA	40,3	%,	Japan	41%).	Auf	dem	

Schweizer	 Arbeitsmarkt	 besteht	 ein	 zunehmender	

Mangel	an	hochqualifiziertem	Personal,	es	fehlt	ins-
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Abb. 2:			Zuwanderung	in	die	Schweiz	nach	höchstem	abgeschlossenen	Bildungsniveau	1992-2008	
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Die Schweiz ist für ausländische Akademiker sehr attraktiv. Im Jahr 2008 liessen sich rund 45 000 tertiär Gebildete in 
unserem Land nieder. Bis 1997 besassen die wenigen Zuwanderer mehrheitlich eine Sekundärbildung. Danach vollzog die 
Immigration eine Wende: Zum ersten Mal wanderten mehr Leute mit einem tertiären Abschluss ein als mit einer Sekun-
därbildung. Ab 2001 ist die Migration Hochqualifizierter stark gestiegen. Heute besitzen etwa zwei Drittel der Migranten 
eine Tertiärausbildung. Darunter sind Hochschulabgänger, aber auch Absolventen der höheren Berufsbildung.

Quelle:	SAKE/BfS,	eigene	Berechnungen

A
nz

ah
l 

Zu
wa

nd
er

er

 Sekundärbildung  Tertiärbildung



15

Die berufsLehre in einer gLobaLisierten WeLt

besondere	 ein	 einheimisches	 Angebot	 an	 technisch-

naturwissenschaftlich	ausgebildeten	Personen.	Ledig-

lich	7,2	Prozent	der	20	bis	29-Jährigen	besitzen	einen	

Abschluss	in	Natur-	oder	Ingenieurwissenschaften,	in	

Irland	 sind	 es	 20	 Prozent,	 im	 europäischen	 Durch-

schnitt	 (EU-27)	 beträgt	 der	 Anteil	 13,9	 Prozent	

(Gassmann et al	2006).	Infolge	der	strengeren	Se-

lektion	in	der	Schweiz	dürfte	die	Qualität	der	hiesi-

gen	Absolventen	allerdings	höher	liegen.

Bildungssysteme	 zu	 vergleichen	 ist	 schwierig,	 vor	

allem	wenn	sie	–	wie	die	Länder	mit	Berufsbildung	

–	ihre	Schwerpunkte	anders	setzen	als	die	Mehrheit.	

Es	gibt	darum	erhebliche	Unsicherheiten	über	die	in-

ternationale	Position	der	Schweiz	bezüglich	Anzahl	

und	Anteilen	Hochqualifizierter.	Experten	argumen-

tieren,	dass	internationale	Vergleichsstatistiken	wie	

jene	der	OECD	den	Output	der	Länder	mit	dualer	

Bildung	 in	 einem	 zu	 ungünstigen	 Licht	 darstellen.	

Insbesondere	der	Beitrag	der	höheren	Berufsbildung	

werde	 teilweise	 unterschlagen.	 Der	 Wirtschafts-

politiker	 Rudolf	 Strahm	 geht	 davon	 aus,	 dass	 die	

Schweizer	Tertiärquote	der	aktuellen	Bildungsjahr-

gänge	fast	60	Prozent	beträgt,	die	Hälfte	davon	aus	

der	 höheren	 Berufsbildung	 (Meier-Rust	 2010).	

Für	die	Gegenseite	ist	die	Schweizer	Bildungsstatis-

tik	nicht	mit	den	anerkannten	UNESCO-Standards	

kompatibel;	es	wird	moniert,	der	Tertiäranteil	wer-

de	zu	hoch	ausgewiesen;	ein	erheblicher	Teil	der	als	

tertiär	 ausgewiesenen	Programme	der	höheren	Be-

rufsbildung	sei	lediglich	«postsekundär».

Das	 Schweizer	 Bildungssystem	 kann	 die	 starke	

Nachfrage	 nach	 hochqualifizierten	 Arbeitskräften	

nur	teilweise	decken.	Am	deutlichsten	zeigt	sich	das	

am	 Ausbildungsprofil	 der	 gegenwärtigen	 «Neuen	

Zuwanderung»	(Müller-Jentsch et al.	2008):	Bis	

Mitte	der	Neunziger	Jahre	dominierte	das	tiefe	bis	

mittlere	Qualifikationssegment	die	Immigration,	da-

nach	schoben	sich	Einwanderer	mit	Tertiärbildung	

in	den	Vordergrund,	ab	Mitte	des	Jahrzehnts	öffnete	

sich	die	Schere	weiter	(s.	Abb.	2).	Der	Mangel	wur-

de	lange	Zeit	überdeckt	von	einer	Einwanderungs-

politik,	die	mit	Kontingenten	und	der	Bevorzugung	

von	 Inländern	 die	 Anstellung	 hochqualifizierter	

Ausländer	administrativ	behinderte	oder	gar	verhin-

derte	und	eher	die	Einwanderung	tief	qualifizierter	

Arbeitskräfte	förderte.

Ursache für Nichtvergleichbarkeit

Massgebend	für	die	Einteilung	von	Bildungsgängen	ist	die	internationale	Klassifikation	der	UNESCO	

ISCED	(International	Standard	Classification	of	Education).	Die	Stufen	5	und	6	beinhalten	die	Terti-

ärbildung	A	 (Hochschulen)	und	B	 (Berufsbildung),	wobei	die	Bachelor-Ausbildung	der	Hochschulen	

in	etwa	der	Stufe	5A	entspricht.	Die	Stufe	5B	umfasst	Berufsbildungsprogramme	mit	mindestens	3600	

Lernstunden	 auf	 Hochschulniveau.	 Kürzere	 Ausbildungen	 nach	 einer	 Berufslehre	 werden	 als	 «post-

sekundäre	 Ausbildungen»	 ausgewiesen.	 Die	 Schweizer	 Bildungsstatistik	 macht	 diesen	 Unterschied	

zwischen	 postsekundären	 Ausbildungen	 und	 Tertiär-B-Ausbildungen	 nicht,	 sondern	 weist	 beide	 als	

«Tertiärausbildungen»	aus.	Dies	führt	sowohl	im	Vergleich	zu	ISCED	als	auch	zu	dem	mit	der	ISCED	

abgestimmten	europäischen	Qualifikationsrahmen	der	EU	(EQF-Qualifikationsstufen	6–8)	zu	verschie-

denen,	nicht	vergleichbaren	Angaben.
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Auf dem Schweizer Arbeitsmarkt steigt die Nachfrage nach Hochqualifizierten. In den letzten Jahren hat sich die Anzahl 
der Personen, die einen akademischen Beruf oder eine Führungsfunktion ausüben, beinahe verdoppelt. Auch der Bedarf 
an Technikern und gleichrangigen Jobs ist weiter gestiegen. Andererseits gingen ca. 200 000 Bürojobs verloren. 

Quelle:	BfS,	eigene	Berechnungen

Abb. 3:			Entwicklung	der	Berufshauptgruppen	(Schweizer	und	Ausländer)	1991	bis	2009	
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Seit	Einführung	der	Personenfreizügigkeit	 im	Rah-

men	der	bilateralen	Verträge	I	mit	der	EU	im	Jahr	

2002	 wurden	 diese	 Beschränkungen	 aufgegeben.	

Abgesehen	 von	 Übergangsbestimmungen	 für	 die	

osteuropäischen	Neumitglieder	der	EU	ist	heute	ein	

gültiger	 Arbeitsvertrag	 die	 einzige	 Voraussetzung	

für	 eine	Niederlassung.	Nun	offenbart	der	Ausbil-

dungsgrad	der	Zuwanderer	das	 effektive	Nachfra-

geprofil	ungefiltert:	2009	betrug	der	Ausländeran-

teil	bei	den	akademischen	Berufen	21,5	Prozent,	bei	

den	 Technikern	 und	 gleichrangigen	 Berufen	 16,7	

Prozent.	Während	der	Anteil	der	Ausländer	bei	den	

akademischen	Berufen	um	drei	Prozent	gestiegen	ist,	

blieb	er	bei	den	Technikern	–	abgesehen	von	kon-

junkturell	bedingten	Schwankungen	–	auf	dem	glei-

chen	Niveau.

Diese	Zahlen	zeigen,	dass	die	Schweiz	einen	massi-

ven	Humankapitalimport	betreibt.	Zwei	Drittel	der	

zusätzlichen	Nachfrage	nach	hochqualifizierten	Ar-

beitskräften	werden	über	die	Zuwanderung	gedeckt,	

das	 inländische	 Angebot	 an	 Hochschulabgängern	

kann	 lediglich	 ein	 Drittel	 der	 Nachfrage	 befriedi-

gen	 (s.	 Abb.	 5).	 Schweizer	 Fachhochschulen	 und	

Universitäten	vergaben	im	Jahr	2008	knapp	24	000	

Masters-Diplome.	Hinzu	kamen	knapp	45	000	Zu-

wanderer	mit	einer	entsprechenden	Bildung,	die	 in	

der	 Schweiz	 angestellt	wurden.	 Das	 ist	 kein	 völlig	

neues	 Phänomen.	 Schon	 in	 der	 ersten	 Hälfte	 des	

letzten	 Jahrzehnts	kam	die	Hälfte	der	zusätzlichen	

Akademiker	aus	dem	Ausland.	Neu	ist	das	Ausmass	

des	zusätzlichen	Bedarfs	an	Arbeitskräften	mit	Ter-

tiärbildung,	 der	 aus	 dem	 Ausland	 gedeckt	 werden	

muss.	 Hinzu	 kommt,	 dass	 einem	 Teil	 der	 beinahe	

kostenlos	ausgebildeten	Ausländern	die	Anstellung	

in	der	Schweiz	sehr	erschwert	wird.	

In	der	Regel	führt	die	ausgeprägte	Akademiker-Zu-

wanderung	 nicht	 zu	 einer	 Verdrängung	 der	 Inlän-

der.	Der	inländische	Arbeitskräftemangel	im	MINT-

Bereich	 (Fachkräfte	 mit	 Hochschulausbildung	 in	

Mathematik,	Informatik,	Naturwissenschaften	und	

Technik)	führt	nachweislich	zu	mehr	Zuwanderung	

(Gardiol und Gehrig	2010).		Während	des	Ban-

kenbooms	 führten	die	enormen	Gehaltsunterschie-

de	 zwischen	 der	 Finanzbranche	 und	 der	 Industrie	

zu	 einer	 Umlenkung	 der	 begehrten	 MINT-Kräfte.	

Die	 Arbeitslosigkeit	 in	 den	 hohen	 Qualifikations-

segmenten	 hat	 mit	 der	 Zuwanderung	 nicht	 zuge-

nommen.	Im	Gegenteil:	Die	Quote	der	arbeitslosen	

Akademiker	erreichte	vor	der	Krise	Tiefststände	und	

liegt	nun	erstmals	niedriger	als	die	Quote	der	Lehr-

absolventen	(s.	Abb.	21).

Ebenso	 wenig	 sind	 die	 Akademiker-Löhne	 in	 der	

Schweiz	 generell	 unter	 Druck	 geraten.	 Im	 Gegen-

teil:	Im	Verhältnis	zu	den	Löhnen	der	Lehrabsolven-

ten	sind	sie	weiter	gestiegen	(s.	Abb.	4).	Gemäss	der	

Lohnstrukturerhebung	2008	lagen	die	durchschnitt-

lichen	Bruttolöhne	von	Abgängern	der	Universitäten	

und	 der	 ETH	 um	 81	 Prozent	 über	 dem	 mittleren	

Lohnniveau	der	Lehrabsolventen.	Im	Jahr	1996	be-

trug	diese	Differenz	erst	68	Prozent,	2002	waren	es	

73	Prozent.	Es	fällt	auf,	dass	auch	die	relativen	Löhne	

von	Arbeitnehmern	mit	Fachhochschulabschluss	und	

höherer	 Berufsbildung	 zugelegt	 haben,	 wenn	 auch	

weniger	 stark.	 Bemerkenswert	 ist	 die	 Konstanz	 der	

relativen	 Löhne	 der	 Unqualifizierten:	 Sie	 verharren	

seit	1996	knapp	unter	80	Prozent.	

In	diesen	Zahlen	zeigt	sich	die	steigende	Nachfrage	

der	Schweizer	Wirtschaft	nach	höheren	Qualifikati-

onen	und	Fähigkeiten.	Dieser	Prozess	war	schon	in	

den	neunziger	Jahren	ausgeprägt	 im	Gang.	Damals	

reagierte	 das	 Schweizer	 Bildungssystem	 darauf,	 in-

dem	 sowohl	 der	 Anteil	 von	 Personen	 mit	 höheren	

Abschlüssen	als	auch	das	Angebot	an	Lehrabgängern	

erhöht	wurde	(Puhani	2005).	Im	Gegensatz	zu	an-

deren	Ländern	–	vornehmlich	den	USA	–	öffnete	der	

Trend	 zu	 höheren	 Qualifikationen	 die	 Lohnschere	
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Das Verhältnis der Bruttolöhne der verschiedenen Bildungssegmente zeichnet sich in der Schweiz durch hohe Konstanz 
aus. Setzt man das mittlere Lohnniveau (Median) der Arbeitnehmer mit Lehrabschluss auf den Wert 100, so verharrt der 
Lohn der Unqualifizierten seit 1996 knapp unter 80. Die höchsten Löhne erzielen Akademiker, gefolgt von den Absol-
venten der Fachhochschulen und der höheren Berufsbildung. Seit 2002 haben sich die Akademikerlöhne leicht nach oben 
abgesetzt und lagen 2008 bei 181. Im Mittel verdienen Akademiker damit 81% mehr als die Absolventen einer Lehre. 

Quelle:	Lohnstrukturerhebung,	eigene	Berechnungen

Abb. 4:	Relative	Lohnentwicklung	verschiedener	Bildungssegmente	1996	-	2008	
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nicht	weiter,	nicht	zuletzt	darum,	weil	die	Schweizer	

Berufsbildung	 den	 erhöhten	 Anforderungen	 besser	

gerecht	 wurde	 als	 das	 amerikanische	 High-School-

System.	In	den	letzten	Jahren	scheint	die	Mehrnach-

frage	 nach	 höheren	 Qualifikationen	 hingegen	 vor	

allem	über	die	Zuwanderung	befriedigt	zu	werden.	

Es	 ist	zu	vermuten,	dass	der	Anstieg	der	Akademi-

kerlöhne	dadurch	gedämpft	wurde.

Die	neue	Zuwanderung	verändert	auch	die	Berufs-

anteile	der	 in	der	Schweiz	niedergelassenen	Natio-

nalitäten:	Der	Anteil	akademischer	Berufsleute	un-

ter	Nordwesteuropäern	liegt	im	Kanton	Zürich	bei	

annähernd	 50	 Prozent.	 Die	 gezielte	 Rekrutierung		

von	 Akademikern	 führt	 dazu,	 dass	 der	 Anteil	 der	

Arbeitskräfte	mit	 tertiärer	Ausbildung	bei	den	 Im-

migranten	aus	Nordwesteuropa	und	Nordamerika	

doppelt	so	hoch	ist	wie	unter	den	Schweizern.	Auch	

der	Anteil	der	Führungskräfte	ist	massiv	höher.	Le-

diglich	 bei	 den	 technischen	 Spezialisten	 liegen	 die	

Schweizer	noch	vorne	(s.	Tab.	1).

Der	 massive	 Humankapitalimport	 belegt	 die	 aus-

serordentlich	 hohe	 Attraktivität	 der	 Schweiz	 als	

Arbeits-	 und	 Wohnort	 für	 Hochqualifizierte.	 Die	

Position	 als	 Innovationsstandort,	 Finanzplatz	 und	

Auslandsinvestor,	aber	auch	als	Standort	für	globale	

Konzernzentralen	 und	 Holdings	 ist	 hervorragend;	

das	 ist	 der	 zentrale	 Treiber	 des	 Jobangebots.	 Die	

Schweiz	übernimmt	heute	 in	einem	Mass	weltwei-

te	 unternehmerische	 Leitungsfunktionen,	 die	 weit	

über	 ihre	 Grösse	 hinausreicht.	 Im	 globalen	 Mass-

Tab. 1:	Berufsstruktur	nach	Nationalitätengruppe	im	Kanton	Zürich	im	Jahr	2008	

Schweiz

Nord-West 
Europa und 

Nordamerika Südeuropa

Türkei und 
westliche 

Balkanländer

Techniker und gleichrangige Berufe 26.3 % 23.3 % 11.9 % 7.6 %

Akademische Berufe 24.8 % 46.0 % 12.4 % 5.0 %

Bürokräfte, kaufmännische Angestellte 12.8 % 3.9 % 9.4 % 7.2 %

Dienstleistungs- und Verkaufsberufe 10.4 % 5.2 % 11.7 % 16.1 %

Führungskräfte 8.0 % 12.1 % 4.1 % 2.8 %

Handwerks- und verwandte Berufe 7.9 % 5.6 % 24.3 % 28.0 %

Hilfsarbeitskräfte 3.7 % 1.0 % 13.9 % 18.6 %

Anlagen- und Maschinenbediener 2.9 % 0.3 % 9.9 % 11.8 % 

Fachkräfte in der Landwirtschaft 2.6 % 1.3 % 1.8 % 2.4 %

Die Nationalitätengruppen im Kanton Zürich unterscheiden sich stark in der Berufsstruktur. So übt die Hälfte der Schwei-
zer entweder einen technischen oder einen akademischen Beruf aus. Die meisten Nord- und Westeuropäer arbeiten in 
akademischen Berufen. Der Anteil der Führungskräfte liegt bei Nordwesteuropäern und Nordamerikanern mit 12% um 
die Hälfte höher als bei den Schweizern. Südeuropäer und Immigranten aus der Türkei und aus den westlichen Balkan-
ländern sind überdurchschnittlich stark in handwerklich-manuellen Tätigkeiten oder im Verkauf vertreten.

Quelle:	BfS,	SAKE,	zitiert	nach	Statistisches	Amt	des	Kantons	Zürich,	eigene	Darstellung
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Die Schweiz profitiert von einem massiven Zufluss an Humankapital. In den letzten 20 Jahren ist die Anzahl der «im-
portierten» Hochschulabschlüsse laufend gestiegen. Dieser Trend hat sich nach der Einführung der Personenfreizügigkeit 
noch verstärkt. Schweizer Universitäten und Fachhochschulen vergaben im Jahr 2008 rund 24 000 Diplome (Master oder 
Lizenziat), 44 000 Personen mit einem akademischen Abschluss wanderten zu. In der Folge stieg die «Importquote» im 
Jahr 2008 auf gut 65%.

Quelle:	BfS,	eigene	Berechnungen

Abb. 5:			Schweizerische	und	«importierte»	Hochschulabschlüsse		

0

10000

20000

30000

40000

50000

60000

70000

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

Zuwanderer mit Hochschulabschluss

Schweizer Hochschulabschlüsse

Importquote (rechte Skala)

20082006200420022000199819971990

«Importquote»

«I
mp

or
tq

uo
te

»

A
nz

ah
l 

Ho
ch

sc
h
ul

ab
sc

h
lü

ss
e

 Zuwanderer mit Hochschulabschluss (linke Skala)
 Schweizer Hochschulabschlüsse (linke Skala)



21

Die berufsLehre in einer gLobaLisierten WeLt

stab	übertrifft	die	Bedeutung	als	Top-Standort	ihre	

ökonomische	 Potenz	 und	 ihre	 Bevölkerung	 von	

knapp	acht	Millionen	Menschen	bei	weitem.	Als	re-

lative	Gewinnerin	der	 Finanzkrise	 sieht	 sie	 sich	 in	

dieser	 Position	 sogar	 gestärkt.	 Auch	 der	 staatlich	

dominierte	 Teil	 des	 Inlandsektors	 ist	 ein	 wichtiger	

Nachfrager	 hoher	 Qualifikationen.	 Insbesondere	

der	Bedarf	an	Ärzten	und	anderen	Gesundheitsspe-

zialisten	sowie	an	Lehrkräften	aller	Stufen	wird	zu	

einem	wesentlichen	Teil	aus	dem	Ausland	gedeckt.

Angesichts	der	hohen	Konzentration	an	wirtschaftli-

chen	Leitungsfunktionen	und	Innovationsaktivitäten	

kann	die	 Schweiz	 als	 grosse	 Stadt,	 als	«Stadtland»	

verstanden	werden	(Eisinger	und	Schneider	2003,	

Zürcher	2009).	Damit	ist	sie	auf	ein	entsprechendes	

Arbeitskräftereservoir	angewiesen,	aus	dem	die	Ta-

lente	für	die	zentralen	Wirtschaftsfunktionen	rekru-

tiert	werden	können.	Dieses	«Schweizer	Hinterland»	

befindet	 sich	 zwangsläufig	 auch	 im	 Ausland.	 Die	

Schweiz	wird	auch	künftig	einen	Teil	 ihres	Bedarfs	

an	Humankapital	über	Zuwanderung	decken	müs-

sen.	Als	Einwanderungsland	steht	sie	in	einer	Reihe	

mit	anderen	Premium-Standorten	wie	London,	New	

York	 und	 Hongkong,	 die	 ebenfalls	 Magneten	 sind	

für	motivierte	Menschen	mit	hoher	Bildung.

Offen	 bleibt,	 wie	 stark	 die	 Zuwanderung	 zurück-

ginge,	wenn	mehr	junge	Schweizer	Arbeitskräfte	mit	

Tertiärbildung	 in	 den	 Arbeitsmarkt	 einträten.	 Die	

Zuwanderer	sind	meist	jung;	im	Unterschied	zu	den	

hiesigen	Abgängern	verfügen	sie	aber	oft	schon	über	

Arbeitserfahrungen.	Zu	einem	gewissen	Teil	decken	

sie	einen	Qualifikationsbedarf	ab,	der	primär	Folge	

der	globalisierten	Schweizer	Wirtschaft	ist	und	eher	

komplementären	Charakter	hat	–	man	denke	an	die	

russische	Übersetzerin	bei	ABB	oder	an	den	brasili-

anischen	Juristen	bei	Nestlè.	Trotzdem	besteht	eine	

offensichtliche	 Diskrepanz	 zwischen	 den	 präferier-

ten	Studienrichtungen	der	Schweizer	Abgänger	und	

den	Bedürfnissen	des	hiesigen	Arbeitsmarktes.	Das	

ist	die	Folge	der	Verhältnisse	im	Schweizer	Bildungs-

system,	das	zu	wenig	Ingenieure	und	Naturwissen-

schaftler	und	stattdessen	zu	viele	Geistes-	und	Sozi-

alwissenschaftler	hervorbringt.	Das	zeigt	sich	an	der	

Differenz	 zwischen	 den	 Studierendenanteilen	 der	

Fachrichtungen	an	Schweizer	Universitäten	und	den	

Abschlüssen	 der	 eingewanderten	 Akademiker.	 Am	

höchsten	war	die	Diskrepanz	im	Jahr	2006	bei	den	

exakten	und	den	Naturwissenschaften,	aber	auch	in	

den	Wirtschaftswissenschaften	und	der	Medizin	ist	

sie	 substanziell	 (Sheldon	2008	a).	Diese	Entwick-

lung	steht	möglicherweise	auch	in	Zusammenhang	

mit	 der	 Reform	 der	 gymnasialen	 Maturität	 1995,	

die	eine	markante	Gewichtsverschiebung	zuunguns-

ten	 der	 naturwissenschaftlichen	 Fächer	 Mathema-

tik,	Physik,	Chemie	und	Biologie	gebracht	hat.

Die	ungenügende	Abstimmung	zwischen	der	Studi-

enwahl	und	den	Erfordernissen	des	Arbeitsmarktes	

hängt	 aber	 auch	 damit	 zusammen,	 dass	 die	 Stu-

dierenden	nur	einen	kleinen	Teil	der	Kosten	tragen	

müssen,	die	sie	verursachen.	In	der	Schweiz	wird	das	

Hochschulstudium	 quasi	 gratis	 angeboten.	 Univer-

sitätsbildung	 wird	 als	 öffentliches	 Gut	 betrachtet,	

einzig	die	Kosten	des	entgangenen	Lohnes	während	

der	 Studienzeit	werden	privat	 getragen.	Eine	Folge	

davon	ist,	dass	die	Studienwahl	weniger	unter	dem	

Aspekt	einer	Investition	in	das	eigene	Humankapital	

erfolgt	 als	 unter	 dem	 Blickwinkel	 der	 Inanspruch-

nahme	einer	öffentlichen	Dienstleistung.	Neigungen	

und	 Interessen	 werden	 im	 Verhältnis	 zur	 späteren	

Verwertbarkeit	des	Wissens	stärker	gewichtet.	Folg-

lich	sind	die	Bildungsrenditen	an	den	hiesigen	Uni-

versitäten	niedrig.	Die	mittlere	private	Rendite	eines	

Universitätsstudiums	 lag	 im	 Jahr	 2004	 zwischen	

5,4	 Prozent	 (Männer)	 und	 2,2	 Prozent	 (Frauen)	

pro	Jahr	(Schweizerische Koordinationsstelle 

für Bildungsforschung	 2010).	 In	 einer	 (engen)	

Investitionssicht	 rentieren	 die	 gewählten	 universi-
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tären	 Studiengänge	 damit	 weniger	 als	 alle	 anderen	

Bildungsstufen.	Insbesondere	der	Vergleich	mit	den	

Fachhochschulen	 fällt	 zu	 Ungunsten	 der	 Universi-

tätsabgänger	aus.	Bedenklich	stimmt,	dass	auch	ver-

stärkte	 Signale	 aus	 dem	 Arbeitsmarkt	 bisher	 nicht	

bei	 den	 Studienanfängern	 ankommen.	 Jedenfalls	

konnte	 in	 der	 Periode	 1993	 bis	 2008	 nicht	 nach-

gewiesen	 werden,	 dass	 der	 chronische	 Mangel	 an	

MINT-Fachkräften	und	die	steigenden	Reallöhne	in	

diesem	 Segment	 die	 Studienwahl	 in	 der	 gewünsch-

ten	Richtung	beeinflusst	hat	(Gardiol	und	Gehrig	

2010).	Die	Substituierbarkeit	der	Zuwanderer	durch	

mehr	Schweizer	Hochschulabgänger	ist	unter	diesen	

Umständen	also	nur	teilweise	möglich.	

Die	 Konjunkturforschungsstelle	 der	 ETH	 Zürich	

(KOF)	kommt	aufgrund	ihrer	Innovationserhebung	

von	 2008	 zum	 Schluss:	 «Ein	 Mangel	 an	 Fachper-

sonal	dürfte	erst	auf	 längere	Frist	wieder	zu	einer	

grös	seren	 Hürde	 für	 die	 Innovationstätigkeit	 wer-

den.	 Im	 Hinblick	 darauf	 ist	 der	 freie	 Personen-

verkehr	 mit	 der	 EU	 von	 grösster	 Bedeutung,	 und	

möglicherweise	sollte	auch	die	Einwanderung	von	

Spezialisten	 aus	 anderen	 Ländern	 weniger	 behin-

dert	werden,	als	es	bisher	der	Fall	ist.	Trotzdem:	die	

Schweiz	muss	auf	jeden	Fall	ihre	eigene	Humanka-

pitalbasis	 erweitern»	 (Arvanitis et al.	 2010	a).	

Deshalb	 sollten	 Massnahmen	 gefunden	 werden,	

«welche	sich	eignen,	um	das	einheimische	Angebot	

an	 technisch-naturwissenschaftlich	 ausgebildeten	

Personen	(und	dies	gilt	nicht	nur	für	die	Hochschu-

len)	zu	steigern».

Die	Personenfreizügigkeit	im	Rahmen	der	bilatera-

len	Verträge	mit	der	EU	wird	nicht	genügen.	Die	EU/

EWR-Länder	sind	mit	den	gleichen	demografischen	

Prozessen	konfrontiert,	 der	Wettbewerb	um	quali-

fizierte	Arbeitskräfte	wird	sich	auch	in	diesen	Län-

dern	weiter	verschärfen.	Darum	ist	ungewiss,	ob	das	

aktuelle	 Niveau	 der	 Zuwanderung	 nachhaltig	 ist.	

Die	Schweiz	kann	sich	nicht	darauf	verlassen,	dass	

der	Humankapitalimport	auch	künftig	so	problem-

los	möglich	sein	wird.	Kommt	hinzu,	dass	der	gesell-

schaftliche	Konsens	über	die	Personenfreizügigkeit	

und	der	daraus	resultierenden	Neuen	Zuwanderung	

brüchig	wird.

Mit	den	neuen	Zuwanderern	kommen	neue	

Bildungspräferenzen	

Auf	gesellschaftlicher	Ebene	zeigt	 sich	bereits	heu-

te,	dass	die	Einwanderung	von	Akademikern	poli-

tisch	an	Grenzen	stossen	könnte.	Die	Polemiken	um	

kulturelle	 Unterschiede	 zwischen	 Deutschen	 und	

Schweizern,	die	Debatte	über	steigende	Mieten	und	

die	angebliche	Verdrängung	von	Schweizer	Familien	

aus	den	Grossstädten,	die	Medienberichte	über	eine	

drohende	«Überbevölkerung»	oder	die	weitere	Zer-

siedelung	 weisen	 auf	 Ängste	 vor	 Identitätsverlust	

hin.	Im	Unterschied	zu	den	1980er	und	1990er	Jah-

ren	wandern	heute	vor	allem	Spezialisten	und	Füh-

rungspersönlichkeiten	ein;	es	formiert	sich	eine	neue	

Elite.	Der	Arbeitsmarkt	–	aber	auch	die	Gesellschaft	

–	sieht	sich	mit	einer	neuen	Situation	konfrontiert.	

Ärzte,	 Juristen,	Architekten	und	Ökonomen	erhal-

ten	erstmals	massive	Konkurrenz	aus	dem	Ausland.

Die	«Zulieferer»	und	«Versorger»	aus	früheren	Im-

migrationswellen	haben	sich	zum	grossen	Teil	ange-

passt;	die	«Secondos»	sind	integriert,	nicht	zuletzt,	

weil	 viele	 von	 ihnen	 eine	 Lehre	 absolviert	 haben.	

Die	 hochqualifizierten	 neuen	 Zuwanderer,	 welche	

die	 Landessprachen	 gewissermassen	 im	 Original	

sprechen,	werden	sich	am	kulturellen	Hintergrund	

und	an	den	Institutionen	ihrer	Herkunftsländer	ori-

entieren.	Aufgrund	 ihres	 beruflichen	Prestiges	 und	

den	 ökonomischen	 Ressourcen	 verfügen	 sie	 auch	

über	die	Möglichkeiten	dazu.
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Das	betrifft	nicht	zuletzt	auch	das	Bildungssystem:	

Hochqualifizierte	 Einwanderer	 haben	 hohe	 An-

sprüche	an	die	Bildungschancen	 ihrer	Kinder;	 ihre	

«benchmarks»	 sind	 die	 Verhältnisse	 in	 ihren	 Hei-

matländern.	Wenn	in	Deutschland	40	Prozent	eines	

Jahrgangs	 der	 Weg	 zum	 Abitur	 offensteht,	 ist	 es	

schwierig	zu	vermitteln,	warum	im	Kanton	Zürich	

nur	18	Prozent	eine	Matura	machen	dürfen.	Es	wird	

nicht	ausreichen,	ihnen	mit	Verweis	auf	die	Berufs-

bildung	die	Besonderheiten	des	Schweizer	Bildungs-

systems	 zu	 erklären	 (Schindler	 2009).	 Während	

die	einen	–	wohl	vor	allem	nicht	Deutschsprachige	

–	auf	private	Bildungsangebote	ausweichen	werden,	

werden	 andere	 mit	 individueller	 Förderung	 ver-

suchen,	die	Chancen	 ihres	Nachwuchses	 für	 einen	

Platz	im	Gymnasium	zu	verbessern.

Die	Neue	Zuwanderung	führt	somit	indirekt	zu	ei-

ner	 Konkurrenzsituation	 zwischen	 Schweizer	 und	

Zuwanderer-Kindern.	Als	Folge	könnten	Schweizer	

Jugendliche	–	vor	allem	solche	aus	dem	Mittelstand	

–	wieder	vermehrt	unfreiwillig	in	die	Berufsbildung	

verwiesen	werden.

Die	Berufslehre	droht	im	«Kopenhagen»-Prozess	

nivelliert	zu	werden	

Wegen	der	wachsenden	Mobilität	steigt	auch	das	Be-

dürfnis	nach	 internationaler	Vergleichbarkeit	beruf-

licher	Qualifikationen.	Analog	zur	Bologna-Reform	

auf	Hochschulebene	wurde	der	«Kopenhagen»-Pro-

zess	 gestartet,	 der	 die	 Berufsbildung	 international	

vergleichbar	machen	will,	was	faktisch	einer	Normie-

rung	gleichkommen	wird.	Die	Schweiz	wird	sich	die-

ser	 Entwicklung	 wegen	 der	 wachsenden	 Bedeutung	

der	Personenfreizügigkeit	nicht	entziehen	können.

Bei	 der	 internationalen	 Anschlussfähigkeit	 geht	 es	

um	 Flexibilität,	 Durchlässigkeit	 und	 Gleichwertig-

keit	der	Bildungsgänge.	Die	im	Bildungssystem	eines	

Landes	 erworbenen	 Qualifikationen	 und	 Kompe-

tenzen	 sollen	 auf	 ausländischen,	 insbesondere	 auf	

europäischen	Arbeitsmärkten	sowie	in	anderen	(Be-

rufs-)Bildungssystemen	 ohne	 Barrieren	 verwertbar	

werden.	Natürlich	soll	auch	das	Umgekehrte	gelten	

–	ein	international	ausgerichtetes	(Berufs-)Bildungs-

system	 muss	 strukturell	 in	 der	 Lage	 sein,	 im	 Aus-

land	erworbene	Qualifikationen	und	Kompetenzen	

im	Inland	verwertbar	zu	machen.

Nach	den	Beschlüssen	des	Europäischen	Rates	von	

Lissabon	(2000)	und	Maastricht	(2004)	hat	die	Eu-

ropäische	 Union	 einen	 Europäischen	 Qualifikati-

onsrahmen	(EQR)	und	ein	Europäisches	Leistungs-

punktesystem	 für	 die	 berufliche	 Bildung	 (ECVET)	

eingeführt.	EQR	und	ECVET	sollen	die	europaweite	

Transparenz,	Durchlässigkeit	und	Kompetenzorien-

tierung	 von	 Qualifikationen	 unterstützen	 und	 er-

möglichen,	 auch	 mit	 dem	 Ziel	 der	 wechselseitigen	

Anrechnung.	Mittelfristig	dürfte	es	zur	Anrechnung	

beruflicher	Kompetenzen	auf	Hochschulstudiengän-

ge	kommen,	also	eine	kombinierte	Anrechnung	von	

ECTS	und	ECVET.	Das	deutsche	Bundesinstitut	für	

Berufsbildung	hat	ein	entsprechendes	Entwicklungs-

programm	durchgeführt	(Kremer	2008).	Demnach	

sollen	EQR	und	ein	vorgelagerter	Nationaler	Qua-

lifikationsrahmen	 (NQR)	 abschlussneutrale	 kom-

petenzorientierte	 Referenzen	 zur	 Einordnung	 und	

Bewertung	von	Lernergebnissen	liefern,	unabhängig	

davon,	auf	welchen	formalen	oder	informellen	We-

gen	 die	 Kompetenzen	 erworben	 wurden.	 Auch	 in	

der	 Schweiz	wird	unter	Federführung	des	Bundes-

amtes	für	Berufsbildung	und	Technologie	(BBT)	ein	

nationaler	Qualifikationsrahmen	 für	die	Berufsbil-

dung	ausgearbeitet.
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Für	 das	 duale	 Modell	 ist	 der	 Kopenhagen-Prozess	

Chance	und	Risiko	zugleich:	Den	Ländern	mit	Be-

rufslehre	 bietet	 er	 die	 Möglichkeit,	 die	 Funktions-

weise	 und	 Vorzüge	 ihres	 System	 zu	 erklären	 und	

besser	 bekannt	 zu	 machen.	 Anderseits	 ist	 es	 eine	

Tatsache,	 dass	 die	 deutschsprachigen	 Länder	 zu-

sammen	mit	Dänemark	in	der	Minderheit	sind.	Die	

Schweizer	Berufslehre	droht	somit	überstimmt	und	

international	unter	Wert	«verkauft»	zu	werden.	Kri-

tisch	 ist	 vor	allem	der	 europäische	Qualifikations-

rahmen;	er	soll	dazu	führen,	dass	Schweizer	Berufs-

abschlüsse	direkt	mit	schulischen	und	akademischen	

Programmen	 anderer	 Länder	 verglichen	 werden.	

Neben	der	normierenden	Wirkung	solcher	bürokra-

tischer	Prozesse	besteht	die	Gefahr,	dass	Schweizer	

Absolventen	 der	 höheren	 Berufsbildung	 in	 einem	

Bewerbungsverfahren	 gegenüber	 britischen	 Bache-

lors	benachteiligt	werden.	
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02	 Die	duale	Berufsbildung	ist	in	der	Schweiz	stark	
	 verwurzelt

Die	Schweizer	Berufsbildung	 setzt	 in	hoher	Priori-

tät	auf	das	duale	System.	Diese	Dualität	äussert	sich	

in	 mehreren	 Dimensionen:	 Die	 Lernenden	 werden	

gleichzeitig	im	Betrieb	und	in	der	Berufsschule	aus-

gebildet;	 sie	 erwerben	 zugleich	 praktisch-betriebli-

che	Fertigkeiten	sowie	Allgemein-	und	theoretisches	

Wissen;	Betriebe	und	Verbände	entscheiden	über	die	

berufsspezifischen	Inhalte,	staatliche	Instanzen	sind	

für	den	schulischen	Teil	und	regulatorische	Aspekte	

verantwortlich.	 Diese	 Aufteilung	 von	 Zuständig-

keiten	und	Verantwortlichkeiten	ist	am	ehesten	mit	

jener	der	anderen	deutschsprachigen	Länder	zu	ver-

gleichen.

Das	duale	System	ist	ein	Sonderfall	

In	den	meisten	Ländern	der	Welt	hat	sich	aber	eine	

Ausbildungsform	etabliert,	die	von	der	Grundschule	

bis	zur	Universität	auf	ein	einheitliches	Organisati-

onsprinzip	 setzt:	 auf	den	Unterricht	 in	der	Schule.	

Fern	 vom	 Arbeitsalltag	 lassen	 sich	 in	 der	 Schule	

systematisch	Wissen	vermitteln	und	Fertigkeiten	er-

werben.	Das	Referenzsystem	der	modernen	Schule	

ist	die	wissenschaftliche	Pädagogik.	Die	Lehrberufe	

wurden	in	den	letzten	Jahrzehnten	anspruchsvoller,	

die	Professionalisierung	erreicht	ein	hohes	Niveau.	

Die	Lehrkräfte	fühlen	sich	dabei	nicht	primär	wirt-

schaftlichen	Maximen	verpflichtet;	im	Vordergrund	

steht	nicht	die	Verwertbarkeit	des	vermittelten	Wis-

sens,	 sondern	 die	 Mündigkeit	 und	 Flexibilität	 der	

Lernenden	im	Wandel	der	Anforderungen.

In	den	deutschsprachigen	Ländern	 sowie	 in	Däne-

mark	 hat	 sich	 auf	 der	 ersten	 nachobligatorischen	

Bildungsstufe	 eine	 alternative	 Form	 des	 betriebli-

chen	 Lernens	 durchgesetzt,	 die	 in	 Verbindung	 mit	

schulischem	 Unterricht	 als	 duales	 Modell	 bezeich-

net	wird:	Schule	und	Betrieb	bilden	dabei	zwei	kom-

plementäre	 Lernorte.	 Während	 die	 Schule	 die	 für	

die	berufliche	Tätigkeit	notwendigen	theoretischen	

Kenntnisse	und	allgemeines	Wissen	und	Kultur	 im	

Lehrplan	 vorsieht,	 bietet	 das	 betriebliche	 Umfeld	

die	Voraussetzung	 für	praktisches	und	erfahrungs-

bezogenes	 Lernen.	 Die	 Tätigkeit	 des	 Lehrmeisters	

unterscheidet	sich	von	derjenigen	schulischer	Lehr-

kräfte:	Sein	Referenzsystem	ist	die	Berufspraxis	und	

der	Betrieb.	 In	der	höheren	Berufsbildung	 lebt	die	

Tradition	des	Meisters	weiter.

Auch	Adam	Smith,	 der	Vater	 der	modernen	Öko-

nomie,	hat	sich	mit	Fragen	der	Bildung	beschäftigt.	

Seine	Einstellung	zur	beruflichen	Ausbildung	–	da-

mals	 fest	 in	 den	 Händen	 von	 Zünften	 und	 einfa-

cheren	Produktionsbetrieben	–	war	alles	andere	als	

wohlwollend.	 Die	 Arbeit	 in	 Industrie	 und	 Handel	

sei	eintönig	und	wenig	anregend,	fand	er.	Im	Betrieb	

sei	 wenig	 zu	 lernen,	 weshalb	 Schulen	 zu	 schaffen	

seien.	Das	 allgemeine	Bildungsniveau	müsse	 geho-

ben	werden.	Lange	Lehrzeiten,	wie	sie	für	die	Aus-

bildung	in	den	Zünften	typisch	waren,	fand	er	un-

nötig.	 Selbst	 Kunstfertigkeiten	 für	 die	 Herstellung	

von	Uhren	seien	nicht	so	geheimnisvoll,	dass	sie	eine	

längere	 Ausbildung	 rechtfertigen	 würden	 (Smith 

1904).	Bereits	nach	wenigen	Wochen,	ja	Tagen	kön-

ne	man	 einem	 jungen	Menschen	 erklären,	wie	 die	

Werkzeuge	zu	handhaben	und	zu	bauen	seien.	Da-

nach	sei	alles	eine	Frage	der	Übung	und	Erfahrung.	

Deshalb	seien	die	«apprenticeships»	–	die	Betriebs-

lehren	–	abzuschaffen	und	die	jungen	Leute	nach	ei-

ner	kurzen	Phase	des	Anlernens	als	Gesellen	in	den	

Arbeitsprozess	einzubeziehen.	Eine	solche	Regelung	

sei	weniger	kostspielig,	wirkungsvoller	und	weniger	

langweilig.	

Freilich	hatte	Smith	vor	allem	die	Zünfte	im	Visier,	

und	weniger	die	Idee	der	Betriebslehre.	Denn	er	ver-

mutete,	 dass	 die	 Zünfte	 mit	 der	 vorherrschenden	
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Organisation	des	Lernens	einfach	versuchten,	pro-

tektionistische	Marktabschottungen	und	damit	ihre	

Vormachtstellung	zu	erhalten.	Trotzdem	sehen	wir	

bis	heute	im	angelsächsischen	Raum	diese	Präferenz	

für	die	 Schule,	 auch	dann,	wenn	 es	 um	berufliche	

Ausbildungen	 geht.	 In	 den	 USA	 wurde	 zu	 Beginn	

des	20.	Jahrhunderts	darüber	debattiert,	ob	man	das	

«Deutsche	Modell»	übernehmen	solle.	Der	renom-

mierte	Pädagoge	John	Dewey	setzte	sich	gegenüber	

Anhängern	der	betrieblich	basierten	Berufsbildung	

mit	dem	Argument	durch,	dass	es	für	eine	demokra-

tische	Gesellschaft	adäquater	sei,	Jugendliche	mög-

lichst	lange	in	dieselbe	Schule	zu	schicken,	dort	eine	

Art	 Propädeutik	 des	 Berufslebens	 zu	 organisieren,	

statt	 sie	 in	 Berufen	 und	 Berufsschulen	 zu	 segmen-

tieren	und	sie	gegenüber	angehenden	Akademikern	

zu	 stigmatisieren	 (Gonon	 2009).	 In	 diesem	 Zu-

sammenhang	spricht	man	von	der	«amerikanischen	

Theorie	 der	 Berufsbildung»,	 die	 vorwiegend	 auf	

Schule	setzt	(Savoy	1910).

Auch	in	Frankreich	wurde	die	traditionsreiche	Leh-

re	 im	 Betrieb	 kritisiert,	 die	 in	 der	 Regel	 von	 den	

Zünften	organisiert	war.	Der	bei	Ludwig	dem	XVI.	

zuständige	Minister,	Anne	Robert	Turgot,	 schaffte	

1776	 die	 ständischen	 Körperschaften	 kurzerhand	

ab,	 wodurch	 auch	 die	 damit	 einhergehende	 Be-

rufsbildung	 verschwand.	 In	 der	 Folge	 galt	 es,	 sie	

in	 öffentliche	 Bildungsinstitutionen	 zu	 übertragen;	

Fortschritte	der	Wissenschaft	und	Technologie	 sei-

en	 mit	 praktischen	 Kenntnissen	 beruflicher	 Arbeit	

zu	verbinden	und	dies	geschehe	am	systematischs-

ten	 in	 speziell	 eingerichteten	 Institutionen,	 die	mit	

Maschinen	und	Werkstattarbeit	auszustatten	seien,	

war	 man	 damals	 überzeugt.	 Die	 «apprentissage	 à	

l’école»	 sollte	 für	 die	 Industrien	 der	 Zukunft	 und	

für	die	Elite	der	Arbeiterschaft	die	Vorzüge	beider	

Lernorte	 in	 öffentlichen	 Lehrwerkstätten	 zusam-

menbringen	und	systematisieren.

So	kam	es,	dass	Ende	des	19.	Jahrhunderts	und	zu	

Beginn	des	20.	Jahrhunderts	in	den	meisten	Ländern	

die	Weichen	so	gestellt	wurden,	dass	für	Allgemein-

bildung	 und	 berufliche	 Ausbildung	 hauptsächlich	

Schulen	zuständig	waren	und	es	bis	heute	sind.	Die	

Ausnahme	bildet	der	deutsche	und	teilweise	der	nor-

dische	Sprachraum.	Es	waren	deutsche	Ökonomen	

der	historischen	Schule,	versammelt	im	«Verein	für	

Socialpolitik»,	die	für	ein	«combinirtes	System»	des	

Lernens	 eintraten	 (Brentano	 1875).	 Sie	 strebten	

eine	Erneuerung	der	Berufsbildung	an;	Rechte	und	

Pflichten	 von	Lehrling	und	Patron	 sollten	 vertrag-

lich	und	öffentlich	geregelt	werden.	Neben	der	Aus-

bildung	im	Betrieb	war	ein	Schulbesuch	vorgesehen;	

erst	 dank	dieser	Ergänzung	würde	die	Ausbildung	

auf	der	Höhe	der	Zeit	 sein,	 so	die	damalige	Über-

zeugung.	 Unter	 diesem	 Modernisierungsimperativ	

steht	die	Berufsbildung	noch	heute.

Zurzeit	 erscheint	 die	 Dominanz	 der	 Berufslehre	

in	 der	 Schweiz	 selbstverständlich,	 ja	 als	 historisch	

zwangsläufig.	Der	«Königsweg»	war	am	Ende	des	

vorletzten	Jahrhunderts	indes	auch	hierzulande	um-

stritten.	 Der	 Zuspruch	 für	 ein	 duales	 System	 war	

zunächst	zögerlich.	Namentlich	der	Schweizerische	

Gewerbeverein,	der	Vorläufer	des	Gewerbeverban-

des,	 tendierte	 zum	 französischen	 Modell	 der	 öf-

fentlichen	Lehrwerkstätten.	Den	Ausschlag	 für	die	

«Werkstattlehre»	gaben	schliesslich	die	Kosten:	Flä-

chendeckende	Lehrwerkstätten	schienen	zu	teuer.

Die	Berufsbildung	hat	nationale	Facetten	

Diese	uneinheitlichen	Traditionen	von	Berufsbildung	

führen	zu	erheblichen	Missverständnissen	in	der	Be-

grifflichkeit.	Man	unterscheidet	heute	zwischen	ei-

nem	liberalen	Marktmodell	(USA),	einem	bürokra-
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tisch-rationalen	 Schulmodell	 (Spanien,	 Frankreich,	

Italien)	und	einem	traditional-korporatistischen	du-

alen	Modell	wie	 in	der	Schweiz,	Deutschland,	Ös-

terreich	(Greinert	2005).	Ein	eigener	dualer	Typus	

hat	sich	in	Dänemark	entwickelt.

In	den	USA	ist	die	Berufsausbildung	bis	heute	kaum	

institutionalisiert:	Nach	Verlassen	der	High	School	

oder	des	Colleges	folgt	für	die	meisten	Jugendlichen	

eine	Phase,	während	derer	sie	als	Berufslernende	eine	

praktische	Unterweisung	am	Arbeitsplatz	durchlau-

fen.	Man	vertraut	darauf,	dass	die	Unternehmen	von	

sich	aus	«training»	betreiben	und	sich	die	besten	und	

erfolgreichsten	Modelle	oder	Unternehmen	in	einem	

freien	Markt	durchsetzen	werden.	Parallel	zu	diesen	

unternehmensinternen	«trainings»	sind	in	den	angel-

sächsischen	 Ländern	 grosse	 und	 unregulierte	 Aus-	

und	 Weiterbildungsmärkte	 entstanden,	 die	 weitge-

hend	ohne	Zutun	des	Staates	funktionieren.

In	den	 lateinischen	Kulturen	wird	unter	Berufsbil-

dung	meist	der	Besuch	einer	Vollzeitschule	verstan-

den.	 In	 Spanien	 bereitet	 ein	 beruflicher	 Bildungs-

gang	 auf	den	direkten	Übergang	 ins	Erwerbsleben	

vor.	Um	die	theoretischen	Kenntnisse	in	der	Praxis	

anwenden	und	üben	zu	können,	müssen	die	spani-

schen	Berufsschüler	ein	nicht	vergütetes	Pflichtprak-

tikum	 in	 einem	 Betrieb	 absolvieren.	 In	 Frankreich	

findet	die	Berufsausbildung	in	staatlichen	Fachschu-

len	 statt,	 die	 gewerblich-technisch	 oder	 kaufmän-

nisch	ausgerichtet	sind.	Im	Vordergrund	steht	dabei	

eine	 allgemeine,	 auch	 theoretische	 Qualifizierung	

und	nicht	die	praktische	Anwendung	des	Fachwis-

sens	im	Betrieb.	Auch	die	Romandie	und	das	Tessin	

orientieren	 sich	 stark	 am	 lateinischen	Modell.	Die	

Berufslehre	 ist	 dort	 deutlich	weniger	 verbreitet	 als	

in	der	Deutschschweiz.

Diese	 Unterschiede	 bringen	 es	 mit	 sich,	 dass	 auch	

das	 Berufsbildungsvokabular	 sehr	 unterschiedlich	

gehandhabt	 wird.	 Zwar	 steht	 das	 Akronym	 VET	

universell	für	«Vocational	Education	and	Training»	

und	wird	als	Synonym	für	die	Berufsbildung	als	Ge-

genstück	zur	schulisch-akademischen	Allgemeinbil-

dung	verwendet.	Faktisch	wird	aber	in	jedem	Land	

inhaltlich	 und	 organisatorisch	 etwas	 anderes	 dar-

unter	 verstanden.	 Daneben	 sind	 auch	 «career	 and	

technical	education»	(CTE)	oder	einfach	«apprenti-

ceship»	gebräuchlich.

Die	 UNESCO	 definiert	 VET	 folgermassen:	 «All	

forms	 and	 levels	 of	 the	 educational	 process	 invol-

ving,	in	addition	to	general	knowledge,	the	study	of	

technologies	and	related	sciences,	the	acquisition	of	

practical	skills,	know-how,	attitudes	and	understan-

ding	relating	to	occupations	in	the	various	sectors	of	

economic	and	social	life».	Die	geplante	Einführung	

der	 «European	 Credits	 for	 Vocational	 Education	

and	Training»	(ECVET)	stellt	auch	für	die	Schweiz	

eine	Chance	dar,	da	eine	einheitliche	internationale	

Definition	zu	mehr	Transparenz	führt.	Gleichzeitig	

besteht	aber	die	Gefahr,	dass	die	Schweizer	Eigen-

heiten	in	der	Berufsbildung	–	allem	voran	die	hohe	

Qualität	der	Lehrlingsausbildung	–	in	der	bürokra-

tisch	 ausgerichteten	 Vereinheitlichung	 nicht	 genü-

gend	berücksichtigt	wird.

Die	Berufslehre	ist	die	wichtigste	

nachobligatorische	Ausbildung	

In	 keinem	 anderen	 Land	 der	 Welt	 ist	 der	 Anteil	

der	Jugendlichen,	die	in	ihrer	Bildungskarriere	eine	

Berufslehre	durchlaufen	haben,	so	hoch	wie	in	der	

Schweiz.	Fast	zwei	Drittel	aller	Abgänger	der	obli-

gatorischen	Schule	jedes	Jahr	zählen	dazu.	Traditio-

nell	ähnlich	verbreitet	–	prozentual	aber	deutlich	tie-

fer	–	ist	die	Berufslehre	nur	in	den	Nachbarländern	
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Abb. 6:			Anteil	der	dualen	Berufsbildung	auf	der	Sekundarstufe	II	in	Europa	2006	

Die Schweiz ist das Land mit dem weltweit höchsten Anteil der dualen Berufsbildung. Fast 6 von 10 Jugendlichen 
wählen jährlich nach der obligatorischen Schule diesen Weg. Eine bedeutende Stellung geniesst die Berufslehre auch in 
Dänemark, Deutschland und Österreich. Daneben sind die Niederlande, Tschechien und die Slowakei zu erwähnen. In 
Südeuropa ist das duale Modell kaum zu finden.

Quelle:	OECD	stat
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Deutschland	und	Österreich.	Eine	bedeutende	Stel-

lung	geniesst	das	duale	System	auch	 in	Dänemark	

und	mit	grossen	Abstrichen	in	Holland,	Ansätze	fin-

den	sich	neuerdings	auch	in	Norwegen	(s.	Abb.	6).

Neben	 der	 starken	 Verankerung	 im	 deutschen	

Sprachraum	 ist	 innerhalb	 der	 Schweiz	 ein	 ausge-

prägtes	 Stadt-Land-Gefälle	 zu	 beobachten,	 auch	

weil	es	 in	den	Städten	neben	der	Berufslehre	mehr	

Bildungsangebote	 gibt.	 Zudem	 ist	 der	 Anteil	 der	

Branchen,	die	stark	auf	die	Berufslehre	als	Eingangs-

portal	setzen,	tiefer.	In	den	ländlich	geprägten	Ost-	

und	Innerschweizer	Kantonen	nimmt	die	Berufsleh-

re	mit	Anteilen	zwischen	70	und	80	Prozent	eine	viel	

dominantere	Position	ein	als	im	Kanton	Basel	Stadt	

mit	einem	Anteil	von	knapp	50	Prozent	(s.	Abb.	7).

Die	 Berufslehre	 dominiert	 auch	 die	 Berufsbildung	

als	Ganzes	(s.	Abb.	8):	Gut	83	Prozent	der	Berufs-

lernenden	 insgesamt	 absolvieren	 eine	 Berufslehre	

oder	 eine	 Attestlehre	 (die	 ehemalige	 Anlehre).	 Die	

vollschulischen	Berufsbildungsprogramme	zum	Bei-

spiel	der	Wirtschafts-	und	 Informatikmittelschulen	

geniessen	mit	Anteilen	um	15	Prozent	insgesamt	nur	

eine	untergeordnete	Bedeutung.	 In	urbanen	Regio-

nen	und	vor	allem	in	der	Romandie	(Anteil	30	%)	

kommt	ihnen	allerdings	eine	wichtige	Stellung	zu.

Das	duale	System	hat	sich	weiterentwickelt	

In	der	Schweiz	dauert	die	Berufslehre	 in	der	Regel	

3	oder	4	Jahre,	die	Attestlehre	wird	in	2	Jahren	ab-

solviert.	Neben	der	Ausbildung	im	Betrieb	und	dem	

Unterricht	in	der	Berufsschule	kommen	seit	einigen	

Jahren	überbetriebliche	Kurse	(üK)	hinzu,	die	meist	

in	 zusammenhängenden	 Zeitblöcken	 durchgeführt	

werden.	Ihre	Bedeutung	hat	stark	zugenommen,	vor	

allem	in	den	anspruchsvollen	Lehren	der	Industrie.	

Ziel	 ist	 es,	 branchenübergreifende	 Kenntnisse	 und	

Fertigkeiten	zu	 lehren,	die	weder	der	Betrieb	noch	

die	 Berufsschule	 in	 genügendem	 Masse	 vermit-

teln	 kann.	 ÜK	 werden	 oft	 in	 Form	 von	 speziellen	

Trainings	 und	 anhand	 konkreter	 Projekte	 durch-

geführt.	Diese	Entwicklung	war	ein	grosser	Schritt	

in	 Richtung	 eines	 «trialen»	 Systems	 (Dubs	 2005,	

Wettstein und Gonon	2009),	da	neben	dem	Ar-

beitsplatz	und	der	Berufsschule	ein	drittes	konstitu-

ierendes	Ausbildungselement	hinzugekommen	ist.

Weiter	 kommt	 der	 im	 Jahr	 1994	 eingeführten	 Be-

rufsmaturität	 strategische	 Bedeutung	 im	 Bildungs-

system	 zu.	 Sie	 hat	 massgeblich	 dazu	 beigetragen,	

dass	 der	 noch	 in	 den	 1990er	 Jahren	 stark	 unter-

entwickelte	 Anteil	 tertiär	 gebildeter	 Arbeitskräfte	

seither	 auf	 über	 30	 Prozent	 angestiegen	 ist.	 Den	

Berufsmaturanden	 steht	 im	 Sinne	des	Grundsatzes	

«kein	 Abschluss	 ohne	 Anschluss»	 der	 Zugang	 zu	

den	Fachhochschulen	(FH)	offen.	Mit	der	Berufsma-

turität	sollte	der	steigenden	Attraktivität	der	Gym-

nasien	eine	Alternative	entgegengesetzt	werden,	um	

möglichst	 viele	 Begabte	 in	 der	 Berufsbildung	 zu	

halten	 (Schweizerischer	 Bundesrat	 1996).	 Die	

Berufsmaturitätsquote	stagniert	allerdings	in	letzter	

Zeit.	Im	Jahr	2008	erlangten	zwölf	Prozent	der	Al-

terskohorte	zusätzlich	zum	Eidgenössischen	Fähig-

keitszeugnis	(EFZ)	auch	die	Berufsmatura.

Weiter	bietet	die	Berufsmatura	den	Berufslernenden	

mit	der	so	genannten	Passerelle	die	Option	Univer-

sität.	Seit	2003	können	sie	nach	Absolvierung	einer	

Ergänzungsprüfung	ein	Studium	aufnehmen.	Legten	

2005	 noch	 148	 Personen	 die	 Ergänzungsprüfung	

ab,	waren	es	2006	bereits	369	Personen,	2007	wa-

ren	es	422,	2008	469.	 Im	Schnitt	nehmen	80	Pro-

zent	von	ihnen	ein	Studium	an	einer	Universität	auf.	

Das	entspricht	einer	Übertrittsquote	von	der	Berufs-

maturität	 an	 die	 universitäre	 Hochschule	 von	 2,8	
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Die duale Berufsbildung ist vor allem ein Deutschschweizer Phänomen. In den Kantonen Schaffhausen, Uri und Grau-
bünden beträgt ihr Anteil 80% oder mehr. In ländlichen Kantonen ist der Anteil im allgemeinen höher als in urban 
geprägten Regionen. In der lateinischen Schweiz ist die Tradition der Berufslehre weniger verbreitet: Jugendliche entschei-
den sich häufiger für allgemein bildende Schulen oder vollzeitliche Berufsausbildungen. Die Anteile der Lehre bewegen 
sich zwischen 30% und 55%.

Quelle:	BfS,	eigene	Darstellung	

Abb. 7:  	Anteil	der	dualen	Berufsbildung	in	der	Schweiz	2008	
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Prozent.	Die	Zertifikate	wurden	in	zehn	Kantonen	

vergeben,	vornehmlich	in	Basel	Stadt,	Bern,	Luzern,	

St.	Gallen	und	Waadt.	Die	 tiefe	Quote	hängt	 zum	

Teil	damit	zusammen,	dass	die	Berufsmaturanden	in	

der	Regel	gut	vom	Arbeitsmarkt	absorbiert	werden.	

Der	Anreiz,	 ein	Universitätsstudium	aufzunehmen,	

ist	klein.

Neben	der	klassischen	Berufslehre	sind	auch	schuli-

sche	Formen	der	Berufsbildung	von	einer	gewissen	

Bedeutung	(s.	Abb.	8).	Die	am	ehesten	vergleichba-

re	 Alternative	 zur	 Lehre	 bilden	 die	 Handels-	 und	

Wirtschaftsmittelschulen,	die	nach	einem	3-jährigen	

schulischen	 Programm	 ein	 Betriebspraktikum	 vor-

sehen.	Sie	führen	zu	einem	Abschluss,	der	mit	dem	

Fähigkeitszeugnis	 einer	 KV-Lehre	 vergleichbar	 ist.	

Nach	 einem	Betriebspraktikum	kann	auch	die	Be-

rufsmatura	 erworben	 werden.	 In	 Zukunft	 werden	

Absolventen	solcher	Schulen	das	EFZ	als	Kaufleu-

te	erwerben.	Diese	Ausbildungen	sind	in	der	West-

schweiz	und	im	Tessin	recht	verbreitet.	

Als	weitere	Variante	sind	die	Fachmittelschulen	zu	

erwähnen	(vor	2004	Diplommittelschulen).	Sie	ge-

hören	formal	wie	die	Gymnasien	zu	den	allgemein-

bildenden	Schulen	auf	Sekundarstufe	II,	führen	aber	

durch	spezifische	Fächerkombinationen	bereits	auf	

breite,	 aber	 klar	 definierte	 Berufsfelder	 hin	 und	

stellen	 eine	 Mischform	 zwischen	 Allgemein-	 und	

Berufsbildung	dar.	Vor	allem	die	Bildungspfade	der	

sogenannten	GSK-Berufe	(Gesundheit,	Sozialberufe,	

künstlerische	Berufe)	stellen	auf	diese	Mittelschulen	

ab,	entsprechend	sind	junge	Frauen	stark	vertreten.	

Seit	2004	kann	eine	Fachmatura	–	als	dritte	Matu-

rität	neben	gymnasialer	und	Berufsmatura	–	erwor-

ben	werden;	nach	der	dreijährigen	Ausbildung	muss	

dafür	 ein	 praxisorientiertes	 Zusatzjahr	 absolviert	

werden.

Die	Schweizer	Berufsbildung	ist	äusserst	vielseitig	

Obwohl	 die	 Berufsbildung	 einheitlich	 als	 Gruppe	

organisiert	und	reguliert	wird,	ist	sie	ein	sehr	hetero-

genes	Gebilde.	Das	zeigt	sich	in	der	Breite	der	zu	er-

werbenden	Fähigkeitszeugnisse	und	darin,	dass	die	

Berufsbildung	zwei	Drittel	der	Begabungsverteilung	

abzudecken	hat.	Auf	der	einen	Seite	der	Skala	stehen	

die	eher	manuell	ausgerichtete	Berufe	des	Baugewer-

bes	wie	Maler,	Gipser	und	Sanitär-Installateure	so-

wie	die	Verkaufsberufe,	auf	der	anderen	Seite	die	In-

formatiker,	Elektroniker	und	Automatiker,	die	sich	

bezüglich	kognitiver	und	fachlicher	Anforderungen	

kaum	von	den	Gymnasiasten	unterscheiden.

Die	grosse	Anforderungsspanne	der	Lehren	spiegelt	

sich	deutlich	 in	der	Verteilung	der	Berufsmaturitä-

ten:	Drei	Viertel	aller	Berufsmaturitäten	werden	in	

nur	 6	 Prozent	 aller	 Lehrberufe	 gemacht.	 Daneben	

ist	auch	eine	branchenmässige	Konzentration	zu	be-

obachten:	60	Prozent	der	KV-Lehrlinge	bei	den	Ban-

ken	sind	Berufsmaturanden.	Der	Talentwettbewerb	

zwischen	der	beruflichen	und	gymnasialen	Bildung	

spielt	sich	im	Bereich	der	anspruchsvollen	Lehren	in	

den	wertschöpfungsstarken	Branchen	ab.

Selbst	 der	mit	Abstand	wichtigste	Lehrberuf	 –	 die	

kaufmännische	 Lehre	 –	 zeigt	 sich	 überaus	 hete-

rogen:	 In	 der	 Prüfungskommission	 für	 die	 Neue	

Kaufmännische	 Grundbildung	 (NKM)	 listet	 das	

BBT	nicht	weniger	als	24	verschiedene	Berufs-	und	

Branchenverbände	 auf.	 Neben	 der	 Finanzbranche	

und	der	öffentlichen	Verwaltung	als	Hauptanbieter	

sind	fast	alle	wichtigen	Branchen	vertreten.	Die	KV-

Lehre	steht	mitten	im	Spannungsfeld	der	Interessen	

unterschiedlichster	Branchen.	Die	Ansprüche	 einer	

Grossbank	 unterscheiden	 sich	 fundamental	 von	

denjenigen	eines	gewerblichen	KMU:	In	der	Finanz-

industrie	zählen	die	Kompetenz	zur	Führung	eines	
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Abb. 8:   Eintritte	in	die	Berufsbildung		

Die duale Berufslehre ist zwar nicht die einzige Möglichkeit einer Berufsausbildung, aber sie konnte ihre hervorragende 
Stellung in den letzten 10 Jahren behaupten. Mehr als 83% der Jungen, die eine Berufsausbildung absolvieren, tun dies in 
einer betrieblichen Lehre. Im Jahr 2002 betrug dieser Anteil lediglich 79%.

Quelle:	BBT
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Kundengesprächs,	Kenntnisse	 der	 Finanzprodukte,	

der	 Umgang	 mit	 modernen	 und	 komplexen	 Kom-

munikationsmitteln	sowie	mit	einer	hochgradig	ar-

beitsteiligen	und	vernetzten	Umgebung;	im	Kleinun-

ternehmen	wird	eher	der	Generalist	gefragt	sein.

Obwohl	 man	 diesen	 Unterschieden	 Rechnung	 zu	

tragen	versucht	und	im	Rahmen	der	Berufsbildungs-

verordnungen	 branchenspezifische	 Leistungsziele	

definiert,	tut	sich	ein	Widerspruch	auf	zwischen	dem	

Bestreben	des	Bundes,	die	Berufsbilder	zu	vereinheit-

lichen	und	der	Tendenz	der	Branchen,	zu	spezialisie-

ren	und	flexibilisieren.	Die	Schweizerische	Bankier-

vereinigung	spricht	sich	zwar	gegen	eine	eigentliche	

Banklehre	 aus,	 regt	 aber	 in	 einem	 Positionspapier	

an,	 das	 «Allbranchenkonzept»	 der	 Berufslehre	 in	

ein	«zeitgemässes,	flexibleres	Branchenkonzept»	zu	

überführen	(Hoffmann	2008,	S.	3).	Hierin	spiegelt	

sich	 ein	Dilemma:	Der	Bedeutungsgewinn	der	All-

gemeinbildung	 in	 der	 wissensbasierten	 Wirtschaft	

verlangt	 breit	 angelegte	 Lehrgänge,	 die	 eine	 hohe	

berufliche	Flexibilität	für	die	spätere	Erwerbskarrie-

re	ermöglichen	und	den	Grundstein	für	lebenslanges	

Lernen	legen.	Auf	der	anderen	Seite	fördert	eine	be-

triebliche	 oder	 branchenspezifische	 Spezialisierung	

die	Ausbildungsbereitschaft;	sie	erhöht	den	Nutzen	

der	Lehrlinge	für	die	Betriebe.	

Erhebliche	Unterschiede	gibt	 es	auch	 in	der	Orga-

nisationsform	der	Lehren.	Vor	allem	für	anspruchs-

volle	Industrieberufe	wie	den	Automatiker	und	den	

Polymechaniker,	 teilweise	 aber	 auch	 für	 die	 kauf-

männischen	Berufe,	haben	sich	Ausbildungsverbun-

de	gebildet,	die	 spezialisierte	Lehrwerkstätten	 füh-

ren.	Die	Lehrlingsausbildung	wird	teilweise	aus	dem	

Betrieb	 ausgelagert.	 In	 der	 Regel	 absolvieren	 die	

Lernenden	 die	 erste	 Hälfte	 der	 Ausbildung	 in	 sol-

chen	Werkstätten,	die	rechtlich	und	organisatorisch	

von	den	Firmen	getrennt	 sind.	 Im	Unterschied	zur	

typischen	 Betriebslehre	 werden	 die	 Lehrlinge	 hier	

von	 Lehrmeistern	 betreut,	 die	 sich	 ausschliesslich	

der	 Berufsbildung	 widmen.	 In	 der	 zweiten	 Hälfte	

der	Ausbildung	werden	sie	von	den	Verbundfirmen	

übernommen.	Bekanntestes	Beispiel	 für	diese	Vari-

ante	der	Berufsbildung	sind	die	Lernzentren	«Lehr-

linge	 für	 die	 Wirtschaft»	 (LfW)	 mit	 Standorten	 in	

Baden,	Zürich	und	Rheintal,	die	jährlich	gut	1000	

Lernende	ausbilden.	Dem	Verbund	sind	neben	ABB,	

Bombardier	und	Alstom	rund	80	weitere	Partnerfir-

men	angeschlossen.

Wie	 gesehen,	 unterscheiden	 sich	 die	 Ausbildungen	

und	Lehrbetriebe	auch	wesentlich	im	Grad	der	Be-

troffenheit	von	den	beschriebenen	Globalisierungs-

tendenzen.	Während	die	Lehre	in	gewerblichen	Be-

trieben	der	Binnenwirtschaft	stark	verankert	ist	und	

dadurch	eine	stabile	Basis	hat,	sind	Inhalte	und	Cur-

ricula,	aber	auch	Organisationsform	und	betriebli-

che	Einbettung	in	den	export-	und	international	ori-

entierten	Firmen	einem	erhöhten	Anpassungsdruck	

ausgesetzt.	 Die	 Bereitschaft	 zur	 Ausbildung	 ist	 oft	

keine	Selbstverständlichkeit	mehr	und	muss	laufend	

neu	überprüft	und	verhandelt	werden.	

Die	Schweizer	Berufsbildung	ist	identitätsstiftend

Einer	der	Hauptvorzüge	der	Berufslehre	besteht	da-

rin,	 dass	 den	 Lernenden	 schon	 in	 einem	 sehr	 frü-

hen	Karrierestadium	vermittelt	wird,	wie	man	sich	

im	 Arbeitsmarkt	 bewegt	 und	 bewährt.	 Angehende	

Lehrlinge	absolvieren	in	der	Schweiz	schon	im	Alter	

von	15	Jahren	ihr	erstes	Bewerbungsgespräch,	wäh-

rend	dies	 in	Ländern	mit	 schulisch	ausgerichtetem	

Bildungssystem	erst	3	bis	7	Jahre	später	der	Fall	ist.	

Die	traditionell	tiefe	Arbeitslosigkeit	in	der	Schweiz	

und	 im	 Speziellen	 die	 tiefe	 Jugendarbeitslosigkeit	

werden	unter	anderem	der	grossen	Verbreitung	des	

Die DuaLe berufsbiLDung ist in Der schWeiz stark verWurzeLt
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dualen	Modells	zugeschrieben,	wobei	auch	die	fle-

xiblen	 Arbeitsmärkte	 und	 die	 hohe	 Wettbewerbs-

fähigkeit	 der	 Exportwirtschaft	 eine	 wichtige	 Rolle	

spielen.	

Das	Funktionieren	des	Lehrstellenmarkts	hängt	von	

der	 Ausbildungsbereitschaft	 der	 Unternehmen	 ab,	

die	 wiederum	 entscheidend	 von	 der	 Ausrichtung	

der	 Lehren	 auf	 die	 Bedürfnisse	 der	 Unternehmen	

abhängt;	der	Arbeitsmarkt	ist	eng	mit	dem	Lehrstel-

lenmarkt	 verzahnt.	 Den	 Sozialpartnern	 sind	 wich-

tige	Entscheidungskompetenzen	bezüglich	Formen,	

Inhalten	und	Kompetenzen	der	Lehrberufe	übertra-

gen.	 Auch	 in	 dieser	 Beziehung	 ist	 die	 Schweiz	 ein	

Sonderfall:	 Kein	 anderes	 OECD-Land	 –	 mit	 Aus-

nahme	 von	 Dänemark	 –	 kennt	 einen	 vergleichba-

ren	Einfluss	der	Sozialpartner	auf	die	Berufsbildung	

(skbf	2010).	Es	werden	darum	–	so	die	herrschende	

Vorstellung	–	nur	 jene	Berufe	und	Qualifikationen	

ausgebildet,	die	auch	nachgefragt	werden.

Die	 Berufslehre	 hat	 zweifellos	 viel	 zum	 ökonomi-

schen	und	sozialen	Erfolg	der	Schweiz	beigetragen.	

Für	 den	breiten	Mittelstand	 trägt	 sie	 sogar	 identi-

tätsstiftende	 Züge:	 Fast	 alle	 KMU-Chefs	 haben	

ihre	 Berufskarriere	 einmal	 als	 «Stift»	 begonnen.	

Entsprechend	emotional	wird	Kritik	an	der	Berufs-

lehre	aufgenommen.	Das	zeigte	sich	an	der	öffent-

lich-medialen	 Empörung,	 die	 den	 Akademien	 der	

Wissenschaften	 nach	 Veröffentlichung	 des	 Weiss-

buchs	«Zukunft	Bildung	Schweiz»	(2009)	entgegen-

brandete.	Reflexartig	gingen	viele	davon	aus,	dass	

die	 Akademien	 darin	 die	 Abschaffung	 der	 dualen	

Berufsbildung	forderten.

Das	 Weissbuch	 ist	 durchaus	 kritisch	 im	 Unterton.	

Es	mahnte	 indes	 lediglich	an,	dass	«die	 erforderli-

che	 vertiefte	Diskussion	 über	 die	Zukunft	 des	 du-

alen	 Ausbildungssystems»	 noch	 nicht	 begonnen	

habe	 und	 zu	 prüfen	 sei,	 ob	 und	 allenfalls	 wie	 die	

Zukunftsfähigkeit	 der	 Berufslehre	 sichergestellt	

werden	 könne.	 Das	 vorgeschlagene	 Ziel	 von	 70	

Prozent	 tertiär	Gebildeten	 im	 Jahr	 2030	wurde	 in	

der	öffentlichen	Diskussion	umgedeutet	in	eine	For-

derung	nach	einer	gymnasialen	Maturitätsquote	in	

derselben	Höhe.	Davon	 ist	 in	der	 Studie	nicht	 die	

Rede.	Tatsache	aber	ist,	dass	schon	heute	etwa	die	

Hälfte	 aller	Bildungsabgänger	 eine	 tertiäre	Ausbil-

dung	absolvieren.

Nicht	zuletzt	aufgrund	solcher	polemischen	Ausei-

nandersetzungen	entsteht	der	Eindruck,	dass	in	der	

Schweiz	 die	 Tendenz	 besteht,	 sich	 an	 vergangenen	

Idealen	zu	orientieren,	wenn	es	um	die	Berufslehre	

geht.	 Wie	 in	 anderen	 Bereichen	 aber	 könnten	 ver-

gangene	Erfolge	zu	Fehlschlüssen	bezüglich	Zukunft	

verleiten.
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03	 Das	Erfolgsmodell	und	seine	Eigenarten

In	 der	 Schweiz	 herrscht	 Konsens	 darüber,	 dass	

die	 Berufslehre	 ein	 zentraler	 Faktor	 der	 günstigen	

Wettbewerbsposition	 des	 Landes	 ist.	 Gemäss	 Ru-

dolf	Strahm	stehen	sogar	alle	Eckgrössen,	die	zum	

Reichtum	 des	 Landes	 beitragen,	 in	 direktem	 Zu-

sammenhang	mit	der	Berufsbildung,	namentlich	die	

Produktivität,	die	verhältnismässig	günstigen	Lohn-

stückkosten	und	die	hohe	Arbeitsqualität.	Die	Wett-

bewerbsfähigkeit	werde	weit	mehr	von	der	Berufs-

bildung	als	von	der	akademischen	Bildung	geprägt	

(Strahm	2010).

Die	Berufslehre	ist	im	industriell-gewerblichen	Sek-

tor	entstanden	und	trägt	noch	heute	dessen	Wesens-

merkmale:	eine	enge	Bindung	des	Lernenden	an	den	

Lehrmeister	als	Bezugsperson	sowie	eine	frühe	Ein-

bindung	 in	 betriebliche	 Abläufe	 und	 Produktions-

prozesse.	 Im	Dienstleistungssektor	konnte	 sie	 aber	

nie	in	demselben	Masse	Fuss	fassen.	Mit	dem	Fort-

schreiten	 der	 Dienstleistungsgesellschaft	 im	 «Hub	

Schweiz»	 und	 der	 Globalisierung	 der	 Wertschöp-

fungsketten	 kommt	 das	 Erfolgsmodell	 «Berufsleh-

re»	in	vieler	Bereichen	unter	Druck.	

Die	Berufsbildung	stellt	die	Weichen	früh	

Jedes	 gegliederte	Bildungssystem	muss	die	 Jugend-

lichen	auf	die	vorhandenen	Bildungswege	verteilen,	

die	Bildungsforschung	spricht	hier	von	«streaming».	

Die	Zuweisung	vollzieht	 sich	 in	 einem	komplexen	

Zusammenspiel	 aus	 Präferenzen	 (und	 im	 Fall	 pri-

vater	 Bildungsangebote	 der	 Zahlungsbereitschaft),	

Angeboten	und	Selektionsmechanismen.	Die	Selek-

tion	hat	die	Aufgabe,	die	Jugendlichen	gemäss	ihren	

Fähigkeiten	in	die	adäquaten	Bildungspfade	zu	sor-

tieren.	Strenge	und	Zeitpunkt	der	Selektion	hängen	

von	 der	 Struktur	 des	 Bildungssystems,	 von	 gesell-

schaftlichen	Werten	und	dem	historisch-kulturellen	

Verständnis	ab.

In	der	Schweiz	versteht	man	unter	Chancengleich-

heit,	 dass	 die	 Selektion	 aufgrund	 der	 Begabung	

stattzufinden	 habe.	 Gemessene	 Fähigkeiten	 und	

Leistungen	entstehen	aber	immer	aus	einem	Mix	aus	

natürlicher	Begabung	und	Förderung	durch	das	El-

ternhaus	und	die	soziale	Umgebung.	Der	Bildungs-

ökonom	 Jacob	 Mincer	 (1974)	 schuf	 in	 diesem	

Zusammenhang	das	Gegensatzpaar	«abilities»	und	

«opportunities»;	er	meinte,	die	Einflüsse	von	natür-

lichen	Fähigkeiten	und	sozialen	Möglichkeiten	auf	

die	Leistung	im	Einzelfall	seien	nicht	unterscheidbar.

Die	Bildungspolitik	wird	bei	der	Gestaltung	der	Se-

lektionsmechanismen	mit	vielen	Zielkonflikten	kon-

frontiert:	 Eine	 frühe	 und	 strenge	 Selektion	 erhöht	

das	 Risiko	 von	 Fehlentscheiden	 und	 führt	 tenden-

ziell	dazu,	dass	sich	soziale	Unterschiede	aufgrund	

unterschiedlicher	 «opportunities»	 verhärten.	 Eine	

späte	weiche	Selektion,	wie	sie	in	integrativen	Sys-

temen	praktiziert	wird,	wiederum	kann	problema-

tisch	sein,	weil	die	Ressourcen	auf	eine	grössere	und	

heterogenere	 Gruppe	 gestreut	 werden,	 worunter	

die	Effizienz	und	die	Qualität	in	den	nachfolgenden	

Stufen	 leiden.	 Zudem	 benachteiligt	 dieses	 System	

die	Begabten,	die	nicht	entsprechend	gefördert	wer-

den.	Dieser	Nachteil	wird	teilweise	dadurch	wieder	

aufgewogen,	 dass	 herkunftsmässig	 Benachteiligte	

durch	den	 längeren	Verbleib	mit	den	Leistungsträ-

gern	die	Möglichkeit	zum	Aufholen	haben	und	ihr	

Begabungspotenzial	besser	ausgeschöpft	wird.

Duale	Systeme	sind	 in	der	Regel	durch	eine	 frühe,	

meist	 eng	 definierte	 Selektion	 gekennzeichnet;	 die	

angestrebte	 frühe	 Integration	 in	 den	 Arbeitsmarkt	

erfordert	genau	dies.	Auswertungen	der	PISA-Studie	

zeigen,	dass	der	Einfluss	der	sozialen	Herkunft	auf	

die	 Leistungen	 und	 den	 Bildungserfolg	 in	 solchen	
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Systemen	 deutlich	 stärker	 ausgeprägt	 ist	 als	 in	 in-

tegrativen	 Systemen	 (Sweet	 2009,	 Meyer	 2009).	

Dies	kann	die	Chancen	der	Betroffenen	in	späteren	

Phasen	 einschränken.	 In	 einer	 langfristigen	 Optik	

hat	der	Anteil	von	Menschen	mit	schwachen	schuli-

schen	Kompetenzen	massive	Auswirkungen	auf	das	

Wachstum	und	das	Wohlstandsniveau	einer	Volks-

wirtschaft	(Hanushek und Wössmann	2010).

Im	Unterschied	zu	schulisch	dominierten	Systemen	

kommt	hinzu,	dass	im	dualen	System	die	Selektion	

von	 privaten	 Akteuren	 –	 den	 ausbildenden	 Unter-

nehmen	–	vorgenommen	wird,	deren	Selektionskri-

terien	 sich	 von	 staatlichen	 unterscheiden:	 Firmen	

achten	auf	eine	praktische	Eignung,	auf	soziale	Ver-

haltensweisen	 und	 individuelle	 Eigenschaften.	 Die	

Entscheide	 der	 Unternehmen	 beeinflussen	 das	 Bil-

dungssystem	und	die	Erwerbskarrieren	einer	Mehr-

heit	der	Jugendlichen	an	einer	entscheidenden	Stelle.

Das	 ist	 keineswegs	nur	negativ:	 Schwächere	 Schü-

ler	 können	 in	 solchen	 ausserschulischen	 Auswahl-

mechanismen	 intellektuelle	 Nachteile	 kompensie-

ren.	Zudem	stehen	die	Lehrfirmen	 im	Unterschied	

zu	 staatlichen	 Schulen	 zueinander	 in	 Konkurrenz;	

sie	 sind	 zu	 vernünftigen	 Selektionen	 gezwungen.	

Allerdings	 sind	 Tendenzen	 feststellbar,	 die	 diesen	

Chancenausgleich	in	Frage	stellen.	So	nimmt	die	Be-

deutung	der	Schulzeugnisse	in	der	Auswahl	der	Ler-

nenden	laufend	zu,	auch	für	Lehren,	die	eher	prak-

tische	 und	 handwerkliche	 Fähigkeiten	 erfordern.	

Darüber	 hinaus	 werden	 Eignungstests	 in	 grossen	

Unternehmen	immer	verbreiteter.

Wir	sind	alle	klüger	geworden	

Der	Entscheid,	ob	ein	Jugendlicher	nach	der	obliga-

torischen	Schulzeit	 eine	Berufslehre	macht	oder	 in	

eine	 weiterführende	 Allgemeinbildung	 eintritt,	 ist	

die	zentrale	Weichenstellung	in	Schweizer	Bildungs-

karrieren.	Mit	Einführung	der	Berufsmaturität	und	

der	erhöhten	Durchlässigkeit	der	Lehrpfade	wurde	

die	 Tragweite	 dieses	 Entscheids	 zwar	 entschärft.	

Trotzdem	 bleibt	 die	 Entwicklung	 des	 dualen	 Sys-

tems	eng	mit	dem	Zugang	zu	den	Mittelschulen	ver-

bunden.

Vor	allem	in	den	ländlichen	Regionen	der	Schweiz	

herrscht	die	Meinung	vor,	dass	der	Besuch	des	Gym-

nasiums	einer	Begabungselite	vorbehalten	sein	soll-

te.	Andererseits	häufen	sich	die	Hinweise,	dass	gera-

de	dieser	Bildungspfad	für	einen	zunehmenden	Teil	

der	Jugendlichen	und	Eltern	die	bevorzugte	Option	

ist.	 Die	 Nachfrage	 nach	 Allgemeinbildung	 steigt.	

Dies	hat	in	den	letzten	Jahren	zu	einer	Ausweitung	

der	 gymnasialen	 Bildung	 geführt.	 Die	 Maturitäts-

quote	stieg	von	17,9	im	Jahr	1998	auf	19,7	Prozent	

im	Jahr	2008,	teilweise	mit	verursacht	durch	die	Ab-

schaffung	der	Lehrerseminare.	Trotzdem	gibt	es	In-

dizien,	dass	sich	eine	Lücke	zwischen	Angebot	und	

Nachfrage	nach	weiterführender	Allgemeinbildung	

öffnet.	Ein	Zeichen	dafür	 ist	 der	 stetig	wachsende	

Aufwand	 der	 Eltern	 für	 die	 schulische	 Förderung	

des	Nachwuchses.

Die	Diskrepanz	zwischen	Angebot	und	Nachfrage	

führt	dazu,	dass	die	Weiche	zwischen	Primar-,	Se-

kundar-	und	Mittelschulen	zunehmend	 in	den	Fo-

kus	gerät.	Diese	Debatte	betrifft	auch	die	Berufsbil-

dung:	Da	nach	allgemeiner	Überzeugung	die	Lehre	

der	 effektivste	Weg	 ist,	 um	dem	Arbeitsmarkt	 die	

erforderlichen	 Qualifikationen	 zur	 Verfügung	 zu	

stellen,	 soll	 ihr	 Anteil	 auf	 einem	 möglichst	 hohen	

Niveau	gehalten	werden.	Zudem	fördert	eine	hohe	

Anzahl	von	Bewerbern	 ihrerseits	die	Ausbildungs-

bereitschaft	 der	 Unternehmen.	 Eine	 tiefe	 Maturi-

tätsquote	wirkt	wiederum	zugunsten	des	Lehrstel-

lenmarktes.	
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Abgesehen	von	diesen	Abhängigkeiten	stellt	sich	die	

grundsätzliche	Frage,	wie	viele	überhaupt	zu	einer	

akademischen	 Bildung	 befähigt	 sind.	 Kurzfristig	

sind	die	kognitiven	Fähigkeiten	in	Form	einer	Nor-

malverteilung	 vorgegeben.	 Längerfristig	 kann	 sich	

diese	 Verteilung	 aber	 deutlich	 verschieben,	 sie	 ist	

nicht	 fix.	 Die	 Intelligenzforschung	 hat	 festgestellt,	

dass	 der	 durchschnittliche	 Intelligenzquotient	 im	

20.	 Jahrhundert	 in	 den	 westlichen	 Ländern	 um	 3	

Punkte	pro	Jahrzehnt	angestiegen	ist	(Flynn 1987).	

Dieses	 als	 «Flynn-Effekt»	 bekannte	 Phänomen	

zeigte	 sich	 in	den	 IQ-Tests	mit	abstrakt-kognitiver	

Ausrichtung	 und	 nicht	 in	 den	 «lernbaren»	 Berei-

chen	wie	zum	Beispiel	Wortschatz	oder	Arithmetik.	

Der	«Flynn-Effekt»	wurde	auch	in	deutschsprachi-

gen	Ländern	nachgewiesen,	so	auch	in	der	Schweiz	

(Meier-Rust 2008).	Zwischen	1956	und	1983	soll	

er	15	bis	20	Punkte	betragen	haben.	Ursache	ist	die	

Verbesserung	der	Umweltbedingungen	im	weitesten	

Sinn:	 zunehmende	Bildung	 der	Eltern,	 ansteigende	

Bildungsnähe	 der	 Gesellschaft,	 kleinere	 Familien	

und	bessere	Gesundheit.	Mit	steigender	Bildungsnä-

he	erhöht	sich	der	Anteil	der	Elternhäuser,	die	ihre	

Kinder	 fördern.	 Dies	 geschieht	 nicht	 nur	 bewusst	

in	Form	konkreter	Hilfestellung	und	aktiver	Unter-

stützung,	die	Kinder	profitieren	allein	schon	von	der	

Ausdrucksweise	und	den	Themen	am	Mittagstisch.	

Nicht	nur	das	Elternhaus,	 sondern	auch	die	ganze	

soziale	 Umgebung	 prägen	 die	 Fähigkeiten	 der	 Ju-

gendlichen.	Allerdings	hat	 sich	der	«Flynn-Effekt»	

in	den	letzten	zehn	Jahren	verflacht.

Vor	 dem	 Hintergrund	 einer	 Verschiebung	 der	 Be-

gabungsverteilung	stellt	sich	die	Frage,	wie	der	Zu-

gang	 zu	 den	 Mittelschulen	 gesteuert	 werden	 soll.	

Hier	stehen	sich	zwei	unterschiedliche	Denkansätze	

gegenüber.	Der	erste	betont	die	Selektionsfunktion	

des	Bildungssystems,	der	akademische	Weg	soll	ei-

ner	definierten	Begabungselite	vorbehalten	bleiben.	

Folglich	 wird	 der	 Maturanden-Anteil	 am	 besten	

über	 eine	 feste	 Quote	 gesteuert,	 sogar	 wenn	 diese	

willkürlich	 festgelegt	 wird.	 Wenn	 sich	 die	 Vertei-

lung	 der	 kognitiven	 Fähigkeiten	 mit	 der	 Zeit	 ver-

bessert,	müssen	die	 Selektionskriterien	und	Anfor-

derungen	 erhöht	 werden,	 das	 allgemeine	 Niveau	

der	 Ausbildungen	 steigt	 an.	 Bei	 schwankenden	

Jugendkohorten	 müssen	 die	 Zulassungskriterien	

laufend	angepasst	werden.	Der	zweite	Ansatz	geht	

hingegen	davon	aus,	dass	positive	Bildungsrenditen	

tatsächlich	 die	 gestiegene	 individuelle	 Produktivi-

tät	messen.	Voraussetzung	für	die	Zulassung	in	die	

Mittelschule	muss	die	Fähigkeit	sein,	nach	der	Ma-

tura	 erfolgreich	 ein	 Studium	 zu	 bewältigen.	 Dazu	

sind	 verstetigte	 Selektionskriterien	 notwendig,	 die	

sich	an	der	Studierfähigkeit	orientieren.	Wenn	sich	

die	 kognitiven	Fähigkeiten	 in	 den	 Jugendkohorten	

langfristig	günstig	entwickeln,	steigt	der	Anteil	der	

Mittelschüler.

In	der	Schweiz	verfolgt	man	faktisch	einen	Mittel-

weg.	 Die	 starke	 Ausweitung	 der	 Gymnasialquo-

te	 seit	 1980	 spiegelt	 die	 verbesserten	 kognitiven	

Fähigkeiten	 der	 Jungen,	 die	 Anforderungen	 sind	

deshalb	 eher	 gestiegen	 als	 gesunken.	 Kurzfristig	

bestimmt	 zwar	 keine	 Quote,	 wohl	 aber	 die	 fixe	

Kapazität	 der	 Mittelschulen	 den	 Zugang.	 An	 der	

heiklen	Schnittstelle	von	Maturität	und	Berufslehre	

spielt	die	Demografie	deshalb	eine	wichtige	Rolle:	

In	Jahren	schrumpfender	Schulabgänger-Kohorten	

wird	 die	 aufgestaute	 Nachfrage	 nach	 erweiterter	

Allgemeinbildung	 abgebaut.	 Entsprechend	 steigt	

die	Maturitätsquote;	denn	die	Kapazität	der	Gym-

nasien	wird	nicht	reduziert.	In	wachsenden	Kohor-

ten	hingegen	verschärft	sich	das	Ungleichgewicht:	

Für	den	Einzelnen	wird	der	Zugang	zu	Allgemein-

bildung	 schwieriger.	 Die	 Berufsbildung	 profitiert	

darum	 von	 einer	 positiven	 demografischen	 Ent-

wicklung	(s.	Abb.	9).	Umgekehrt	stützen	schrump-

fende	 Jahrgänge	 von	 Schulabgängern	 den	 Trend	

zum	Gymnasium.
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Immer mehr Jugendliche entscheiden sich nach der obligatorischen Schulzeit für eine weitergehende Allgemeinbildung 
an Gymnasien oder Fachmittelschulen. In den letzten 25 Jahren hat ihre Zahl um mehr als die Hälfte zugenommen. Die 
Berufsbildung hingegen folgt der demografischen Entwicklung. Das Schrumpfen der Kohorte der 16-Jährigen bis Mitte 
der Neunziger Jahre führte zu einem Rückgang der Berufsbildung. Bis 1995 verlor sie mehr als 20% ihrer Absolventen, 
mitverursacht durch den Lehrstellenmangel als Folge der schwachen Wirtschaftsentwicklung.

Quelle:	BfS

Abb. 9:  	Kohorte	der	16	Jährigen	und	Einsteiger	in	die	Berufs-	und	in	die	Allgemeinbildung		
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Diese	 Effekte	 werden	 sich	 in	 den	 nächsten	 Jahren	

verstärken,	weil	absehbar	ist,	dass	die	Jugendkohor-

ten	 deutlich	 schrumpfen	 werden.	 Das	 Bundesamt	

für	Statistik	 (BfS)	rechnet	 im	mittleren	Szenario	 in	

den	nächsten	zehn	Jahren	mit	einem	Rückgang	der	

16-Jährigen	um	gut	7	Prozent.	In	absoluten	Zahlen	

sind	das	rund	7500	Jugendliche	(s.	Abb.	14).	Unter	

der	 bisherigen	 Politik	 wird	 diese	 Schrumpfung	 zu	

einem	gros	sen	Teil	von	der	Berufsbildung	aufgefan-

gen	werden.	Deren	1.-Lehrjahr-Bestände	werden	bis	

zum	Jahr	2018	um	7000	Lernende	sinken,	während	

die	Gymnasien	nur	mit	einem	moderaten	Rückgang	

zu	rechnen	haben	(BfS	2010).	Die	Fachmittelschu-

len	werden	ihre	Bestände	halten	können.

Diese	Entwicklung	wird	auch	dadurch	unterstützt,	

dass	eine	wachsende	Zahl	von	Eltern	–	Begabungen	

und	Leistungen	vorausgesetzt	–	für	die	nachobliga-

torische	Ausbildung	ihrer	Kinder	einen	schulischen	

Pfad	bevorzugt	–	wenn	möglich	das	Gymnasium	und	

damit	den	direkten	Zugang	zur	akademischen	Bil-

dung.	Das	zeigt	sich	an	den	stark	steigenden	Anmel-

dungen	für	die	Aufnahmeprüfungen	an	Gymnasien,	

die	 nicht	 demografisch	 bedingt	 sind	 (Schneebeli 

2009).	Unter	Experten,	aber	auch	unter	betroffenen	

Eltern	 ist	 eine	Kontroverse	über	die	Funktion	und	

die	Stellung	der	Gymnasien	entstanden.

Viele	wollen	das	Gymnasium	als	Eliteschule	erhalten.	

«Das	Gymnasium	ist	nicht	für	gute	Schüler	gedacht,	

sondern	 für	 sehr	 gute»	 (Schindler	 2009).	 Gerade	

für	«die	vielen	bildungsnahen	ausländischen	Eltern-

teile»	sei	dies	schwer	verständlich	und	müsse	deshalb	

besser	 erklärt	werden.	Dem	wird	 entgegengehalten,	

dass	 immer	 mehr	 Schüler	 für	 das	 Gymnasium	 be-

fähigt	 seien.	 «Die	 Kids	 werden	 schlauer,	 gewitzter,	

sind	gebildeter,	können	sich	geschickter	ausdrücken,	

wissen	 früh	 schon	 mit	 Hochdeutsch	 und	 Englisch	

umzugehen	 und	 sind	 mediengewandt.»	 (Sarasin	

2009).	Darum	müsse	die	Selektion	laufend	verschärft	

werden.	Es	gibt	einen	Zielkonflikt	zwischen	akade-

mischer	und	beruflicher	Bildung,	auch	wenn	dies	oft	

verneint	wird	.	Die	vehementen	Diskussionen	um	den	

richtigen	«Gymnasiasten-Anteil»	ist	Ausdruck	dieses	

Dilemmas.

Die	Selektion	in	die	Mittelschulen	erfolgt	fallweise

Zusammenfassend	kann	man	sagen,	dass	es	 in	der	

Schweiz	 ein	 zwar	 kostenloses,	 aber	 relativ	 starres	

Angebot	 an	 Allgemeinbildung	 gibt.	 Mit	 Ausnah-

me	der	Privatschulen	trägt	die	öffentliche	Hand	die	

Kosten	 der	 Mittelschulen;	 abgesehen	 vom	 entgan-

genen	 	 Verdienst	 ist	 der	 individuelle	 Preis	 für	 den	

Besuch	 einer	Mittelschule	 gleich	Null.	Bei	 steigen-

der	Befähigung	und	Nachfrage	resultiert	wegen	des	

starren	Angebots	eine	Beschränkung	der	weiterfüh-

renden	Allgemeinbildung.	Die	Ausrichtung	auf	die	

kurzfristige	 Kapazität	 bringt	 es	 mit	 sich,	 dass	 die	

Aufnahme	ins	Gymnasium	nicht	aufgrund	verstetig-

ter	Kriterien	erfolgt,	sondern	die	Kriterien	fallweise	

an	die	Nachfrage	angepasst	werden,	ähnlich	einem	

Numerus	clausus.

Indizien	 für	 eine	 zusätzliche	 Zahlungsbereitschaft	

gibt	es.	Vor	allem	in	Kantonen,	in	denen	der	Über-

tritt	in	die	Mittelschulen	mit	einer	Prüfung	verbun-

den	 ist,	 hat	 sich	 eine	 parastaatliche	 Industrie	 von	

Lern-	und	Förderangeboten	entwickelt,	welche	die	

Chancen	der	Prüflinge	 erhöhen	 sollen.	Hier	mani-

festiert	sich	ein	Widerspruch	zwischen	kollektivem	

Anspruch	und	individuellen	Bildungspräferenzen.

Diese	Förderangebote	sind	die	Folge	einer	überbor-

denden	 Nachfrage.	 Um	 sie	 zurückzubinden,	 wer-

den	die	Hürden	laufend	erhöht,	was	den	Übergang	

zwischen	Sekundarschule	und	Gymnasium	in	vielen	

Das erfoLgsmoDeLL unD seine eigenarten
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Abb. 10: 		Kantonale	Maturitätsquote	im	Jahr	2008	

In der lateinischen Schweiz erhalten deutlich mehr Junge die gymnasiale Matura. Spiegelbildlich zu den tiefen Anteilen 
der dualen Berufsbildung erreichen die Kantone Genf, Tessin, Neuenburg und Waadt die höchsten Maturitätsanteile der 
Schweiz. In der Deutschschweiz entspricht Basel-Stadt der romanischen Tradition.

Quelle:	BfS,	eigene	Darstellung
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Kantonen	zunehmend	problematisch	macht.	Lehrer	

berichten,	dass	sich	eine	Lücke	zwischen	den	Lehr-

plänen	 der	 vorbereitenden	 Sekundarschulen	 und	

den	 Prüfungsanforderungen	 auftut.	 Die	 Prüfung	

könne	nur	bestehen,	wer	private	Vorbereitungskur-

se	besucht	oder	elterliche	Förderung	geniesst	(Cimes 

2007).	Allerdings	sehen	nicht	alle	Kantone	Aufnah-

meprüfungen	vor.

In	die	Schlagzeilen	geriet	unlängst	der	Kanton	Zü-

rich,	als	bekannt	wurde,	dass	die	durchschnittliche	

Note	der	Aufsätze	in	den	zentralisierten	Aufnahme-

prüfungen	auf	Anweisung	der	Prüfungskommission	

in	einer	Spanne	zwischen	3,3	und	3,8	festgelegt	wur-

de	(Furger	2009).	Der	Durchschnittskandidat	wird	

von	 vornherein	 mit	 einer	 ungenügenden	 Note	 be-

legt,	damit	nicht	zu	viele	die	Prüfung	bestehen	–	ein	

klares	Indiz	für	eine	diskretionäre	Aufnahmepolitik.

Den	eindeutigsten	Hinweis	auf	die	Ausrichtung	an	

einer	fixen	Kapazität	liefert	indes	die	demografische	

Dynamik:	Die	Grösse	der	Kohorten	von	Abgängern	

der	obligatorischen	Schulen	schwankte	in	den	letz-

ten	 Jahrzehnten	 beträchtlich.	 Man	 würde	 nun	 an-

nehmen,	dass	eine	grössere	Kohorte	von	Abgängern	

zu	mehr	Mittelschülern	führt,	und	zwar	im	Ausmass	

der	aktuellen	Übertrittsquote.	Bei	einer	Maturitäts-

quote	von	knapp	20	Prozent	wäre	also	zu	erwarten,	

dass	eine	Schwankung	der	Kohorte	in	der	Höhe	von	

100	 Jugendlichen	 eine	 Variation	 der	 Mittelschul-

bestände	von	20	Schülern	nach	sich	zöge.	Das	war	

aber	nicht	der	Fall.	Der	entsprechende	Wert	 lag	in	

der	Periode	1988	–	2004	bei	nur	4,5	Mittelschülern	

(Mühlemann et al. 2009).

Unter	Annahme	gleich	bleibender	Leistungen	muss	

man	davon	ausgehen,	dass	in	Jahren	mit	einer	grös-

seren	Abgänger-Kohorte	die	Selektionskriterien	still-

schweigend	verschärft	wurden.	Hinzu	kommt,	dass	

das	 Übertrittsmuster	 asymmetrisch	 ist:	 In	 Jahren	

mit	grossen	Kohorten	wird	das	Angebot	der	Gym-

nasien	 leicht,	aber	 stark	unterproportional	erhöht;	

schrumpfen	die	Kohorten,	ist	kein	negativer	Effekt	

auf	die	Anzahl	neuer	Gymnasiasten	feststellbar.	Da-

rin	spiegelt	sich	einerseits	das	Verhalten	der	Mittel-

schulen,	einmal	aufgebaute	Ressourcen	nicht	wieder	

abzubauen,	andererseits	die	hohe	Nachfrage	–	auch	

in	kleineren	Kohorten	sind	genügend	leistungsstarke	

Schüler	 vorhanden,	 welche	 die	 Selektionskriterien	

erfüllen	(s.	Abb.	9).

Die	Begabungsreserve	wird	nicht	ausgeschöpft	

Bildungspolitiker	gehen	in	der	Regel	davon	aus,	dass	

mehr	 Gymnasiasten	 das	 durchschnittliche	 Niveau	

der	Mittelschulen	senken	und	damit	die	Lernziele	ge-

fährden	würden.	Das	hiesse,	dass	die	Begabungsre-

serve	–	die	Jugendlichen,	die	sich	für	eine	erweiterte	

Allgemeinbildung	und	für	eine	akademische	Bildung	

eignen	–	auf	dem	aktuellen	Niveau	ausgeschöpft	ist.	

Die	 meisten	 Autoren	 stützen	 sich	 in	 dieser	 Argu-

mentation	auf	die	gleiche	Quelle,	die	Evaluation	der	

Maturitätsreform	 (Evamar	 1995),	die	2008	veröf-

fentlicht	wurde.	Unter	anderem	werden	darin	die	Er-

gebnisse	unabhängiger	Tests	von	3800	Maturanden	

in	den	Fächern	Erstsprache,	Mathematik	und	Biolo-

gie	 sowie	 in	überfachlichen	kognitiven	Fähigkeiten	

(quantitative	und	formale	Probleme)	analysiert.	Die	

Studie	 untersucht	 auch	 Leistungsunterschiede	 zwi-

schen	 Maturanden	 aus	 Kantonen	 mit	 unterschied-

lich	 hoher	 Maturitätsquote.	 Die	 Kantone	 wurden	

für	diesen	Test	in	drei	Gruppen	eingeteilt:	Kantone	

mit	einer	Maturitätsquote	unter	17,5	Prozent	(«tiefe	

Quote»	mit	einem	Mittelwert	von	15,6%),	Kanto-

ne	mit	einem	Anteil	über	19	Prozent	(«hohe	Quote»	

mit	einem	Mittelwert	von	22,4%)	und	eine	mittlere	

Gruppe	(s.	Tab.	2).
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Abb. 11:			Jugendliche	in	Übergangslösungen	

Die sogenannten Überganglösungen nach der obligatorischen Schule sind zu einem Massenphänomen geworden. Ihre 
Zahl hat sich innerhalb von 20 Jahren auf fast 20 000 verdoppelt. In diese Kategorie fallen das 10. Schuljahr oder Vorleh-
ren. Die informellen Zwischenlösungen wie Sprachaufenthalte, Praktika oder Au-Pair-Jahre sind nicht mitgezählt. 

Quelle:	BfS
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Die	Tabelle	zeigt,	dass	die	mittleren	Leistungswerte	

der	Maturanden	in	Kantonen	mit	hoher	Maturitäts-

quote	 statistisch	 signifikant	 tiefer	 sind.	 Allerdings	

sind	 die	 Differenzen	 angesichts	 der	 beträchtlichen	

Streubreite	der	kantonalen	Maturitätsquoten	in	der	

Regel	nicht	gross.	So	beläuft	sich	die	Leistungsdiffe-

renz	in	der	Erstsprache	auf	lediglich	12	Punkte,	be-

zogen	auf	ein	mögliches	Leistungsintervall	von	200	

bis	800	Punkten,	in	dem	sich	die	allermeisten	Pro-

banden	 befanden.	 Bei	 einer	 Standardabweichung	

der	individuellen	Ergebnisse	von	80	bis	90	Punkten	

wird	ein	solcher	Unterschied	in	der	Bildungsevalua-

tion	als	kleiner	Effekt	bezeichnet.	Dass	solch	geringe	

Differenzen	 eine	 statistische	 Signifikanz	 erreichen,	

ist	die	Folge	der	grossen	Stichprobe.	Leicht	grösser	

sind	die	Leistungsunterschiede	 in	Mathematik,	am	

deutlichsten	 äussern	 sie	 sich	 in	 Biologie,	 wo	 von	

einem	mittleren	bis	hohen	Effekt	gesprochen	wird.	

Bei	den	überfachlichen	kognitiven	Fähigkeiten	tritt	

ebenfalls	ein	kleiner	Effekt	auf.	Doch	angesichts	der	

sehr	hohen	Streuung	(Standardabweichung)	variie-

ren	die	gemessenen	individuellen	Leistungen	inner-

halb	der	drei	Kantonsgruppen	wesentlich	stärker	als	

zwischen	ihnen.

Unklar	 ist,	 auf	 welche	 Weise	 die	 Differenzen	 ent-

stehen.	 Beeinträchtigen	 die	 zusätzlich	 Selektierten	

in	Kantonen	mit	hoher	Quote	das	Niveau	der	Leis-

tungsstarken,	 indem	der	 Standard	der	Klassen	 auf	

die	Schwächeren	ausgerichtet	wird?	Oder	sinkt	die	

durchschnittliche	 Leistung	 allein	 aufgrund	 einiger	

Leistungsschwachen?

Doch	auch	bei	anderen	Merkmalen	gibt	es	beträcht-

liche	Leistungsunterschiede:	zum	Beispiel	zwischen	

den	Geschlechtern,	zwischen	Schultypen	(Lang-	und	

Kurzzeitgymnasien),	 vor	 allem	 aber	 zwischen	 den	

gewählten	 Schwerpunktfächern.	 So	 lag	 der	 mittle-

re	 Leistungswert	 in	 Mathematik	 bei	 Maturanden	

mit	 den	 Schwerpunktfächern	 «Bildnerisches	 Ge-

Tab. 2: 			Leistungswerte	der	Maturanden	in	Kantonen	mit	unterschiedlichen	Maturitätsquoten	

In Kantonen mit einer hohen Maturitätsquote erreichen die Maturanden gemäss der EVAMAR-II-Untersuchung etwas 
tiefere Leistungswerte als in Kantonen mit niedriger Quote. Allerdings sind die Unterschiede in der Erstsprache gering. 
Etwas deutlicher äussern sich die Differenzen in Mathematik, am grössten sind sie in Biologie.

Quelle:	Evamar	II,	2008

Fach Kantonsgruppe
Mittlerer 

Leistungswert
Standard-

abweichung

Erstsprache
tiefe Quote 508 83.6

hohe Quote 496 90.7

Mathematik
tiefe Quote 504 89.7

hohe Quote 480 92.7

Biologie
tiefe Quote 517 76.8

hohe Quote 467 86.0

Überfachlicher Fähig-

keitstest (ÜFT)

tiefe Quote

hohe Quote

503

488

82.9

78.7
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Abb. 12:   Lehrstellenangebot	und	Eintritte	in	die	Berufslehre	

Im August 2010 wurde mit 90 000 Angeboten die höchste Zahl an Lehrstellen seit 1998 gemeldet. Seit dem Jahr 2004 
konnte das Lehrstellenangebot um mehr als 15 000 Stellen ausgeweitet werden. Entgegen einer verbreiteten Meinung ist 
die Zeit der Lehrstellenknappheit vorbei. Das zusätzliche Angebot hat auch mehr Jugendliche motiviert, eine Berufslehre 
zu beginnen. Das Lehrstellenangebot wurde durch die Rezession im Jahr 2009 kaum beeinträchtigt.

Quelle:	BBT,	BfS

40000

50000

60000

70000

80000

90000

100000

2010200820062004200220001998

    Lehrstellenangebot im August

A
nz

ah
l 

Le
hr

st
el

le
n 

un
d 

Ei
nt

ri
tt

e

Eintritte in die Berufslehre



45

Das erfoLgsmoDeLL unD seine eigenarten

stalten»	 und	 «Philosophie/Psychologie»	 rund	 150	

Punkte	unter	den	Ergebnissen	der	Maturanden	mit	

Schwerpunktfach	 «Physik	 und	 Anwendungen	 der	

Mathematik».	 Um	 einen	 schlüssigen	 Vergleich	 der	

Leistungen	in	den	Kantonsgruppen	mit	unterschied-

lich	hohen	Maturaquoten	 zu	 erzielen,	müssen	 sol-

che	 Unterschiede	 ebenfalls	 berücksichtigt	 werden.	

Unterlässt	man	dies,	so	kann	dies	zu	Fehlschlüssen	

bezüglich	des	gesuchten	Zusammenhangs	zwischen	

Maturaquote	und	Leistungsniveau	führen.

Weiter	ist	zu	beachten,	dass	nur	Kantone	mit	hoher	

respektive	 tiefer	 Maturitätsquote	 verglichen	 wur-

den.	Die	Unterschiede	zwischen	Kantonen	mit	ho-

her	und	mittlerer	Quote	dürften	nur	 rund	halb	 so	

gross	sein,	dasselbe	gilt	für	den	Vergleich	zwischen	

Kantonen	mit	tiefer	und	mittlerer	Quote.	Aufgrund	

der	Evamar-Auswertungen	 lässt	 sich	nicht	generell	

schliessen,	dass	eine	graduelle	Ausdehnung	der	Ma-

turitätsquote	 eine	 nennenswerte	 Verschlechterung	

des	Leistungsniveaus	zur	Folge		hätte	und	die	Bega-

bungsreserve	bei	einer	Maturitätsquote	von	20	Pro-

zent	ausgeschöpft	ist.	Die	Studie	war	allerdings	auch	

nicht	auf	diese	Fragestellung	ausgerichtet.

Bei	der	Frage	des	Begabungspotenzials	 für	die	aka-

demische	Bildung	sind	weitere	Aspekte	zu	beachten.	

Zwar	 ist	 die	Verteilung	der	kognitiven	Grundbega-

bungen	kurzfristig	gegeben,	eine	abrupte	Ausdehnung	

des	Gymnasiums	hätte	wohl	negative	Konsequenzen	

auf	die	Qualität.	Mit	steigendem	Bildungsniveau	ei-

ner	Gesellschaft	verschiebt	sich	die	Begabungsvertei-

lung	aber	hin	zu	besseren	kognitiven	Fähigkeiten	(s.	

«Flynn-Effekt»	S.	37).	Möglicherweise	spielen	solche	

Vorgänge	auch	eine	Rolle	bei	der	Tatsache,	dass	die	

Leistungsunterschiede	zwischen	Kantonen	mit	unter-

schiedlicher	Maturaquote	in	der	Regel	klein	sind.

In	der	Warteschlange	sind	nicht	nur	Lernschwache	

Die	Beschränkung	des	Zugangs	zu	erweiterter	All-

gemeinbildung	 in	Verbindung	mit	dem	Mangel	 an	

zukunftsfähigen	 Lehrstellen	 führt	 dazu,	 dass	 sich	

eine	 scharfe	 Konkurrenz	 um	 die	 guten	 Lehrstellen	

bildet.	Symptomatisch	dafür	ist	das	Entstehen	einer	

Warteschlange	am	Eingang	zur	Berufsbildung.	Der	

Rückstau	hat	sich	seit	1990	von	10	000	Anwärtern	

in	20	Jahren	auf	aktuell	 fast	20	000	verdoppelt	 (s.	

Abb.	11).	Damit	ist	diese	«Bildungskategorie»	stär-

ker	gewachsen	als	 jedes	andere	Bildungsangebot	–	

für	 jeden	vierten	Schulabgänger	verzögert	 sich	der	

Eintritt	 in	 die	 Sekundarstufe	 II	 um	 ein	 Jahr,	 jeder	

Sechzehnte	wartet	mindestens	zwei	Jahre.

Von	dieser	Übertrittsproblematik	ist	fast	jeder	drit-

te	 Lehrling	 betroffen.	 Der	 verzögerte	 Übergang	 in	

die	nachobligatorische	Bildung	 ist	 ein	Massenphä-

nomen.	Immerhin	weisen	die	neusten	Zahlen	einen	

leichten	 Rückgang	 der	 Übergangslösungen	 aus.	

Möglicherweise	 hängt	 dies	 mit	 dem	 demografisch	

bedingten	 Rückgang	 der	 Lehrstellenanwärter	 zu-

sammen.

Von	behördlicher	Seite	wird	von	«Brückenangebo-

ten»	 oder	 «Übergangsausbildungen»	 gesprochen.	

Sie	 bestehen	 gemäss	 offizieller	 Statistik	 aus	 dem	

10.	Schuljahr,	beruflichen	Vorbereitungskursen	und	

Vorlehren.	Darüber	hinaus	hat	sich	aber	eine	breite	

Palette	von	Angeboten	etabliert,	die	wenig	instituti-

onalisiert,	regional	differenziert	und	unübersichtlich	

ist.	Dazu	zählen	Sprachschulen,	schulische	Ausland-

aufenthalte,	 Praktika,	 Sozialjahre,	 Au-Pair-Jahre	

und	anderes.	Solche	informellen	Überbrückungsva-

rianten	werden	von	gut	30	Prozent	der	Betroffenen	

in	Anspruch	genommen.	Gemäss	TREE-Erhebungen	

befanden	 sich	 bereits	 in	 der	 Schulabgänger-Kohor-

te	 1999/2000	 fast	 20	000	 junge	 Menschen	 in	 der	
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Abb. 13:  	Lehrlinge	pro	Erwerbstätigen	nach	Berufsfeldern	(Lehrlingsquote)	

	

Noch heute ist die duale Berufsbildung in den Berufen der Industrie und des Gewerbes am stärksten verankert. Pro 100 
Erwerbstätige in diesem Sektor wurden im Jahr 2000 12 Lehrlinge ausgebildet, 1970 waren es erst 7. Eine gegenläufige 
Tendenz beobachtet man bei den Dienstleistungsberufen, wo die Lehrlingsquote seit 1980 rückläufig ist und im Jahr 2000 
unter 4% fiel. Im Durchschnitt aller Berufe machen die Lehrlinge 5% der Arbeitskräfte aus.    

Quelle:	Sheldon	(2009)
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Schlaufe	(Hupka et al.	2006),	also	wesentlich	mehr	

als	die	offizielle	Statistik	ausweist,	die	nur	formali-

sierte	Bildungsangebote	berücksichtigt	(s.	Abb.	11).	

Man	muss	also	davon	ausgehen,	dass	die	aktuellen	

Zahlen	deutlich	höher	liegen.

Bildungspolitisch	lautet	die	Kernfrage,	ob	das	Wach-

sen	der	Warteschlange	primär	auf	einen	«qualifika-

torischen	Mismatch»	und	 somit	auf	 ein	 schulisches	

Ungenügen	 der	 Anwärter	 zurückzuführen	 ist	 oder	

ob	 vielmehr	 ein	 ungenügendes	 Angebot	 auf	 dem	

Lehrstellenmarkt	den	Ausschlag	gibt.	Im	ersten	Fall	

handelte	 es	 sich	 um	 ein	 Schnittstellenproblem:	 Die	

Jugendlichen	 würden	 aufgrund	 ungenügender	 Leis-

tungen	 unfreiwillig	 in	 die	 Schlaufe	 verwiesen.	 Im	

zweiten	Fall	 läge	die	Ursache	 in	 einem	qualitativen	

Kapazitätsproblem	 der	 Berufsbildung:	 Die	 Jugend-

lichen	 absolvieren	 das	 Zwischenjahr	 freiwillig	 zur	

Verbesserung	ihrer	Chancen	auf	eine	anspruchsvolle	

Lehrstelle.	Die	Behörden	neigen	zur	ersten	Erklärung.	

Die	Schweizerische	Konferenz	der	kantonalen	Erzie-

hungsdirektoren	(EDK)	führt	den	stockenden	Über-

gang	in	erster	Linie	auf	mangelnde	schulische	Qua-

lifikationen	zurück,	die	es	abzubauen	gilt.	Auch	die	

Klagen	vieler	Unternehmen	gehen	in	diese	Richtung.

Die	Analyse	der	TREE-Daten	indes	spricht	eine	an-

dere	Sprache:	Schon	der	simple	Merkmalsvergleich	

Jugendlicher	 in	 Zwischenlösungen	 mit	 Direktein-

steigern	in	die	Berufsbildung	zeigt,	dass	die	Warte-

schlaufe	keine	Negativauswahl	darstellt.	Die	Mehr-

heit	 der	 Wartenden	 hat	 eine	 Sekundarschule	 mit	

erweiterten	 Anforderungen	 besucht,	 während	 die	

Direkteinsteiger,	die	eine	Lehre	mit	tiefem	bis	mittle-

rem	Anforderungsniveau	absolvieren,	überwiegend	

lediglich	Grundanforderungen	erfüllen	(Bundesamt 

für Statistik	2003).	Ähnliches	 sieht	man	bei	der	

Lesekompetenz:	Jugendliche	in	der	Schlaufe	weisen	

gemäss	 PISA	 bessere	 Werte	 auf	 als	 Lehreinsteiger	

in	anspruchslosen	bis	mittleren	Berufen.	Anwärter,	

die	 eine	 Sprachschule	 oder	 einen	 Auslandaufent-

halt	 absolvieren,	 ziehen	 in	 Sachen	 Lesekompetenz	

sogar	mit	 ihren	Altersgenossen	 in	 anspruchsvollen	

Berufslehren	 gleich.	 In	 dieses	 Bild	 passt,	 dass	 die	

Absolvierung	 einer	Zwischenausbildung	 später	die	

Chance	erhöht,	eine	Tertiärausbildung	zu	durchlau-

fen	(Schmid und Gonon	2010).	

Bemerkenswert	 ist,	 was	 am	 Ausgang	 der	 Warte-

schlange	 geschieht:	 Mit	 27	 Prozent	 steigt	 fast	 ein	

Drittel	in	eine	Lehrstelle	(oder	eine	schulische	Aus-

bildung)	 mit	 hohem	 Anforderungsniveau	 ein.	 Für	

die	 Aussicht	 auf	 eine	 Berufslehre	 mit	 tiefen	 oder	

mittleren	Anforderungen	spielen	Schultyp	und	Lese-

kompetenz	hingegen	keine	Rolle	 (Bundesamt für 

Statistik	2003).	Den	Ausschlag	für	eine	Zwischen-

lösung	geben	also	nicht	primär	ungenügende	Schul-

leistungen,	sondern	die	Hoffnung	auf	eine	adäquate	

Lehrstelle;	die	Zwischenlösung	dient	für	viele	dazu,	

die	Chancen	auf	eine	zukunftsfähigere	Lehrstelle	zu	

verbessern	–	die	Konkurrenz	um	die	begehrten	Leh-

ren	ist	virulent.

Natürlich	 kann	 und	 darf	 der	 Lehrstellenmarkt	

nicht	einseitig	auf	die	Vorstellungen	und	Vorlieben	

der	Bewerber	ausgerichtet	werden.	Im	Unterschied	

zu	 schulischen	 Systemen	 besteht	 ein	 wesentlicher	

Vorteil	 der	 dualen	 Bildung	 gerade	 darin,	 dass	 die	

Nachfrage	 nach	 Kompetenzen	 seitens	 der	 Unter-

nehmen	 mit	 den	 Vorlieben	 und	 Vorstellungen	 der	

Jugendlichen	 konfrontiert	 wird.	 Das	 Resultat	 die-

ses	Abgleichs	ist	immer	ein	Kompromiss.	Die	Über-

gangslösungen	nehmen	so	gesehen	eine	Ventilfunk-

tion	ein.	Die	Tatsache,	dass	viele	Junge	bereit	sind,	

zugunsten	einer	besseren	Lehrstelle	ein	zusätzliches	

Jahr	 einzuschalten	 und	 während	 dieser	 Zeit	 auf	

Erwerbseinkommen	zu	verzichten,	zeigt	aber,	dass	

das	 Ungleichgewicht	 beträchtlich	 ist.	 Der	 Schwei-

zer	 Lehrstellenmarkt	 hat	 kein	 quantitatives,	 aber	

ein	qualitatives	Kapazitätsproblem.	Eine	einjährige	
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Abb. 14:   Kohorte	der	16-Jährigen	und	Schulabgänger	2000	bis	2020	

Die Jugendkohorten werden in den nächsten 10 Jahren zurückgehen. Im Jahr 2008 zählte die Schweiz über 90 000 
16-Jährige. Ihre Zahl wird gemäss dem mittleren Szenario des BfS bis im Jahr 2020 auf etwas mehr als 80 000 abnehmen. 
Parallel zu dieser Entwicklung wird auch die Zahl der Schulabgänger rückläufig sein.

Quelle:	BfS
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Übergangslösung	 verbessert	 die	 Chancen	 für	 den	

Eintritt	in	eine	Lehre,	danach	überwiegen	aber	die	

Risiken:	Nach	3	Jahren	beginnt	sich	das	Zeitfenster	

für	 eine	 nachobligatorische	 Ausbildung	 zu	 schlie-

ssen	(Hupka et al.	2006).

Gemäss	den	Szenarien	 für	die	Sekundarstufe	 II	des	

Bundesamtes	für	Statistik	wird	sich	die	Warteschlan-

ge	 in	 den	 nächsten	 Jahren	 demografisch	 bedingt	

um	zehn	Prozent	verkürzen.	Verschwinden	wird	sie	

nicht,	denn	sie	ist	auch	eine	Folge	des	beschränkten	

Zugangs	 zur	 Allgemeinbildung	 und	 der	 strukturel-

len	Defizite	des	Lehrstellenangebots.	Das	ist	mögli-

cherweise	ein	Grund	dafür,	dass	sie	in	urbanen	und	

Deutschschweizer	Kantonen	am	längsten	ist.	

Es	fehlt	an	anspruchsvollen	Lehrstellen	

Das	Vorhandensein	von	Ausbildungsplätzen	ist	die	

Grundvoraussetzung	 für	 das	 duale	 Modell.	 Doch	

die	 Ausbildungsintensität	 schwankt.	 Firmen	 fra-

gen	in	Zeiten	der	Hochkonjunktur	mehr	Lehrlinge	

nach	als	in	rezessiven	Phasen.	Die	Beobachtung	des	

Lehrstellenmarktes	 ist	 darum	 von	 grosser	 Bedeu-

tung.	 Sie	 wird	 mit	 dem	 Lehrstellenbarometer	 des	

BBT,	das	 zweimal	 jährlich	 eine	Hochrechnung	des	

zu	 erwartenden	Lehrstellenangebots	 veröffentlicht,	

intensiv	betrieben.	Laufende	Ungleichgewichte	und	

Steuerungsprobleme	sind	zudem	Thema	der	jährlich	

stattfindenden	nationalen	Lehrstellenkonferenz.

Eine	 jüngst	 durchgeführte	 ökonometrische	 Analyse	

führte	zu	differenzierten	Einsichten	 in	den	Lehrstel-

lenmarkt	 (Mühlemann et al. 2009).	Die	Autoren	

untersuchten	den	Zusammenhang	zwischen	der	An-

zahl	 Lehranfänger	 und	 konjunkturellen	 (Bruttoin-

landprodukt,	Arbeitslosigkeit)	sowie	demografischen	

Faktoren	(Kohorte	der	16-Jährigen,	Gesamtbevölke-

rung)	und	konnten	den	konjunkturellen	Zusammen-

hang	bestätigen.	Allerdings	 ist	er	wesentlich	kleiner	

als	angenommen	und	hängt	nicht	am	Wachstum	des	

BIP,	 sondern	 an	 der	 Arbeitslosigkeit.	 Die	 Ausbil-

dungsbereitschaft	scheint	eher	von	kurzfristigen	Ar-

beitsmarktüberlegungen	und	weniger	vom	allgemei-

nen	Wirtschaftsklima	beeinflusst	zu	werden.

Der	Lehrstellenmarkt	 hat	 sich	 in	 der	 aktuellen	Fi-

nanz-	 und	 Wirtschaftskrise	 bisher	 äusserst	 robust	

entwickelt.	Im	August	2010	wurden	mit	90	000	so-

gar	mehr	Lehrstellen	angeboten	als	ein	 Jahr	zuvor	

(s.	Abb.	12).	Das	entspricht	einem	Anstieg	von	gut	

25	 Prozent	 seit	 1998.	 Es	 fällt	 auf,	 dass	 diese	 Zu-

nahme	 in	 zwei	 Phasen	 erfolgte:	 Die	 erste	 fand	 in	

der	Periode	1998	bis	2000	statt,	die	zweite	 in	den	

Jahren	2005	bis	2008.	Der	zweite	Anstieg	ist	neben	

der	günstigen	Konjunktur	wohl	auch	auf	die	Einfüh-

rung	des	Berufsbildungsgesetzes	(BBG)	am	1.	Januar	

2004	zurückzuführen.

Weiter	 wurde	 in	 den	 letzten	 Jahren	 ein	 intensives	

Lehrstellenmarketing	 aufgebaut.	 So	 werben	 kan-

tonale	 Lehrstellenförderer	 bei	 den	 Firmen	 für	 das	

Angebot	 oder	 den	Erhalt	 von	Ausbildungsplätzen.	

Dies	geschieht	oft	mit	einem	gewissen	moralischen	

Druck.	Auch	die	neue	Möglichkeit	 für	kleine	oder	

sehr	spezialisierte	Firmen,	 im	Rahmen	von	Ausbil-

dungsverbünden	gemeinsam	Lehrlinge	auszubilden,	

dürfte	sich	positiv	ausgewirkt	haben.

Vergleicht	 man	 die	 Anzahl	 angebotener	 Lehrstel-

len	 mit	 der	 Anzahl	 abgeschlossener	 Lehrverträge,	

zeigt	sich,	dass	im	letzten	Jahrzehnt	jedes	Jahr	über	

10	000	Lehrstellen	unbesetzt	blieben.	Entgegen	der	

oft	 gehörten	 Klage	 über	 einen	 Lehrstellenmangel	

scheinen	die	Bewerber	über	eine	gewisse	Auswahl	zu	

verfügen	–	der	Lehrstellenmarkt	als	Ganzes	ist	liqui-

de.	Auf	den	ersten	Blick	stellt	sich	die	Situation	für	
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Abb. 15:  	Anzahl	Lehreintritte	sowie	Anteil	der	Berufsbildung	und	der	Allgemeinbildung	2002	bis	2020	

Im kommenden Jahrzehnt wird der Schweizer Lehrstellenmarkt schrumpfen. Gemäss den Simulationsrechnungen wird 
die Zahl der Lehreintritte von 63500 im Jahr 2009 auf 57000 im Jahr 2020 zurückgehen. Dies entspricht einer Reduk-
tion von 10%. Der Anteil der Berufsbildung wird in dieser Zeitspanne leicht von 73,3 auf 71,5% fallen. Der Anteil der 
Allgemeinbildung hingegen wird von 26,7% im Jahr 2009 auf 28,5% im Jahr 2020 steigen.

Quelle:	BfS,	eigene	Berechnungen
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die	heute	rund	als	80000	Schulabgänger	also	recht	

komfortabel	 dar:	 Sie	 können	 aus	 einem	 Angebot	

auswählen,	das	deutlich	über	der	Nachfrage	liegt.

Bei	 genauerer	 Betrachtung	 offenbaren	 sich	 aber	

ernstzunehmende	strukturelle	Probleme	 in	der	Zu-

sammensetzung	des	Angebotes.	Die	grosse	Mehrzahl	

der	Lehrstellen	wird	von	Firmen	aus	dem	2.	Sektor	

angeboten:	von	der	Industrie,	dem	Gewerbe	und	der	

Bauwirtschaft	 oder	 in	 Berufen,	 die	 dem	 produzie-

renden	Sektor	zuzuordnen	sind.	Dazu	kommt,	dass	

das	 Angebot	 innerhalb	 des	 Dienstleistungssektors	

vom	Verkauf	und	von	den	kaufmännischen	Berufen	

dominiert	 wird.	 Lehrberufe	 aus	 dem	 ITC-Bereich	

(Informatik,	 Informationstechnologie,	 Kommuni-

kation)	oder	der	Kreativwirtschaft	(Grafik,	Design)	

sind	deutlich	untervertreten.	

Das	 kontrastiert	 mit	 der	 Tatsache,	 dass	 das	 Job-

wachstum	der	letzten	Jahre	fast	ausschliesslich	aus	

dem	Dienstleistungssektor	kam,	und	dort	vor	allem	

aus	dem	 staatsnahen	und	 staatlichen	Gesundheits-	

und	 Bildungssektor.	 In	 der	 Periode	 1998	 –	 2009	

wurden	 gemäss	 Staatssekretariat	 für	 Wirtschaft	

(SECO)	gut	15	Prozent	zusätzliche	Stellen	geschaf-

fen,	während	die	Beschäftigung	 im	 Industriesektor	

stagnierte.	 Die	 Wirtschaftskrise	 und	 der	 Struktur-

wandel	werden	diese	gegenläufige	Entwicklung	ak-

zentuieren,	denn	Beschäftigung	und	Wertschöpfung	

im	2.	Sektor	gingen	wesentlich	stärker	zurück	als	im	

Dienstleistungssektor.

Zur	sektoralen	Struktur	des	Lehrstellenangebotes	ist	

aus	 dem	 Lehrstellenbarometer	 wenig	 zu	 erfahren.	

Hinweise	 finden	 sich	 in	 den	 Berichten	 der	 Kanto-

ne,	zum	Beispiel	des	Kantons	Zürich	(Bildungsdi-

rektion Kanton Zürich 2009).	Er	zeigt,	dass	die	

Lehrlingsquote	–	das	Verhältnis	zwischen	der	Anzahl	

Lehrverhältnisse	und	der	Gesamtbeschäftigung	–	im	

Dienstleistungssektor	 mit	 einem	 Wert	 von	 5,1	 Pro-

zent	rund	ein	Viertel	tiefer	liegt	als	im	Industriesektor,	

der	6,7	Lehrlinge	pro	100	Beschäftigte	ausbildet.

Noch	deutlicher	tritt	das	Ungleichgewicht	zu	Tage,	

wenn	man	dieser	Rechnung	nicht	die	Sektor-Zuge-

hörigkeit	der	ausbildenden	Firmen	zu	Grunde	legt,	

sondern	 den	 effektiven	 Charakter	 der	 Berufe;	 vie-

le	 Erwerbstätige	 in	 der	 Industrie	 üben	 ja	 effektiv	

Dienstleistungsberufe	aus.	Aus	der	Schweizerischen	

Arbeitskräfteerhebung	 (SAKE)	 für	 das	 Jahr	 2009	

lässt	 sich	ablesen,	dass	68	Prozent	der	4,3	Millio-

nen	Erwerbstätigen	in	Dienstleistungsberufen	arbei-

teten,	unabhängig	von	der	Sektorzugehörigkeit	der	

Lehrfirma.	28	Prozent	übten	industriell-gewerbliche	

Berufe	 aus,	 vier	 Prozent	 waren	 in	 Berufen	 des	 1.	

Sektors	 tätig.	 Der	 Anteil	 der	 gewerblich-indust-

riellen	 Lehren	 betrug	 im	 gleichen	 Jahr	 52	 Prozent	

(Link Institut	2009).	Wollte	man	im	Lehrstellen-

markt	gleiche	Berufs-Proportionen	herstellen	wie	im	

Arbeitsmarkt,	 so	 müssten	 20	000	 neue	 Lehrstellen	

in	Dienstleistungsberufen	geschaffen	werden	–	mit	

entsprechender	Reduktion	von	gewerblich-industri-

ellen	Lehren.	Innerhalb	der	Dienstleistungslehrstel-

len	dominiert	die	kaufmännische	Grundbildung,	es	

fehlen	vor	allem	Angebote	im	Sozialbereich,	im	spe-

ziellen	in	der	Pflege.

Die	Daten	der	Volkszählung	bestätigen	die	Einsei-

tigkeit:	Die	Lehrlingsquote	der	Dienstleistungsberu-

fe	lag	im	Jahr	2000	unter	4	Prozent,	in	industriellen	

und	gewerblichen	Berufen	hingegen	bei	fast	12	Pro-

zent	 (Sheldon	 2009;	 s.	 Abb.	 13).	 Hinzu	 kommt,	

dass	 die	 Ausbildungsmöglichkeiten	 in	 den	 Dienst-

leistungsberufen	 seit	 1970	 stark	 schwanden;	 die	

Banken	 haben	 ihr	 Angebot	 an	 KV-Lehrstellen	 seit	

Mitte	 der	 1990er	 Jahre	 auf	 1200	 Stellen	 halbiert,	

ihre	Lehrlingsquote	liegt	heute	unter	vier	Prozent.

Die	anhaltende	industriell-gewerbliche	Orientierung	

des	 Lehrstellenmarktes	 steht	 in	 Widerspruch	 zum	
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Abb. 16:  	Anteil	der	dualen	Bildung	2008	und	Veränderung	der	Lehrverhältnisse	2010	bis	2020	

Die demografische Entwicklung wirkt sich in den Kantonen sehr unterschiedlich aus. Dank der Zuwanderung aus dem 
In- und Ausland wird der wichtigste Lehrstellenmarkt (Kanton Zürich) weiter wachsen. Die Deutschschweizer Mittel-
landkantone (u.a. Aargau, St.Gallen, Bern, Luzern, Thurgau), in denen die Lehre eine starke Stellung geniesst, werden 
vom Rückgang am stärksten betroffen sein. Die Kreisflächen wiederspiegeln die Anzahl der Lehrverhältnisse auf den 
kantonalen Lehrstellenmärkten (Beispiele ZH = 15 574, BE = 10 866, SZ = 905)

Quelle:	BfS,	eigene	Berechnungen
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Das erfoLgsmoDeLL unD seine eigenarten

Strukturwandel	 in	 Richtung	 Dienstleistungen.	 Der	

Lehrstellenbericht	des	Kantons	Zürich	2009	(S.	51)	

kommt	 zu	 folgendem	Schluss:	 «Es	 fehlt	 zudem	an	

Ausbildungsmöglichkeiten	in	modernen,	anspruchs-

vollen	Dienstleistungsberufen	in	verschiedensten	Be-

reichen.	Hier	wird	zu	überprüfen	sein,	inwieweit	an-

dere	Formen	der	Ausbildung	sinnvoll	sind.	Es	stellt	

sich	sogar	die	Frage,	ob	diese	Bereiche	noch	auf	der	

Sekundarstufe	II	erlernt	werden	können	oder	ob	die	

Ausbildung	 für	 gewisse	 Berufe	 nicht	 eher	 auf	 die	

Tertiärstufe	zu	verlagern	wäre.»

Der	Wettbewerb	um	die	Talente	intensiviert	sich	

Die	 Schweiz	 altert.	 Dieser	 Prozess	 setzt	 sich	 in	 den	

nächsten	Jahren	unvermindert	fort.	Wenn	von	Überal-

terung	die	Rede	ist,	spricht	man	meist	den	oberen	Teil	

der	Alterspyramide	an:	von	der	wachsenden	Lebens-

erwartung,	 dem	 Anschwellen	 der	 Kohorten	 älterer	

Leute.	Die	Konsequenzen	für	die	Systeme	der	Alters-

vorsorge	 sind	 bekannt,	 auch	 die	 Auswirkungen	 auf	

das	Gesundheitswesen,	den	Arbeitsmarkt,	den	Woh-

nungsmarkt.	Nicht	im	Fokus	stehen	die	zu	erwarten-

den	Effekte	im	unteren	Teil	der	Alterspyramide.

Auch	bei	der	Jugend	stehen	 in	naher	Zukunft	ein-

schneidende	 Veränderungen	 an.	 Die	 Alterung	 der	

Gesellschaft	 bedeutet	 auch,	 dass	 der	 Nachwuchs	

schrumpfen	wird,	und	zwar	nicht	nur	im	Verhältnis	

zur	Gesamtbevölkerung,	sondern	auch	in	absoluten	

Zahlen.	Das	Bildungssystem	wird	von	diesem	Vor-

gang	betroffen	 sein,	 insbesondere	die	mit	Abstand	

wichtigste	nachobligatorische	Ausbildungsform:	die	

Berufsbildung.

Nachdem	im	letzten	Jahrzehnt	überwiegend	Anstie-

ge	zu	verzeichnen	waren,	befindet	sich	die	Schweiz	

seit	 zwei	 Jahren	 in	 einer	 Phase	 schrumpfender	 Ju-

gendkohorten.	 Gemäss	 den	 Prognosen	 des	 Bun-

desamtes	 für	 Statistik	 (mittleres	 Szenario	A/2010/)	

wird	die	Zahl	der	16-Jährigen	bis	2020	von	aktuell	

88	000	auf	80	000	zurückgehen	 	 (s.	Abb.	14).	Par-

allel	dazu	wird	sich	die	Zahl	der	Abgänger	aus	der	

obligatorischen	Schule	entwickeln:	Ausgehend	von	

einem	 Niveau	 um	 81	000	 im	 Jahr	 2009	 wird	 sich	

ihre	Zahl	auf	 rund	74	000	zurückbilden.	Dies	ent-

spricht	 einem	Rückgang	von	knapp	neun	Prozent.	

Der	Wettbewerb	um	Talente	wird	sich	weiter	inten-

sivieren.

Das	BfS	geht	in	seinen	Szenarien	für	das	Bildungs-

system	 2010–2019	 (Sekundarstufe	 II)	 davon	 aus,	

dass	 die	 abnehmenden	 Jahrgänge	der	 kommenden	

Jahre	zum	grössten	Teil	von	der	Berufsbildung	ab-

sorbiert	werden.	Im	modellbasierten	Szenario	«Ten-

denz»,	 das	 demografische,	 konjunkturelle	 und	 die	

trendmässige	Entwicklung	der	letzten	Jahre	kombi-

niert,	werden	die	Eintritte	in	die	berufliche	Grund-

bildung	 (inklusive	 vollschulische	 Varianten)	 bis	

2020	 um	 6000	 zurückgehen.	 Zum	 gleichen	 quali-

tativen	Schluss	gelangt	man,	wenn	man	das	Muster	

der	Bestandsentwicklung	der	Mittelschulen	und	der	

Berufsbildung	der	letzten	25	Jahre	fortschreibt.

Im	 Gegensatz	 zur	 Berufsbildung	 ist	 bei	 den	 Gym-

nasien	eine	prägnante	gegenläufige	Reaktionsweise	

zu	 beobachten.	 Sie	 wuchsen	 unterproportional	 in	

Jahren	mit	ansteigenden	Kohorten,	in	Jahren	abneh-

mender	Kohorten	hielten	sie	ihre	absoluten	Zugän-

ge	(skbf	2010).	Entsprechend	nahm	ihr	Anteil	an	al-

len	Lernenden	der	Sekundarstufe	in	schrumpfenden	

Abgänger-Kohorten	zu.

Wendet	man	diese	Ergebnisse	auf	das	mittlere	Sze-

nario	des	Bundesamtes	 für	 Statistik	 an,	werden	 in	

den	 Jahren	 zunehmender	 Abgänger-Kohorten	 auf	

100	 zusätzliche	 Abgänger	 elf	 weitere	 Gymnasias-



Die zukunft Der Lehre – Die berufsbiLDung in einer neuen WirkLichkeit

54

ten	kommen	(Mühlemann et al.	2009);	in	Jahren	

rückläufiger	Jahrgänge	geht	das	Szenario	(in	Abwei-

chung	der	Resultate	von	Mühlemann et al. 2009)	

davon	aus,	dass	die	Anzahl	Gymnasiasten	mit	minus	

5	auf	100	Jugendliche	leicht	abnimmt.	Damit	wird	

dem	 Umstand	 Rechnung	 getragen,	 dass	 die	 Präfe-

renz	für	das	Gymnasium	nicht	absolut	ist,	sondern	

durchaus	 auch	 Begabte	 in	 die	 Berufsbildung	 strö-

men.	Der	Einfachheit	halber	wurden	die	Fachmittel-

schulen	zu	den	Gymnasien	gezählt	und	unter	«All-

gemeinbildung»	subsumiert.

Die	Simulation	dieser	Annahmen	bis	ins	Jahr	2020	

ergibt,	 dass	 sich	die	Anteile	der	Berufs-	 respektive	

der	Allgemeinbildung	verschieben	werden	 (s.	Abb.	

15).	Der	Anteil	der	Berufsbildung	tendiert	von	ak-

tuell	73	Prozent	in	Richtung	70	Prozent,	die	Bedeu-

tung	der	Allgemeinbildung	wird	von	aktuell	knapp	

27	Prozent	auf	gegen	30	Prozent	ansteigen.	Das	ist	

keine	dramatische	Entwicklung,	doch	 sie	wird	auf	

dem	 Lehrstellenmarkt	 spürbar	 sein.	 Die	 Zahl	 der	

Lehreintritte	wird	von	knapp	63	000	im	Jahr	2010	

auf	 57	000	 sinken,	 wobei	 von	 einer	 konstanten	

Quote	 der	 vollschulischen	 Berufsbildungsangebote	

ausgegangen	wurde.	

Zwar	 ist	 die	 Kohorten-Dynamik	 im	 Bereich	 der	

Jugendlichen	 im	Rahmen	der	natürlichen	Bevölke-

rungsentwicklung	absehbar.	Schwierig	zu	prognos-

tizieren	sind	hingegen	die	Auswirkungen	von	Wan-

derungsbewegungen.	 Angesichts	 der	 derzeit	 hohen	

Migrationssaldi	 stellten	 sich	 auch	 optimistische	

Szenarien	 nach	 wenigen	 Jahren	 als	 zu	 konservativ	

heraus.	Bemerkenswert	ist,	dass	der	Ausländeranteil	

unter	den	16-Jährigen	gemäss	dem	BfS-Szenario	in	

der	betrachteten	Periode	2010	–	2020	spürbar	stei-

gen	wird,	nämlich	von	19	Prozent	auf	21,5	Prozent.	

Diese	 Veränderungen	 werden	 sich	 regional	 sehr	

unterschiedlich	auswirken.	Auf	der	vertikalen	Ach-

se	 in	Abbildung	16	 sind	die	Kantonsszenarien	des	

Bundesamtes	 für	 Statistik	 abgetragen.	 Die	 voraus-

sichtlichen	 Wirkungen	 auf	 die	 kantonalen	 Lehr-

stellenmärkte	bewegen	sich	in	einer	breiten	Spanne	

von	 plus	 fünf	 Prozent	 (Kanton	 Zürich)	 bis	 minus	

25	Prozent	(Kanton	Luzern).	Bemerkenswert	ist	die	

Tatsache,	dass	die	Lehrstellenmärkte	vor	allem	in	je-

nen	Kantonen	schrumpfen	werden,	in	denen	die	Be-

rufsbildung	eine	grosse	Bedeutung	hat.	Das	betrifft	

primär	 die	 Deutschschweiz,	 vor	 allem	 die	 grossen	

Deutschschweizer	 Kantone	 Bern,	 Aargau,	 Luzern	

und	St.	Gallen.

Das	 geschilderte	 Problem	 stellt	 sich	 also	 in	 jenen	

Kantonen	 am	 stärksten,	 die	 den	 Zugang	 zu	 wei-

tergehender	 Allgemeinbildung	 vergleichsweise	 res-

triktiv	 gestalten.	 Weniger	 betroffen	 sind	 die	 West-

schweiz,	die	beiden	Basel	und	das	Tessin.	Die	Waadt	

wird	 im	 Rahmen	 des	 Schweizer	 Durchschnitts	 be-

troffen	 sein,	 Genf	 mit	 seinem	 bescheidenen	 Anteil	

von	30	Prozent	wird	sich	die	Lehre	auf	dem	heuti-

gen	 Niveau	 halten	 können.	 Eine	 Ausnahme	 bildet	

der	Kanton	Zürich,	der	aufgrund	seiner	Grösse	und	

des	hohen	Anteils	der	Berufsbildung	den	wichtigsten	

Lehrstellenmarkt	der	Schweiz	bildet.	Aufgrund	der	

Zuwanderung	 aus	 der	 Schweiz	 und	 dem	 Ausland	

werden	 die	 Jugendkohorten	 hier	 weiter	 wachsen.	

Die	Probleme	werden	sich	hier	in	anderer	Form	stel-

len,	besonders	 in	Form	der	«Überschichtung»	und	

der	abweichenden	Bildungspräferenzen	der	qualifi-

zierten	Zuwanderer.
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04	 Der	Vorsprung	schwindet

Der vorsprung schWinDet

Keine	 Frage	 hat	 die	 Ökonomen	 seit	 Adam	 Smith	

mehr	 beschäftigt	 als	 jene,	 weshalb	 einige	 Länder	

so	viel	reicher	sind	als	andere.	Die	massiven	Wohl-

standsunterschiede	 zwischen	 den	 Nationen	 sind	

hauptsächlich	 das	 Ergebnis	 von	 ungleichem	 Ein-

kommenswachstum.	Wachstum	kann	ein	Land	auf	

drei	Arten	generieren:	durch	Ausdehnung	der	Inputs	

(Arbeit,	 Kapital,	 Boden),	 durch	 Verbesserung	 der	

Effizienz	der	bestehenden	Produktionsprozesse	(An-

näherung	an	die	effiziente	Grenze	der	Technologie)	

und	durch	Innovation	–	mit	der	Entwicklung	neu-

er	Prozesse	oder	neuer	Produkte	wird	die	effiziente	

Grenze	 erweitert.	 Während	 die	 erste	 Variante	 ein	

statisches	 Wachstum	 im	 Sinne	 einer	 blossen	 Men-

genausdehnung	bezeichnet,	beinhalten	die	anderen	

beiden	Varianten	eine	Zunahme	der	Produktivität,	

also	des	Outputs	pro	eingesetzten	Input-Faktor.

Entscheidend	dafür	ist	die	Qualität	der	Arbeitskräf-

te	 auf	 allen	 Stufen,	 was	 im	 ökonomischen	 Jargon	

als	 Humankapital	 bezeichnet	 wird.	 Dieser	 Begriff	

umfasst	 das	 gesamte	Wissen:	 das	 formelle	 und	 in-

formelle	Lernen,	 Fähigkeiten	und	Fertigkeiten,	 die	

Gesundheit,	die	Belastbarkeit	und	Initiative	und	da-

mit	 auch	Werte	wie	Unternehmergeist.	Die	 neuere	

Wachstumstheorie	stellt	–	im	Unterschied	zum	neo-

klassischen	Ansatz,	der	einzig	auf	das	Kapital	und	

die	Zahl	der	Arbeitskräfte	setzt	–	das	Humankapi-

tal	in	den	Mittelpunkt.	Bildung	wird	in	der	neueren	

Wachstumstheorie	zur	Schlüsselgrösse.

Dabei	geht	es	nicht	nur	um	die	Qualifikation	des	ein-

zelnen	Menschen,	 sondern	um	das	Bildungsniveau	

einer	 ganzen	 Gesellschaft.	 Ein	 hohes	 Bildungsni-

veau	eines	Landes	begünstigt	einen	kontinuierlichen	

Strom	an	neuen	 Ideen,	 fördert	die	Kreativität	und	

erleichtert	die	Aneignung	neuen	Wissens	und	neuer	

Technologien	 («spill-over»-Effekte).	 Wachstums-	

und	Wohlstandsunterschiede	von	Volkswirtschaften	

sind	langfristig	überwiegend	auf	Unterschiede	in	der	

Produktivität	 zurückzuführen,	 diese	 wiederum	 ha-

ben	ihre	Ursache	im	Bildungsniveau.

Berufsbildung	dient	nicht	primär	dem	Wachstum

Der	aussergewöhnliche	Exporterfolg	der	Schweiz	be-

legt,	dass	sie	zu	den	leistungsfähigsten	Wirtschaften	

der	Welt	gehört.	Das	hohe	Wohlstandsniveau	erklärt	

sich	 aber	 auch	 mit	 einem	 intensiven	 Faktor-Input,	

also	 mit	 Wachstum	 gemäss	 der	 ersten	 statischen	

Wachstumsvariante.	Das	betrifft	sowohl	den	Faktor	

Arbeit,	 als	 auch	das	Kapital.	Die	Partizipationsrate	

liegt	mit	80	Prozent	der	erwerbsfähigen	Bevölkerung	

sehr	 hoch,	 zudem	 leistet	 jeder	 Einzelne	 bei	 einem	

100-Prozent-Pensum	eine	vergleichsweise	hohe	jähr-

liche	Stundenzahl	am	Arbeitsplatz.	Durch	den	 star-

ken	Zuzug	von	ausländischen	Arbeitskräften	ist	der	

Arbeitsinput	weiter	ausgeweitet	worden.	Auch	Kapi-

tal	ist	reichlich	vorhanden;	die	Schweiz	als	Volkswirt-

schaft	mit	hohen	Leistungsbilanzüberschüssen	expor-

tiert	darum	viel	davon	zurück	ins	Ausland.

Das	 Grundproblem	 des	 Input-bezogenen	 Wachs-

tums	besteht	darin,	dass	es	nicht	beliebig	fortgesetzt	

werden	 kann;	 die	 Ausdehnung	 der	 meisten	 Input-

Faktoren	 stösst	 irgendwann	 an	 Grenzen.	 Hinzu	

kommt	 das	 Gesetz	 der	 abnehmenden	 Grenzerträ-

ge:	 Zusätzliche	 Inputs	 werfen	 immer	 weniger	 zu-

sätzlichen	Ertrag	 ab.	Die	niedrigen	Realzinsen	des	

Schweizer	 Frankens	 sind	 letztlich	 der	 Reflex	 einer	

reichhaltigen	Ausstattung	mit	Kapital;	der	Zins	re-

präsentiert	 aus	 ökonomischer	 Sicht	 nichts	 anderes	

als	das	Grenzprodukt	des	Kapitals.	Insgesamt	pro-

duziert	die	Schweiz	somit	mit	hohem	Faktoreinsatz.

Aus	der	Abbildung	17	ist	der	enge	Zusammenhang	

zwischen	 Wohlstand	 –	 gemessen	 als	 Bruttoinland-
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produkt	BIP	pro	Kopf	–	und	der	Arbeitsproduktivi-

tät	pro	geleisteter	Stunde	in	den	Ländern	der	OECD	

für	das	Jahr	2008	ersichtlich.	Wohlstand	wird	durch	

eine	hohe	Produktivität	erzeugt.	Die	Korrelation	ist	

aber	 keineswegs	 perfekt.	 Die	 Schweiz	 liegt	 etwas	

oberhalb	 der	 dichten	 Punkte-Wolke;	 gemessen	 an	

der	 durchschnittlichen	 Arbeitsproduktivität	 von	 $	

44.7	pro	Stunde	müsste	das	hiesige	BIP	pro	Kopf	($	

43	200)	deutlich	tiefer	liegen.	Anders	gesagt:	Länder	

mit	dem	Pro-Kopf-Einkommen	der	Schweiz	sind	in	

der	Regel	wesentlich	produktiver.	Die	Stundenpro-

duktivität	der	Schweiz	müsste	rund	25	Prozent	hö-

her	liegen,	in	der	Gegend	von	$	55	pro	Stunde.	Die	

Schweiz	kompensiert	 ihre	vergleichsweise	niedrige-

re	 Produktivität	 mit	 hohem	 Faktoreneinsatz.	 Dies	

kommt	 in	 der	 sehr	 hohen	 Erwerbsquote	 deutlich	

zum	Ausdruck.

Die	 durchschnittliche	 Produktivität	 der	 Schweizer	

Arbeitskräfte	 nimmt	 im	 internationalen	 Vergleich	

keinen	 Spitzenplatz	 ein.	 Aber	 die	 Schweiz	 vermag	

wie	 kaum	 ein	 anderes	 Land	 ihre	 Arbeitskräfte	 zu	

mobilisieren	und	 zu	 integrieren,	was	 in	der	hohen	

Erwerbsquote	 und	 hohen	 Arbeitszeiten	 deutlich	

zum	Ausdruck	kommt.	Die	Produktivität	eines	voll-

beschäftigten	Landes	ist	zwangsläufig	tiefer	als	eine	

«Arbeitslosigkeitsproduktivität».	 Länder	 mit	 tiefer	

Arbeitslosigkeit	 weisen	 zwangsläufig	 eine	 gerin-

gere	 Produktivität	 auf;	 es	 sind	 gerade	 die	 weniger	

Begabten	 und	 tiefer	 Qualifizierten,	 die	 in	 andern	

Ländern	vom	Arbeitsmarkt	ausgeschlossen	bleiben.	

Die	nicht	integrierenden	Arbeitsmärkte	sind	defini-

tionsgemäss	produktiver.	Resultat	ist	eine	hohe	ge-

messene	 Durchschnittsproduktivität,	 zugleich	 aber	

eine	hohe	Arbeitslosigkeit	und	soziale	Ausgrenzung.	

Zugespitzt	könnte	man	sagen,	dass	die	Schweiz	kein	

«Banlieue»-Problem	 kennt,	 dafür	 aber	 eine	 etwas	

tiefere	Produktivität	 in	Kauf	nimmt.	Diese	Überle-

gungen	zeigen,	dass	einfache	Produktivitätsverglei-

che	 wesentliche	 Tatsachen	 ausser	 Acht	 lassen	 und	

wenig	 aussagekräftig	 sind	 –	 ein	 hohes	 Produktivi-

tätswachstum	kann	kein	isoliertes	Ziel	sein.

Eine	grosse	Stärke	des	dualen	Systems	 liegt	 in	 sei-

ner	 hohen	 Integrationskraft.	 Gleichwohl	 lässt	 sich	

das	Produktivitätsproblem	nicht	aus	der	Welt	schaf-

fen.	Denn	nicht	nur	das	Niveau,	sondern	auch	das	

Wachstum	der	Schweizer	Produktivität	liegt	relativ	

tief.	Vor	dem	Hintergrund	der	demografischen	Alte-

rung	ist	auch	die	Schweiz	mehr	denn	je	auf	weiteres	

Wachstum	angewiesen.	Schon	Mitte	der	1990er	Jah-

re	setzte	eine	intensive	Diskussion	über	die	Wachs-

tums-	und	Produktivitätsschwäche	der	Schweiz	ein.	

In	der	Periode	1997	bis	2007	wuchs	die	 Stunden-

produktivität	 im	OECD-Mittel	um	etwas	mehr	als	

2	Prozent	pro	Jahr,	für	die	Schweiz	betrug	der	Wert	

1,2	Prozent.	Sie	lag	damit	im	OECD-Vergleich	vor	

Dänemark,	Spanien	und	Italien	an	viertletzter	Stel-

le.	Zu	einem	ähnlichen	Befund	gelangte	eine	Studie	

über	den	Alleingang	der	Schweiz	von	Avenir	Suisse	

(Wagschal et al.	2002).

Auch	die	OECD	monierte	die	tiefe	Produktivität	der	

Schweiz	immer	wieder,	zuletzt	im	Bericht	«Economic	

Survey	of	Switzerland»	(OECD	2009).	Die	Gründe	

sind	vielschichtig.	In	der	Diskussion	standen	schwa-

cher	Wettbewerb	und	verkrustete	Strukturen	in	vie-

len	Inland-orientierten	Sektoren	sowie	die	späte	und	

halbherzige	 Deregulierung	 der	 Grundversorgung	

(Post,	Telekommunikation,	Energie,	Verkehr).	Auf-

fällig	aber	ist,	dass	der	jüngste	Bericht	das	Produk-

tivitätsmanko	auch	mit	dem	Schweizer	Bildungssys-

tem	in	Zusammenhang	bringt.	Explizite	Erwähnung	

finden	das	zu	geringe	Leistungsniveau	von	Schulab-

gängern	aus	bildungsfernen	Schichten	und	die	wei-

terhin	tiefe	Quote	junger	Erwerbstätiger	mit	Hoch-

schulabschluss.	Implizit	wird	die	Produktivitätsfrage	

somit	auch	mit	der	Berufsbildung	in	Zusammenhang	

gebracht;	 ein	 relativ	 tiefer	 Tertiär-A-Anteil	 sowie	

eine	überdurchschnittliche	Vererbung	von	Bildungs-
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ungleichheiten	sind	charakteristisch	für	Länder	mit	

starker	dualer	Berufsbildung	(Sweet 2009).	

Der	positive	Zusammenhang	zwischen	hohem	Hu-

mankapitalbestand	 und	 Wachstum	 gilt	 heute	 als	

gesichert.	 Die	 Wachstumswirkung	 der	 Berufsbil-

dung	hingegen	ist	unklar.	Klar	ist	einzig,	dass	auch	

Länder	ohne	Berufslehre	ihre	Produktivität	steigern	

können.	Tabelle	3	zeigt	das	mittlere	 jährliche	Pro-

duktivitätswachstum	 für	 fünf	 verschiedene	 Berufs-

bildungs-Modelle	 in	den	beiden	Perioden	1995	bis	

2000	und	2001	bis	2007.	Man	stellt	 fest,	dass	die	

dualen	 Bildungssysteme	 bezüglich	 Produktivität	 in	

dieser	Zeit	weniger	gut	abschnitten	als	nicht-duale	

Varianten.	Vor	allem	der	Abstand	zum	lateinischen	

Modell	(staatlich	finanzierte	schulbasierte	Berufsbil-

dung)	ist	mit	gut	einem	Prozent	pro	Jahr	beträcht-

lich.	Zwar	ging	das	Produktivitätswachstum	in	der	

zweiten	Periode	2001	bis	2007	generell	zurück,	aber	

das	 lateinische	 Modell	 hielt	 sich	 besser.	 Auch	 das	

angelsächsische	 Modell,	 das	 auf	 eine	 formalisierte	

Berufsbildung	weitgehend	verzichtet,	schnitt	besser	

ab.	Die	nordischen	Länder,	die	zum	Teil	auf	unter-

nehmensfinanzierte	 Lehrwerkstätten	 setzen,	 liegen	

auf	Augenhöhe	mit	 dem	angelsächsischen	Modell.	

Die	Länder	mit	dualem	System	waren	beim	Produk-

tivitätswachstum	in	den	letzten	15	Jahren	also	nicht	

im	Vorteil,	sondern	büssten	eher	an	Positionen	ein.	

Dieser	einfache	Vergleich	sagt	allerdings	nichts	über	

die	Rolle	 der	Berufsbildung	bei	 diesen	Unterschie-

den.	 Die	 Produktivität	 und	 ihr	 Wachstum	 werden	

durch	eine	Vielzahl	von	Einflüssen	und	durch	viel-

Tab. 3: 			Entwicklung	der	Produktivität	unter	verschiedenen	Typen	der	Berufsbildung	

Die Länder mit dualer Berufsbildung waren beim Produktivitätswachstum in den vergangenen 15 Jahren nicht im Vorteil. 
Länder mit einem staatlich finanzierten schulbasierten Modell der Berufsbildung zeigten das höchste Produktivitäts-
wachstum, gefolgt vom japanischen Modell. Aus den Zahlen lässt sich aber kein Wirkungszusammenhang zwischen der 
Art der Berufsbildung und dem Produktivitätswachstum herleiten.

Quelle:	Carnoy	2009

Jährliches  
Produktivitätswachstum 

1995-2000

Jährliches  
Produktivitätswachstum 

2001-2007

Duale Berufsbildung 1.6 % 1.2 %

Japanisches Modell 2.1 % 2.1 %

Staatl. finanziertes schulbasiertes Modell 2.5 % 2.1 %

Unternehmensfinanzierte Lehrwerkstätten 2.1 % 1.4 %

«Learning by doing» 2.1 % 1.3 % 
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Abb. 17:   Produktivität	und	Pro-Kopf-Einkommen	in	den	OECD-Ländern	(2008)	
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Wohlstand entsteht durch hohe Produktivität. Gemessen am überdurchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen (gemessen als 
kaufkraftbereinigtes BIP) von $ 43 200 pro Jahr liegt die Schweizer Produktivität mit $ 44,7 pro Stunde tief. Die Schweiz 
nimmt wegen der breiten Arbeitsmarkt-Integration ihrer Bevölkerung eine tiefere Produktivität in Kauf, vermag dies aber 
mit hohem Faktoreinsatz zu kompensieren. 

Quelle: OECD stat, eigene Berechnungen 
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schichtige	 Zusammenhänge	 bestimmt.	 Die	 Frage	

nach	der	Rolle	der	Berufsbildung	kann	deshalb	nur	

im	Rahmen	eines	Modells	beantwortet	werden,	das	

die	wichtigsten	Einflüsse	berücksichtigt.

Schweiz	bewegt	sich	an	der	technologischen	Grenze	

Vergleicht	man	28	OECD-Länder	in	einem	multiva-

rianten	Modell,	zeigen	sich	die	grössten	Unterschie-

de	in	der	Vergangenheit	(s.Tab.	4).	Länder	mit	einer	

tiefen	Ausgangsbasis	wuchsen	 in	 der	 Periode	2001	

bis	 2007	 schneller	 als	 Länder,	 deren	 Produktivität	

sich	im	Jahr	2000	bereits	auf	hohem	Niveau	befand.	

Ein	solches	Aufholen	wird	in	der	ökonomischen	Dis-

kussion	 über	 das	 Wachstum	 auch	 als	 Konvergenz	

bezeichnet:	 Wachstum	 ist	 auch	 pfadabhängig;	 wer	

schon	ein	hohes	Niveau	erreicht,	wird	mit	einer	zu-

nehmend	flacheren	Wachstumskurve	konfrontiert.

Als	weiterer	positiver	Faktor	erweist	sich	der	Anteil	

der	 Arbeitskräfte	 mit	 tertiärem	 Bildungsabschluss.	

Gemäss	 dem	 Modell	 ist	 kein	 Zusammenhang	 des	

Berufsbildungsanteils	mit	dem	Produktivitätswachs-

tum	feststellbar.	Weder	der	Anteil	der	Berufsbildung	

als	 Ganzes	 –	 dual,	 schul-	 und	 werkstattbasiert	 –	

noch	der	isolierte	Anteil	der	dualen	Bildung	haben	

eine	 signifikante	 Wirkung	 auf	 das	 Wachstum.	 Be-

rufsbildung	ist	damit	primär	Beschäftigungspolitik,	

aber	 nicht	 Wachstumspolitik.	 Die	 Erklärungskraft	

(Anteil	 der	 erklärten	 Varianz	 der	 Unterschiede	 im	

Produktivitätswachstum)	ist	mit	42	Prozent	zufrie-

denstellend,	 allerdings	 bleibt	 ein	 wesentlicher	 Teil	

unerklärt.	Die	Dinge	liegen	also	komplizierter.	

Tab 4:				Modelle	für	das	Wachstum	der	Produktvität	in	den	OECD-Ländern	2000	bis	2007	

Reichen Ländern fällt es schwerer, weitere Produktivitätsgewinne zu erzielen. Das Produktivitätswachstum von 28 
OECD-Ländern in den Jahren 2000 bis 2007 wird signifikant negativ vom Niveau der Produktivität zu Anfang der Peri-
ode beeinflusst. Dieses Phänomen ist als Konvergenz bekannt. Der Anteil der formalen Berufsbildung übt keinen Einfluss 
auf die Produktivität aus, unabhängig davon, ob sie schulisch oder dual betrieben wird. Einen leicht positiven Beitrag 
leistet der Anteil der Arbeitskräfte mit Tertiärbildung.

Quelle:	OECD	stat,	eigene	Berechnungen	

Einflussgrösse Einflussrichtung Signifikanzniveau

Niveau der Produktivität im Jahr 2000 - **

Anteil der Arbeitskräfte mit Tertiärbildung + *

Anteil der Arbeitskräfte mit Berufsbildung 0 0

Anteil der Arbeitskräfte mit dualer Berufsbildung 0 0

Berücksichtigte Länder 28  

Erklärungskraft des Modells (korrigiertes r2) 42 %  

Signifikanzniveau: ** Irrtumswahrscheinlichkeit unter 1%, * Irrtumswahrscheinlichkeit unter 5%, 

0 nicht signifikante Einflussgrösse
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Grob	kann	man	zwei	Arten	von	Produktivitätswachs-

tum	unterscheiden:	 imitierendes	und	 innovationsge-

triebenes	(Vandenbussche et al.	2006).	Das	Unter-

scheidungskriterium	 ist	 der	 Abstand	 zur	 effizienten	

technologischen	Grenze.	Ein	Land,	das	nahe	oder	auf	

dieser	Grenze	produziert,	wendet	die	besten	zur	Ver-

fügung	stehenden	Prozesse	und	Verfahren	an,	um	Gü-

ter	und	Dienstleistungen	herzustellen.	Wachstum	mit	

weiteren	Optimierungen	ist	kaum	mehr	möglich;	das	

Verbesserungspotenzial	 innerhalb	 der	 existierenden	

Technologie	 ist	 ausgeschöpft.	 Weitere	 Fortschritte	

gelingen	nur	durch	Innovation	und	bessere	Prozesse,	

indem	die	technologische	Grenze	weiter	nach	aussen	

geschoben	wird.	Ein	 solches	 innovationsgetriebenes	

Wachstum	erfordert	gemäss	den	neusten	Resultaten	

der	 Wachstumsforscher	 hoch	 qualifizierte,	 sprich:	

tertiär	gebildete	Arbeitskräfte.

Das	 «Geschäftsmodell	 Schweiz»	 verfolgt	 eine	 dif-

ferenzierte	 Mischstrategie	 aus	 den	 beiden	 Wachs-

tumsarten.	Nur	in	wenigen	Gebieten	–	zum	Beispiel	

in	 Pharma	 und	 Oberflächentechnologien	 –	 kann	

sie	als	kleines	Land	Spitzenforschung	betreiben.	In	

vielen	Bereichen	betätigt	sie	sich	hingegen	als	«fast	

follower».	 Sie	 übernimmt	 Spitzentechniken	 selek-

tiv	 und	 schnell,	 perfektioniert	 und	 passt	 sie	 den	

Kundenwünschen	an.	Diese	Strategie	bewirkt	 eine	

immer	 stärkere	 Spezialisierung	 der	 Unternehmen	

im	 Mittel-	 bis	 Hochtechnologiebereich,	 mit	 ent-

sprechenden	Folgen	auf	die	Qualifikationsstruktur	

des	 Forschungs-	 und	 Entwicklungssektors	 (F+E).	

So	haben	in	der	Periode	2000	bis	2008	sowohl	die	

Beschäftigten	 mit	 Tertiärabschluss	 als	 auch	 jene	

mit	höherer	Berufsbildung	um	7,2	beziehungswei-

se	 17,7	 Prozent	 zugenommen.	 Stark	 angestiegen	

ist	auch	das	F+E-Personal	in	der	Kategorie	«ande-

re	 Ausbildungen	 sowie	 unbekannte	 Ausbildung».	

Dagegen	ist	das	Personal	mit	einem	Abschluss	auf	

Sekundarstufe	 II	 in	 dieser	 Periode	 um	 30	 Prozent	

zurückgegangen.

Entwickelte	Volkswirtschaften	befinden	sich	natur-

gemäss	näher	an	der	technologischen	Grenze	als	we-

niger	fortgeschrittene	Länder;	sie	sind	entsprechend	

auf	hochgebildete	«Innovatoren»	im	Arbeitskräfte-

pool	 angewiesen.	 Hochqualifizierte	 können	 umso	

produktiver	eingesetzt	werden,	je	näher	ein	Land	an	

der	effizienten	Grenze	produziert.	Einem	Land,	das	

aufholt,	nützen	sie	hingegen	wenig.

Die	Analyse	der	Daten	von	20	OECD-Ländern	(dar-

unter	der	Schweiz)	aus	dem	Zeitraum	1960	bis	2000	

bestätigt,	dass	der	ökonomische	Beitrag	Hochquali-

fizierter	mit	der	Distanz	zur	technologischen	Grenze	

–	oder	der	Art	des	möglichen	Wachstums	–	zusam-

menhängt	 (Vandenbussche, Aghion und Meg-

hir	2006).	Die	Produktivität	eines	Landes	beginnt	

von	 Hochqualifizierten	 zu	 profitieren,	 sobald	 eine	

Schwelle	 von	 drei	 Vierteln	 der	 möglichen	 techni-

schen	 Effizienz	 überschritten	 wird.	 Entgegen	 der	

Konvergenztheorie	 können	 Volkswirtschaften	 mit	

einem	 hohen	 Anteil	 Hochqualifizierter	 ein	 hohes	

Wachstumstempo	aufrecht	erhalten,	obwohl	sie	an	

oder	auf	der	technischen	Grenze	produzieren.

Das	heisst:	Länder	müssen	über	die	«richtigen»	In-

stitutionen	 verfügen,	 um	 ihr	 Wachstum	 sicherzu-

stellen	(Acemoglou et al.	2006).	Während	in	der	

Phase	 des	 Aufholens	 zur	 technologischen	 Grenze	

eine	hohe	physische	Investitionstätigkeit	im	Vorder-

grund	steht,	wird	die	Selektion	und	Förderung	von	

Unternehmen	 mit	 innovativen	 Fähigkeiten	 immer	

wichtiger,	 je	mehr	 die	Volkswirtschaft	 zur	 techno-

logischen	Grenze	aufschliesst.	Dabei	können	Länder	

in	 eine	 «Konvergenz-Falle»	 geraten,	 wenn	 sie	 ihre	

Institutionen	–	Wettbewerbsrecht,	Finanz-	und	Bil-

dungssystem	–	nicht	rechtzeitig	auf	«Innovatoren»	

ausrichten.	Politökonomisch	setzten	sich	häufig	Be-

harrungstendenzen	durch.



61

Der vorsprung schWinDet

Der	Wachstumswirkung	der	Praktiker	ist	limitiert		

Eine	neue	Untersuchung	der	Konjunkturforschungs-

stelle	der	ETH	Zürich	analysiert	erstmals	die	Bezie-

hung	 zwischen	 der	 Produktivität	 von	 Firmen	 und	

Segmenten	 unterschiedlich	 qualifizierter	 Arbeits-

kräfte	(Arvanitis et al.	2010	b).	Es	zeigt	sich,	dass	

der	 Anteil	 der	 Hochschulabsolventen	 einen	 positi-

ven	und	robusten	Einfluss	auf	die	Produktivität	hat.	

Dies	gilt	auch,	wenn	der	Akademikeranteil	zeitver-

zögert	eingesetzt	wird.	Ein	umgekehrter	Wirkungs-

zusammenhang	 –	 erst	 produktive	 Firmen	 stellen	

überhaupt	 teure	Hochschulabsolventen	ein	–	kann	

weitgehend	 ausgeschlossen	 werden.	 Ähnliches	 gilt	

für	 den	 Anteil	 Mitarbeiter	 mit	 anderen	 Tertiärab-

schlüssen	(Fachhochschulen,	höhere	Berufsbildung),	

allerdings	ist	ihr	Einfluss	etwas	kleiner	und	stammt	

im	Wesentlichen	aus	dem	Industriesektor.	Die	Quo-

te	 der	 Arbeitskräfte	 mit	 einer	 Lehre	 als	 höchstem	

Bildungsabschluss	hingegen	hat	keinen	gesicherten	

Einfluss.	Dies	heisst	keineswegs,	dass	Lehrabsolven-

ten	für	den	Ertrag	irrelevant	sind,	sondern	nur,	dass	

eine	typische	Firma	mit	einer	weiteren	Erhöhung	des	

Anteils	der	Lehrabsolventen	keine	Produktivitätsge-

winne	mehr	generieren	kann.

Eine	 Ausdehnung	 der	 Tertiär-Beschäftigung	 hinge-

gen	wird	die	Firmenproduktivität	 in	der	Regel	an-

heben,	 am	 deutlichsten	 bei	 den	 Dienstleistungen,	

in	der	Industrie	bringen	auch	die	Absolventen	von	

höherer	 Berufsbildung	 und	 von	 Fachhochschulen	

einen	Fortschritt.	Die	Resultate	enthalten	viele	Hin-

weise	darauf,	dass	die	Fähigkeitsprofile	der	Lehrab-

gänger	besser	auf	den	Industriesektor	zugeschnitten	

sind	als	auf	die	Dienstleistungen.

Die	 Studie	 analysiert	 auch	 die	 Auswirkungen	 der	

Lehrabsolventenquote	 in	 den	 Firmen	 mit	 unter-

schiedlichen	 Produktivitätsniveaus,	 sogenannte	

Quantil-Regressionen.	 Dabei	 zeigt	 sich,	 dass	 der	

Anteil	der	Lehrabsolventen	bei	den	30	Prozent	am	

wenigsten	produktiven	Firmen	einen	positiven	Ein-

fluss	entfaltet.	Das	oberste	Dezil	hingegen	–	die	zehn	

Prozent	produktivsten	Firmen	–	würde	seine	Erträge	

hingegen	senken,	wenn	es	einen	höheren	Anteil	von	

Lehrabsolventen	beschäftigen	würde.	

Wird	 diese	 Analyse	 nach	 Wirtschaftssektoren	 ge-

trennt	vorgenommen,	wird	erneut	deutlich,	dass	die	

Resultate	 vom	 Industriesektor	 getrieben	 werden.	

Insgesamt	vermag	die	Lehrabgängerquote	die	Pro-

duktivität	 zu	 heben.	 Die	 produktivere	 Hälfte	 der	

Industriefirmen	aber	profitiert	nicht	von	einer	Aus-

dehnung	der	Lehrabgänger.	 Im	Dienstleistungssek-

tor	ist	auch	bei	der	weniger	produktiven	Hälfte	der	

Firmen	kein	positiver	Einfluss	nachweisbar,	bei	den	

produktiven	Firmen	führen	mehr	Lehrabgänger	gar	

zu	einer	etwas	tieferen	Produktivität.	Bei	den	inno-

vativen	Firmen	kann	die	Produktivität	nicht	weiter	

gesteigert	werden,	indem	der	Anteil	der	Lehrabsol-

venten	 erhöht	wird;	das	 ist	 nur	mit	 fortgeschritte-

ner	 Technologie	 und	 hoher	 Innovationsintensität	

möglich.	 Grundvoraussetzung	 hierfür	 sind	 tertiär	

ausgebildete	Arbeitskräfte,	welche	die	 eingesetzten	

Technologien	in	der	Tiefe	verstehen.	

Die	beschriebenen	Ergebnisse	gelten	vorderhand	nur	

in	der	Umgebung	der	heutigen	Verhältnisse.	Kaum	

ein	Industrieunternehmen	wird	ohne	die	Praxisnähe	

und	das	 technische	Grundverständnis	von	Lehrab-

solventen	 erfolgreich	 sein.	 Auch	 die	 innovativsten	

Firmen	werden	künftig	zupackende	und	handwerk-

lich	Begabte	brauchen,	die	nicht	forschen	und	ent-

wickeln,	sondern	umsetzen,	Geräte	warten	und	den	

Betrieb	sicherstellen.	Ein	Industrieunternehmen,	das	

nur	 Akademiker	 beschäftigt,	 wird	 kaum	 je	 erfolg-

reich	sein,	denn	der	Nutzen	der	Forscher	und	Ent-

wickler	hängt	entscheidend	von	der	Umsetzung	der	

Innovationen	ab.	Dennoch	sind	weitere	Produktivi-
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Abb. 18:  	Zusammenhang	zwischen	dualer	Berufsbildung	(2008)	und	Jugendarbeitslosigkeit	(2009)	

Der Anteil der dualen Berufsbildung in den Schweizer Kantonen steht in einem leicht negativen Zusammenhang mit der 
Arbeitslosenquote der 19–24-Jährigen. Allerdings entsteht diese Korrelation vor allem durch den Unterschied zwischen 
der Deutschschweiz und der lateinischen Schweiz. Innerhalb der Deutschschweizer Kantone ist keine Korrelation nach-
weisbar. So hat Basel-Stadt die tiefere Jugendarbeitslosigkeit als Schaffhausen, obwohl der Lehranteil in Schaffhausen fast 
doppelt so hoch ist.

Quelle:	BfS/Seco,	eigene	Berechnungen
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tätsgewinne	nur	mit	mehr	Hochqualifizierten	mög-

lich.	Die	Bedeutung	der	Praktiker	für	die	Schweizer	

Firmen	stösst	an	Grenzen,	vor	allem	 in	Dienstleis-

tungssektor	und	wenn	sie	nicht	 in	Verbindung	mit	

Hochqualifizierten	eingesetzt	werden.

Die	Integrationskraft	des	dualen	Systems	ist	am	

Abnehmen	

Der	 Übergang	 von	 der	 Ausbildung	 in	 die	 Arbeits-

welt	 –	 die	 sogenannte	 zweite	 Schwelle	 –	 ist	 die	

kritische	 Schnittstelle	 schlechthin:	Viele	Volkswirt-

schaften	sind	mit	einer	hohen	Jugendarbeitslosigkeit	

konfrontiert,	was	die	zunehmenden	Schwierigkeiten	

widerspiegelt,	 die	 Bildungssysteme	 mit	 den	 Dyna-

miken	der	Arbeitsmärkte	zu	koordinieren.	Dabei	ist	

die	Arbeitslosigkeit,	vor	allem	wenn	sie	 länger	an-

hält,	nur	das	offensichtlichste	und	schwerwiegends-

te	 Symptom	 dieser	 Malaise.	 Mildere	 und	 weniger	

offensichtliche	 Varianten	 der	 Übergangsproblema-

tik	 sind	 instabile	 Arbeitsverhältnisse,	 ungewollte	

Unterbeschäftigung,	 Überqualifikation,	 tiefe	 Löh-

ne,	welche	die	Leistungsfähigkeit	und	Produktivität	

junger	Erwerbspersonen	nicht	wiedergeben.

Die	Berufsbildung	bringt	hier	einen	klaren	Vorteil:	

Sie	besetzt	genau	diese	Schnittstelle.	Wer	eine	Lehre	

beginnt,	hat	den	Übergang	zum	Teil	schon	vollzogen.	

Entsprechend	 äussert	 sich	 die	 Selbstwahrnehmung	

der	Lehrlinge;	sie	sehen	sich	eher	als	junge	Arbeits-

kräfte	denn	als	Jugendliche	in	Ausbildung,	was	sich	

langfristig	 als	 günstig	 auswirkt.	 Die	 frühe	 Verhin-

derung	von	Arbeitslosigkeit	senkt	das	entsprechen-

de	Risiko	 auch	 in	 späteren	Erwerbsphasen.	Hinzu	

kommt,	dass	sich	die	aktuellen	Anforderungen	des	

Arbeitsmarktes	und	die	Curricula	der	Ausbildungen	

nicht	weit	voneinander	entfernen	können.	Nicht	zu	

unterschätzen	 sind	 ferner	 die	 Persönlichkeitsent-

wicklung	 der	 jungen,	 angehenden	 Berufsleute,	 die	

früh	 lernen,	 sich	 in	 einer	 ausserfamiliären	 Hierar-

chie	einzufügen.

Die	Schweiz	zählt	seit	 langem	zu	den	Ländern	mit	

der	tiefsten	Arbeitslosigkeit	in	Europa.	Die	standar-

disierte	Arbeitslosenrate	betrug	in	der	Periode	2001	

bis	2007	mit	3,8	Prozent	wenig	mehr	als	die	Hälfte	

des	OECD-Durchschnitts	von	6,5	Prozent.	Gleich-

zeitig	 erreichen	 die	 Erwerbspartizipation	 und	 die	

Arbeitszeiten	Spitzenwerte.	Während	in	der	EU	nur	

knapp	 zwei	 Drittel	 der	 Bevölkerung	 im	 Alter	 von	

15	bis	64	Jahren	einer	bezahlten	Arbeit	nachgehen,	

liegt	die	Quote	in	der	Schweiz	bei	knapp	80	Prozent.	

Kaum	einem	anderen	Land	gelingt	es	so	gut,	seine	

Bevölkerung	in	den	Erwerbsprozess	zu	integrieren.	

Das	ist	ein	immenser	Standortvorteil:	Eine	tiefe	Ar-

beitslosigkeit	spart	nicht	nur	Sozialkosten,	sie	redu-

ziert	 auch	 soziale	Konflikte	und	Ausgrenzung	und	

fördert	das	allgemeine	Wohlbefinden.

Fast	 unisono	 wird	 argumentiert,	 dass	 die	 tiefe	

Schweizer	 Arbeitslosigkeit	 eine	 primäre	 Folge	 der	

starken	 Berufsbildung	 ist.	 Tatsächlich	 erweist	 sich	

der	statistische	Zusammenhang	zwischen	dem	An-

teil	der	Berufsbildung	und	der	Arbeitslosenquote	als	

signifikant	und	robust	(Strahm	2010).	In	Kantonen	

mit	starker	Stellung	der	Berufslehre	–	vornehmlich	

in	 der	 Deutschschweiz	 –	 liegt	 die	 Arbeitslosigkeit	

wesentlich	 tiefer	 als	 in	 der	 lateinischen	 Schweiz,	

wo	Allgemeinbildung	und	schulische	Berufsbildung	

stärker	 vertreten	 sind.	Dasselbe	 gilt	 für	 die	Unter-

schiede	zwischen	Stadt	und	Land.

Die	institutionelle	Ausgestaltung	der	Berufsbildung	

kommt	den	Ansprüchen	und	dem	Qualifikationsbe-

darf	des	Arbeitsmarktes	entgegen.	Bedenkt	man,	wie	

eng	die	Lehrinhalte	und	die	erworbenen	Kompeten-

zen	 mit	 den	 Bedürfnissen	 der	 Wirtschaft	 verzahnt	
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Abb. 19:		Zusammenhang	zwischen	dualer	Berufsbildung	(2008)	und	relativer	Jugendarbeitslosigkeit	(2009)	

Die relative Jugendarbeitslosigkeit isoliert den Effekt des Bildungssystems auf das Risiko von Arbeitslosigkeit am Anfang 
der Erwerbskarriere. Zwischen diesem Indikator und dem Anteil der dualen Berufsbildung gibt es keinen Zusammen-
hang.  Kantone, die wie St. Gallen oder Bern stark auf die Lehre setzen, stehen bezüglich relativer Jugendarbeitslosigkeit 
in der Regel nicht besser da als Kantone, in denen schulische Programme einen breiteren Raum einnehmen, wie zum 
Beispiel Basel-Land oder Freiburg.

Quelle:	BfS/Seco,	eigene	Berechnungen
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sind,	verwundert	der	Zusammenhang	nicht.	Etwas	

zugespitzt	könnte	man	sagen,	dass	darin	die	«raison	

d’être»	 der	 Lehre	 liegt:	 Die	 Arbeitsmarktnähe	 der	

dualen	Bildung	wirkt	als	Filter,	der	verhindert,	dass	

in	grossem	Stil	Ausbildungen	absolviert	werden,	die	

nicht	nachgefragt	werden.

Die	Unterschiede	 in	 den	Arbeitslosenquoten	 resul-

tieren	aber	nicht	ausschliesslich	aus	dem	Bildungs-

system.	Ungleiche	Branchenportfolios,	deren	zykli-

sche	Entwicklung,	das	Tempo	des	Strukturwandels,	

daraus	 folgende	 Anpassungskosten	 und	 Reibungs-

verluste,	die	Mobilität	von	Firmen	und	Arbeitskräf-

ten,	aber	auch	die	Personalpolitik	spielen	eine	Rol-

le,	 ebenso	Anreizeffekte.	Menschen	 in	 schwierigen	

Beschäftigungsverhältnissen	 und	 mit	 entsprechend	

höherem	Arbeitslosigkeitsrisiko	neigen	dazu,	in	ur-

bane	 Gegenden	 zu	 ziehen,	 wo	 die	 Sozialkontrolle	

und	die	Stigmatisierung	tiefer	sind.	Das	führt	dazu,	

dass	die	Arbeitslosigkeit	in	Städten	regelmässig	hö-

her	liegt	als	in	ländlichen	Gegenden	(s.	Abb.	18).

Abbildung	18	zeigt,	dass	in	Kantonen	mit	mehr	Be-

rufsbildung	(Stichjahr	2008)	die	Arbeitslosenquote	

der	19-	bis	24-Jährigen	tiefer	ist.	Allerdings	ist	der	

Zusammenhang	 nicht	 so	 ausgeprägt,	 insbesondere	

gilt	er	offenbar	nicht	innerhalb	der	Deutschschwei-

zer	 Kantone:	 Die	 Korrelation	 ist	 Null,	 obwohl	 es	

zwischen	den	Kantonen	beträchtliche	Unterschiede	

in	den	Bildungssystemen	gibt.	In	Basel	Stadt	durch-

laufen	48	Prozent	der	Jugendlichen	eine	Lehre,	 im	

Kanton	St.	Gallen	sind	es	80	Prozent,	trotzdem	lag	

die	Arbeitslosenquote	der	19-	bis	24-Jährigen	in	Ba-

sel	Stadt	mit	4,9	Prozent	tiefer	als	in	St.	Gallen	mit	

5,8	Prozent.	Die	Diagnose	bildet	also	in	erster	Linie	

die	Unterschiede	zwischen	Deutsch-	und	lateinischer	

Schweiz	ab.	In	der	Erklärung	des	Unterschieds	müs-

sen	neben	der	Art	der	Berufsbildung	weitere	Fakto-

ren	eine	Rolle	spielen.

Man	kann	davon	ausgehen,	dass	die	weiteren	Ein-

flussfaktoren	die	Jugend-	und	die	Gesamtarbeitslo-

sigkeit	in	ähnlicher	Weise	betreffen;	die	Korrelation	

zwischen	den	beiden	Grössen	unter	den	Kantonen	

ist	mit	einem	Wert	von	0,77	in	der	Tat	sehr	hoch,	je-

doch	nicht	perfekt;	das	legt	nahe,	die	Jugendarbeits-

losigkeit	 im	 Verhältnis	 zur	 Gesamtarbeitslosigkeit	

zu	untersuchen.	Der	Begriff	der	relativen	Jugendar-

beitslosigkeit	ist	in	internationalen	Vergleichsstudi-

en	weit	verbreitet,	nicht	nur	bei	der	OECD.	Sie	misst	

den	 Effekt	 des	 Bildungssystems	 auf	 den	 kritischen	

Übergang	 zwischen	 Lehrabschluss	 und	 den	 ersten	

Jahren	im	Arbeitsmarkt.

Hier	zeigt	sich	nun	ein	überraschendes	Bild:	Die	re-

lative	Jugendarbeitslosigkeit	in	den	Kantonen	hängt	

nicht	 systematisch	 von	 der	 Bedeutung	 des	 dualen	

Systems	ab	(s.	Abb.	19).	Gemessen	an	der	Gesamt-

arbeitslosigkeit	 stehen	 die	 Westschweizer	 Kantone	

in	Sachen	Jugendarbeitslosigkeit	nicht	schlechter	da	

als	 die	 Deutschschweiz.	 Der	 Wert	 für	 die	 Schweiz	

lag	im	Jahr	2009	bei	154	Prozent,	das	heisst,	das	Ar-

beitslosenrisiko	für	die	19-	bis	24-jährigen	Erwerbs-

tätigen	 war	 um	 54	 Prozent	 erhöht.	 Die	 Kantone	

Genf	(119%)	und	Waadt	(139%),	aber	auch	Basel	

Stadt	(129%)	liegen	unter	dieser	Marke,	sind	aber	

vergleichsweise	 schwach	 vom	 dualen	 System	 ge-

prägt.	Auf	der	anderen	Seite	ist	die	relative	Jugend-

arbeitslosigkeit	im	Aargau	(179%)	und	im	Thurgau	

(184%)	 überdurchschnittlich	 hoch,	 obschon	 diese	

Kantone	hohe	Lehrlingsanteile	aufweisen.

Die	 analoge	Fragestellung	 interessiert	 auch	 im	 in-

ternationalen	Vergleich	(s.	Abb.	20).	Die	Streubrei-

te	der	Bildungssysteme	in	der	OECD	ist	allerdings	

wesentlich	grösser	als	zwischen	den	Schweizer	Kan-

tonen,	vor	allem	aber	gibt	es	Länder,	die	gar	keine	

institutionalisierte	 Berufsbildung	 kennen.	 Zudem	

kann	 ein	 Vergleich	 unter	 den	 Ländern	 mit	 dualer	

Berufsbildung	gezogen	werden.	Die	internationalen	
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Abb.  20:  	Relative	Jugendarbeitslosigkeit	in	den	OECD-Ländern	1997	und	2007	 	

Die relative Jugendarbeitslosigkeit liegt in den Ländern mit dualer Berufsbildung noch immer tiefer als im OECD-
Schnitt. Allerdings haben sich die Schweiz, Österreich und Dänemark in der Periode 1997–2007 dem OECD-Mittel (s. 
gestrichelte Linien) angenähert und damit deutlich Positionen verloren. Obwohl das Niveau der Gesamt-Arbeitslosigkeit 
hoch ist, ist das Arbeitslosenrisiko der Jungen in Deutschland nur wenig erhöht. Dieser Wert spiegelt auch den hohen 
strukturellen Sockel älterer Arbeitsloser.

Quelle:	OECD	stat,	eigene	Berechnungen
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Unterschiede	 in	 den	 Arbeitslosenquoten	 wird	 von	

vielen	zusätzlichen	Kräften	geprägt;	neben	den	ge-

setzlichen	und	institutionellen	Faktoren	(Höhe	der	

Arbeitslosenentschädigung	und	Bezugsdauer,	Kün-

digungsschutz,	Lohnbildung)	spielen	makroökono-

mische	 Faktoren	 mit,	 insbesondere	 die	 Geld-	 und	

Fiskalpolitik.

Im	OECD-Mittelwert	für	das	Jahr	2007	sind	Jugend-

liche	bis	24	Jahre	mehr	als	doppelt	so	stark	(212%)	

von	 Arbeitslosigkeit	 betroffen	 wie	 Durchschnitts-

beschäftigte.	 Länder	 mit	 Berufsbildung	 sind	 im	

OECD-Vergleich	klar	 im	Vorteil,	 ihre	Werte	 liegen	

mit	Ausnahme	der	Niederlande	unter	dem	OECD-

Durchschnitt.	 Die	 Schweiz	 zählt	 mit	 196	 Prozent	

zu	 den	 Ländern	 mit	 der	 tiefsten	 relativen	 Jugend-

arbeitslosigkeit,	zusammen	mit	Österreich	(197%),	

Dänemark	(192%)	und	Deutschland	(140%).	Aller-

dings	befinden	sich	auch	einige	Länder	ohne	duale	

Bildungstradition	 in	 vorteilhaften	Situationen,	bei-

spielsweise	Kanada	(186%)	oder	Irland	(187%).	Be-

sonders	schlecht	schneiden	Italien	 (330%),	Schwe-

den	 (307%)	 und	 Norwegen	 (290%)	 ab	 –	 Länder	

ohne	nennenswerte	duale	Berufsbildung.

Eine	weitergehende	Analyse	bestätigt	diesen	Befund.	

Im	Querschnitt	von	27	OECD-Ländern	kommt	dem	

Anteil	 der	 Berufsbildung	 (inklusive	 vollschulischer	

Varianten)	auf	Sekundarstufe	II	kein	Erklärungsge-

halt	 zu.	 Der	 Lehrlingsanteil	 erweist	 sich	 hingegen	

als	signifikanter	und	robuster	Erklärungsfaktor.	Ein	

Unterschied	 von	 10	 Prozentpunkten	 (zum	 Beispiel	

eine	Erhöhung	des	Lehrlingsanteils	von	40	auf	50%	

geht	im	Mittel	mit	einer	um	16	Prozentpunkte	tie-

feren	 relativen	 Jugendarbeitslosigkeit	 einher	 (zum	

Beispiel	von	200%	auf	184%).	Es	ist	also	nicht	die	

Berufsbildung	an	sich	mit	all	ihren	schulischen	Va-

rianten,	die	den	Jugendlichen	den	Übergang	 in	die	

Beschäftigung	erleichtert,	sondern	das	duale	System	

mit	seiner	Nähe	zum	Arbeitsmarkt.

Auf	der	Ebene	der	Schweizer	Kantone	hat	die	Ver-

breitung	der	Berufslehre	keinen	Einfluss	auf	das	rela-

tive	Risiko	von	Jugendarbeitslosigkeit,	im	Vergleich	

der	OECD-Staaten	 indes	 schon.	Der	vermeintliche	

Widerspruch	 gibt	 Aufschluss	 über	 die	 Wirkungs-

weise	der	Berufsbildung:	Die	Existenz	eines	arbeits-

marktnahen	Berufsbildungssystems	wirkt	 sich	klar	

positiv	auf	die	Integration	von	jungen	Menschen	in	

den	Arbeitsmarkt	aus,	nicht	zuletzt	darum,	weil	es	

auch	weniger	Begabten	Chancen	eröffnet.	Hingegen	

scheint	es	bezüglich	des	Anteils	des	dualen	Systems	

im	Bildungssystem	Spielraum	zu	geben.	Die	grosse	

Streubreite	mit	Anteil	von	30	bis	80	Prozent	inner-

halb	 der	 Schweiz	 führt	 zu	 keinen	 nachweislichen	

Unterschieden	 in	 der	 relativen	 Jugendarbeitslosig-

keit.	Ein	sehr	hoher	Anteil	der	Lehre	wirkt	sich	nicht	

in	jedem	Fall	günstig	aus.

Neben	 dem	 Kantons-	 und	 Länderquerschnitt	 ist	

auch	die	Zeitachse	interessant:	Die	relative	Jugend-

arbeitslosigkeit	 in	 der	 OECD	 hat	 sich	 verschärft.	

Im	 Jahr	 1997	 lag	 der	 mittlere	 Wert	 noch	 bei	 194	

Prozent.	 Zu	 dieser	 Verschlechterung	 haben	 aber	

nicht	 nur	 Länder	 mit	 akademisch	 ausgerichtetem	

Bildungssystem	oder	schulischer	Berufsbildung	bei-

getragen,	vielmehr	 sind	es	gerade	auch	die	Länder	

mit	dualer	Berufsbildung,	die	deutlich	Boden	verlo-

ren	haben.	So	hat	die	relative	Jugendarbeitslosigkeit	

in	der	Schweiz	(plus	39%),	in	Österreich	(plus	37%)	

und	in	Dänemark	(plus	24%)	im	besagten	Zeitraum	

um	 gut	 ein	 Drittel	 zugenommen.	 Die	 Länder	 mit	

Berufslehre	 weisen	 immer	 noch	 eine	 geringere	 Ju-

gendarbeitslosigkeit	auf,	haben	aber	den	Vorsprung	

teilweise	eingebüsst.

Die	einfache	Formel,	wonach	eine	starke	Berufsbil-

dung	Garant	für	einen	reibungslosen	Arbeitsmarkt-

eintritt	ist,	gilt	nicht	mehr	uneingeschränkt.	Gemäss	

SAKE	 ist	 die	 relative	 Jugendarbeitslosigkeit	 in	 der	

Schweiz	von	125	Prozent	im	Jahr	1996	auf	200	Pro-



Die zukunft Der Lehre – Die berufsbiLDung in einer neuen WirkLichkeit

68

Abb.  21:  	Relative	Jugendarbeitslosigkeit	und	Arbeitslosenquote	in	Sekundarstufe	II	und	Tertiärstufe	 		

In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre ist die relative Jugendarbeitslosigkeit in der Schweiz um rund einen Viertel gestie-
gen und pendelt seither um einen Wert von 200%. Junge Erwerbstätige sind damit doppelt so stark von Arbeitslosigkeit 
betroffen wie der durchschnittliche Arbeitnehmer. Seit der Jahrtausendwende liegt die Arbeitslosenquote der Arbeitskräfte 
mit Tertiärabschluss unter der Quote von Arbeitnehmern mit Sekundar-II-Abschluss. In dieser Kategorie befinden sich 
vor allem Lehrabgänger.

Quelle:	SAKE

0%

50%

100%

150%

200%

250%

0%

1%

2%

3%

4%

5%

Relative Jugendarbeitslosigkeit

Arbeitslosenquote Tertiär (rechte Skala)

Arbeitslosenquote Sekundar II (rechte Skala)

20092008200620042002200019981996

 Relative Jugendarbeitslosigkeit (linke Skala)

Arbeitslosenquote Sekundarstufe II

Arbeitslosenquote Tertiärstufe (rechte Skala)

Ar
be

it
sl

os
en

qu
ot

e

Re
la

ti
ve

 J
ug

en
da

rb
ei

ts
lo

si
gk

ei
t



69

Der vorsprung schWinDet

zent	im	Jahr	2009	angestiegen,	wobei	die	Zunahme	

vor	 allem	 am	 Anfang	 dieses	 Zeitraums	 stattfand.	

Seither	hat	sie	sich	auf	höherem	Niveau	stabilisiert	

(s.	Abb.	21).
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05	 Das	Kosten-Nutzen-Dilemma

Der	 Lehrstellenmarkt	 ist	 ein	 typischer	 zweiseitiger	

Markt:	Unternehmen	legen	ihre	Ausbildungsbereit-

schaft	nicht	autonom	fest,	sondern	mit	Blick	auf	das	

quantitative	 und	 qualitative	 Angebot	 von	 Schul-

abgängern.	Ein	Unternehmen	wird	nur	Lehrstellen	

ausschreiben,	wenn	es	weiss,	dass	ein	grosser	Pool	

begabter	Bewerber	vorhanden	 ist.	Gleiches	gilt	 für	

die	Bewerber:	Sie	werden	eher	eine	Lehre	in	Betracht	

ziehen,	wenn	es	ein	reiches	Angebot	an	Lehrfirmen	

gibt.	Angebot	und	Nachfrage	des	Lehrstellenmark-

tes	hängen	stark	voneinander	ab.	

Eine	Untersuchung	mit	Betriebszählungsdaten	zeigt,	

dass	eine	hohe	Maturitätsquote	 in	einer	Gemeinde	

die	 Ausbildungsbereitschaft	 der	 Betriebe	 deutlich	

senkt	(Bundesamt für Statistik 2008).	In	die	glei-

che	Richtung	weist	die	Distanz	zu	allgemeinbilden-

den	Schulen	und	Vollzeitberufsschulen	–	je	näher	sie	

liegen,	desto	weniger	sind	die	Firmen	bereit,	Lehr-

linge	auszubilden.	In	beiden	Fällen	gehen	sie	davon	

aus,	 dass	 der	 Pool	 begabter	 Bewerber	 kleiner	 ist.	

Aus	diesem	Grund	 ist	die	Anzahl	der	Schulabgän-

ger	pro	ansässiger	Firma	eine	wichtige	Determinan-

te	 der	 Ausbildungsbereitschaft	 (Mühlemann und 

Wolter 2007	a).

Ein	Lehrstellenmarkt	muss	wie	eine	Börse	eine	be-

stimmte	 Grösse	 aufweisen.	 Es	 müssen	 auf	 beiden	

Seiten	 genügend	 Marktteilnehmer	 vorhanden	 sein,	

damit	er	langfristig	überleben	kann.	Schrumpft	der	

Markt	unter	eine	kritische	Marke,	ist	seine	Existenz	

bedroht.	Entsprechend	haben	Massnahmen,	die	auf	

die	eine	Marktseite	zielen,	auch	Konsequenzen	für	

die	 andere.	 Zur	 Stützung	 der	 Ausbildungsbereit-

schaft	 der	 Firmen	 können	 verschiedene	 Massnah-

men	 in	 Betracht	 gezogen	 werden.	 Die	 effizienteste	

besteht	 darin,	 optimale	 Bedingungen	 und	 Anreize	

für	 die	 Lehrfirmen	 zu	 schaffen.	 Gleichzeitig	 muss	

auch	die	Nachfrageseite	beachtet	werden.	Am	bes-

ten	wird	sie	durch	ein	attraktives	Lehrstellenangebot	

und	viel	versprechende	und	erreichbare	Anschluss-

möglichkeiten	an	die	Lehre	beeinflusst.

Warum	Firmen	Lehrlinge	ausbilden	

Die	Frage,	warum	Unternehmen	überhaupt	Lernen-

de	ausbilden,	betrifft	einen	heiklen	Punkt	des	dualen	

Systems.	Der	ökonomische	Anreiz	zur	Lehrlingsaus-

bildung	 ist	 eine	 zwingende	 Voraussetzung	 für	 das	

Funktionieren	des	Lehrstellenmarktes.	Es	gibt	zwei	

Motive	der	Ausbildungsbereitschaft:	Das	erste	grün-

det	auf	der	 Idee	der	Lehre	als	einer	 langfristig	an-

gelegten	Investition	in	spezifisches	Wissen	und	spe-

zifische	 Fähigkeiten,	 die	 von	 Betrieb	 und	 Lehrling	

gemeinsam	 unternommen	 wird.	 Das	 zweite	 Motiv	

betont	die	produktive	Leistung	der	Lernenden	wäh-

rend	der	Lehrzeit;	hier	bilden	Betriebe	aus,	weil	es	

sich	kurzfristig	lohnt.

Daneben	existieren	weitere	Motive,	die	ausserhalb	

eines	 engen	 ökonomischen	 Kalküls	 liegen.	 Zu	 er-

wähnen	 ist	 das	 Reputationsmotiv	 (Niederalt	

2004),	 das	 besagt,	 dass	 Firmen	 ausbilden,	 weil	 es	

ihrem	Ansehen	 in	der	Öffentlichkeit	zuträglich	 ist.	

Die	breite	Akzeptanz	und	das	positive	Image	der	Be-

rufsbildung	in	der	Schweiz	bringen	es	mit	sich,	dass	

die	Beteiligung	an	der	Berufsbildung	von	den	Unter-

nehmen	 erwartet	 wird.	 Die	 Erwartungshaltung	 ist	

umso	höher,	je	exponierter	ein	Unternehmen	in	der	

Öffentlichkeit	steht.	Vor	allem	grosse	und	staatsna-

he	Unternehmen	wie	die	 ehemaligen	Regiebetriebe	

SBB,	Post	und	Swisscom	sowie	die	öffentliche	Ver-

waltung	 selbst	 werden	 auch	 aus	 Gründen	 der	 Re-

putation	Lernende	ausbilden,	aber	auch	Firmen	mit	

intensivem	 Kundenkontakt	 wie	 die	 Grossverteiler	

Migros	und	Coop	–	auch	wenn	eine	enge	betriebs-

wirtschaftliche	Sicht	dies	nicht	in	jedem	Fall	erfor-
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dert.	Denn	es	drohen	Sanktionen	in	Form	von	poli-

tisch-moralischem	Druck.	Nicht	nur	in	öffentlichen	

Ausschreibungen	wird	der	Zuschlag	bisweilen	auch	

von	der	Lehrlingsausbildung	abhängig	gemacht.

Das	 Reputationsmotiv	 trägt	 Züge	 einer	 «mora-

lischen	 Steuer».	 Um	 sie	 zu	 vermeiden,	 müssen	 die	

Unternehmen	eine	Mindestzahl	von	Lernenden	aus-

bilden.	Das	ist	mit	ein	Grund,	warum	grosse	Firmen	

zwar	eher	ausbilden	als	kleine,	ihre	Ausbildungsin-

tensität	(Lernende	im	Verhältnis	zu	den	Beschäftig-

ten)	aber	tiefer	liegt.

Eine	 weitere	 Motivation	 zur	 Lehrlingsausbildung	

ist	der	Wille	zur	Wahrnehmung	sozialer	Verantwor-

tung:	Im	ländlich-gewerblich	geprägten	Umfeld	ent-

spricht	es	der	Überzeugung	vieler	Patrons	und	Un-

ternehmer,	mit	der	Ausbildung	von	Lehrlingen	einen	

Beitrag	an	die	Gemeinschaft	und	das	Fortkommen	

der	 Jungen	 zu	 leisten.	 In	 grösseren	 Verhältnissen	

und	modernen	 Jargon	würde	man	von	«corporate	

social	responsibility»	sprechen.

Der	investitionsorientierte	Ansatz:	impliziter	Vertrag	

Die	Tätigkeit	eines	Arbeitnehmers	 in	einem	Unter-

nehmen	 wird	 durch	 spezifisches	 Wissen	 über	 die	

Firma	 und	 die	 betrieblichen	 Abläufe	 produktiver.	

Im	 Gegensatz	 zu	 Allgemeinwissen,	 das	 universell	

gewinnbringend	eingesetzt	werden	kann,	ist	spezifi-

sches	Humankapital	dadurch	definiert,	dass	es	nur	

in	 bestimmten	 Tätigkeiten,	 Berufen	 oder	 Firmen	

ertragreich	 ist.	 In	einer	Lehre	wird	gemäss	Investi-

tionsdenken	primär	 spezifisches	Wissen	 vermittelt.	

Die	Rendite	der	Investition	fällt	vor	allem	im	Lehr-

betrieb	selbst	an.	Ausserhalb	des	Betriebs	respekti-

ve	des	Lehrberufs	 sind	die	 erworbenen	Kenntnisse	

nicht	oder	nur	teilweise	produktiv	verwendbar	und	

werden	darum	auch	nicht	zusätzlich	entlohnt.	

Darum	ist	der	Lernende	nicht	bereit,	die	Kosten	der	

Ausbildung,	inklusive	Opportunitätskosten	der	Zeit,	

alleine	zu	tragen.	Er	hat	keine	Handhabe,	die	späteren	

Erträge	der	Investition	über	einen	höheren	Lohn	für	

sich	einzufordern.	Umgekehrt	ist	auch	die	Lehrfirma	

nicht	bereit,	die	vollen	Ausbildungskosten	alleine	zu	

tragen	und	die	nachfolgenden	Erträge	ausschliesslich	

für	sich	zu	beanspruchen,	denn	sie	riskiert,	den	Nut-

zen	 der	 Investition	 zu	 verlieren,	 falls	 der	 Lernende	

nach	der	Lehrzeit	die	Firma	verlässt.	Und	das	Risiko	

eines	Wechsels	 ist	gerade	dann	hoch,	wenn	er	nicht	

an	den	Erträgen	der	Wissensinvestition	partizipiert.	

In	diesem	Fall	ist	er	unentschieden	zwischen	verschie-

denen	Berufen	oder	Arbeitgebern.	Es	wird	ihm	ja	nur	

der	allgemeine	Teil	seines	Wissens	entlohnt.

Darum	 werden	 die	 Investitionskosten	 und	 Erträge	

zwischen	 beiden	 Parteien	 geteilt.	 Der	 Lehrling	 ak-

zeptiert	 einen	unter	 seiner	 Produktivität	 –	 vor	 der	

Investition	–	liegenden	Lohn,	der	Lehrbetrieb	über-

nimmt	seinerseits	einen	Teil	der	Ausbildungskosten.	

Das	 setzt	beiden	Seiten	 starke	Anreize	 für	 ein	 sta-

biles	 Lehrverhältnis	 und	 eine	 Weiterbeschäftigung	

nach	der	Lehre.	Bei	einem	Abbruch	der	Arbeitsbe-

ziehung	verlieren	beide	einen	Teil	der	Investition.

Dieses	 Lehrverhältnis	 trägt	 Merkmale	 eines	 sich	

selbst	durchsetzenden	Vertrages;	man	spricht	in	die-

sem	Zusammenhang	auch	von	einem	impliziten	Ver-

trag	–	die	gesetzten	Anreize	verleihen	der	Beziehung	

zwischen	Lernenden	und	Ausbildungsbetrieb	Stabi-

lität.	Freilich	macht	diese	verallgemeinerte	Regelung	

der	Lehrbeziehung	Gesetze	und	Verordnungen	nicht	

überflüssig,	denn	auch	ein	 impliziter	Vertrag	kann	

aufgelöst	 werden.	 Die	 nationale	 Regulierung	 und	

Vereinheitlichung	agiert	auch	als	Schutz	der	Absol-

venten	vor	einer	zu	spezifischen	Ausgestaltung	der	
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Lehre	 und	 der	 daraus	 folgenden	 Abhängigkeit	 in	

Form	verminderter	Stellenmobilität.

Die	 geteilte	 Investition	 in	 die	 Bildung	 von	 spezifi-

schen	 beruflichen	 Fähigkeiten	 schafft	 aus	 Firmen-

sicht	Anreize	für	die	Lehrlingsausbildung.	Das	lässt	

sich	 auf	 realen	 Lehrstellenmärkten	 beobachten.	 Je	

spezifischer	das	Portfolio	der	geforderten	Fähigkei-

ten	und	Qualifikationen	in	einem	bestimmten	Beruf	

sind	 (im	Vergleich	 zum	Durchschnittsberuf),	 desto	

höhere	Kosten	nehmen	die	Ausbildungsbetriebe	 in	

Kauf	(Geel et al.	2008).	Weiter	zeigt	sich,	dass	die	

Absolventen	 solcher	 Lehren	 weniger	 Berufs-	 und	

Stellenwechsel	vornehmen;	auch	das	ist	ein	Beleg	für	

die	 stabilisierende	Wirkung	 von	 spezifischem	Wis-

sen	auf	die	Arbeitsbeziehung.

Der	implizite	Vertrag	endet	nicht	mit	dem	formellen	

Ablauf	 der	 Lehrdauer.	 Die	 Lehrabsolventen	 wer-

den	 mit	 einiger	 Wahrscheinlichkeit	 weiterbeschäf-

tigt	werden	und	–	falls	sie	 in	der	Firma	verbleiben	

–	auch	weiterhin	spezifisches	Wissen	aufbauen.	Im	

deutschen	Lehrstellenmarkt	spielt	das	investitionso-

rientierte	Ausbildungsmotiv	eine	wichtige	Rolle,	der	

Anteil	der	weiterbeschäftigten	Lehrlinge	 ist	mit	57	

Prozent	 sehr	 hoch.	 Eingesparte	 Rekrutierungskos-

ten	entschädigen	die	Lehrbetriebe	zu	einem	Teil	für	

die	getätigte	Investition.	Schweizer	Lehrabsolventen	

sind	wesentlich	mobiler.	Schon	ein	Jahr	nach	Lehr-

abschluss	 haben	 65	 Prozent	 der	 Absolventen	 die	

Lehrfirma	verlassen	(Müller und Schweri	2009,	

Dionisius et al. 2008).

Der	 Grund	 dieser	 Differenz	 liegt	 darin,	 dass	

kurzfristige	 Kosten-Nutzen-Überlegungen	 in	 der	

Schweiz	wichtiger	 sind.	Dies	macht	deutlich,	dass	

die	Art	des	Ausbildungsmotivs	grosse	Auswirkun-

gen	auf	das	Verhalten	und	die	Funktionsweise	der	

Lehrstellenmärkte	hat.	Investitionsgetriebene	Lehr-

verhältnisse	 stabilisieren	 Lehren	 und	 fördern	 die	

Weiterbeschäftigung,	machen	die	Absolventen	aber	

auch	immobiler.

Der	produktionsorientierte	Ansatz:	Ertrag	im	

Vordergrund		

Zwar	erwerben	die	Lernenden	während	ihrer	Lehr-

zeit	auch	 im	produktionsorientierten	Ansatz	spezi-

fisches	und	Allgemeinwissen,	die	Beziehung	ist	aber	

eine	andere.	Im	Vergleich	zum	Investiven	ist	sie	auf	

eine	 kürzere	 Dauer	 ausgerichtet.	 Im	 Zentrum	 der	

Erklärung	 stehen	 die	 Nettoerträge	 (Erträge	 minus	

Kosten),	welche	die	Lernenden	während	der	Lehr-

zeit	 erbringen.	 Erträge	 können	 sie	 dann	 erzielen,	

wenn	 der	 Lehrbetrieb	 wenig	 qualifizierte	 Arbeits-

kräfte	produktiv	einsetzen	und	diese	durch	Lernende	

ersetzen	kann.	Er	steht	damit	vor	der	Wahl	zwischen	

der	Ausbildung	von	Lernenden	und	der	Einstellung	

gering	Qualifizierter;	die	beiden	Segmente	stehen	in	

einer	Substitutionsbeziehung	zueinander	(Mohren-

weiser und Backes-Gellner	 2008).	 In	 späteren	

Phasen	der	Lehre	 können	die	Lernenden	 auch	Ar-

beiten	von	gelernten	Fachkräften	ausführen.

Doch	 den	 Lehrbetrieben	 entsteht	 ein	 Problem:	 Sie	

müssen	glaubwürdig	signalisieren	können,	dass	sie	

trotz	der	offensichtlichen	Austauschbarkeit	für	eine	

sorgfältige	Ausbildung	besorgt	sind	und	die	Lernen-

den	nicht	nur	 als	 günstige	Arbeitskräfte	 einsetzen,	

um	 die	 Ausbildungskosten	 tief	 zu	 halten.	 Lehrfir-

men	 mit	 Investitionsmotiv	 haben	 einen	 eingebau-

ten	 Anreiz,	 die	 Qualität	 der	 Ausbildung	 hoch	 zu	

halten,	 denn	 eine	 tiefe	 Qualität	 wirkt	 sich	 direkt	

auf	 die	 Produktivität	 in	 späteren	 Phasen	 aus.	 Das	

Aussenden	eines	solchen	Signals	ist	für	produktions-

orientierte	Lehrfirmen	schwierig,	vor	allem	für	neu	

hinzukommende	Lehrbetriebe,	die	noch	über	keinen	
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«track	record»	der	Ausbildung	verfügen.	Der	insti-

tutionellen	Ausgestaltung	der	Lehre	(Definition	der	

Curricula	und	Inhalte	in	Form	von	Berufsbildungs-

verordnungen,	 Anerkennung,	 Aufsicht,	 Qualitäts-

sicherung,	Ausbildung	der	betrieblichen	Lehrkräfte	

usw.)	kommt	beim	produktionsorientierten	Ansatz	

grösseres	 Gewicht	 zu.	 Die	 zentrale	 Frage	 besteht	

darin,	ob	die	Effizienz	 langfristig	gewährleistet	 ist,	

denn	die	Lehrfirmen	sind	versucht,	Lehrstellen	auch	

zur	Verbesserung	 ihrer	Ertragslage	anzubieten.	Ob	

die	angebotenen	Lehrberufe	 später	 in	diesem	Aus-

mass	nachgefragt	werden,	ist	nicht	sichergestellt.

Die	Gefahr	von	zu	vielen	Lehrangeboten	im	Kosten-

Nutzen-Denken	 existiert	 nicht	 nur	 in	 der	 Theorie.	

Absolventen	von	Lehren,	für	die	der	Betrieb	Kosten	

in	Kauf	nimmt,	sind	schon	nach	einem	Jahr	deutlich	

weniger	von	Berufswechseln	betroffen	(Müller und 

Schweri	2009).	Positive	Nettokosten	sind	ein	Indi-

kator	für	ein	überwiegendes	Investitionsmotiv.	Kurz-

fristig	rentable	Lehren	–	negative	Nettokosten	–	bein-

halten	hingegen	das	Risiko	eines	Überangebots,	mit	

entsprechend	erhöhten	Risiken	für	die	Absolventen.

Auch	 der	 produktivitätsorientierte	 Anreiz	 zur	

Lehrlingsausbildung	hat	Vor-	und	Nachteile.	Posi-

tiv	ist	der	Umstand,	dass	der	betriebliche	Teil	der	

Berufsbildung	 in	 der	 Schweiz	 ein	 selbsttragendes	

System	ist,	viele,	meist	kleinere	Betriebe,	profitie-

ren	 davon.	 Das	 verleiht	 ihm	 hohe	 Legitimation	

und	 eine	 gewisse	 ökonomische	 Stabilität.	 Man	

könnte	sogar	von	einer	doppelten	Dividende	spre-

chen,	 denn	 es	 werden	 ja	 gleichzeitig	 junge	 Leute	

betrieblich	und	persönlich	 sozialisiert	und	ausge-

bildet.	 Nicht	 zuletzt	 betrifft	 dies	 auch	 die	 beruf-

liche	 Integration	von	 schulisch	weniger	Begabten	

und	 Jugendlichen	 aus	 bildungsfernen	 Schichten.	

Eine	rentable	Lehre	schafft	aus	Sicht	der	Betriebe	

Ausbildungsanreize.	

Die	kurzfristige	Optik	der	Betriebe	erlaubt	es	sogar,	

die	Anreize	des	Systems	bis	zu	einem	gewissen	Grad	

zu	steuern.	Wichtige	Stellschrauben	in	dieser	Bezie-

hung	sind	die	Lehrdauern,	die	tendenziell	so	festge-

legt	werden,	dass	auch	anspruchsvolle	Lehren	renta-

bel	werden	oder	zumindest	nicht	zu	viel	kosten.	Die	

Tabelle	5	zeigt,	dass	Erträge	umso	später	anfallen,	je	

Tab. 5:			Durchschnittliche	Nettokosten	in	den	Lehrjahren	nach	Lehren	mit	unterschiedlicher	Dauer	

Anspruchsvolle 4-jährige Lehren zahlen sich für den Betrieb erst im letzten Jahr aus.  In den ersten beiden Jahren verursa-
chen die Lernenden Nettokosten, im 3. Jahr fliessen die ersten Erträge zurück. Bei den 2- und 3-jährigen Lehren erbringen 
die Lernenden schon zu Anfang Ertrag-Überschüsse für den Betrieb.

Quelle:	Mühlemann und Wolter	2007	b

Lehrjahre/Lehrdauer 1. Jahr 2.Jahr 3. Jahr 4. Jahr Total

2-jährige Lehren -6019 -7322 -13 341

3-jährige Lehren -2012 -3831 -6407 -12 251

4-jährige Lehren 7407 3299 -4211 -8594 -2099
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länger	die	Lehre	dauert.	Das	ist	kein	Zufall,	sondern	

das	 Resultat	 einer	 bewussten	 Politik	 zur	 Stützung	

der	Ausbildungsbereitschaft.

Aber	auch	Änderungen	der	Profile	und	Inhalte	kön-

nen	 im	 Rahmen	 des	 Kosten-Nutzen-Schemas	 fest-

gelegt	 und	 später	 evaluiert	 werden.	 Prominentes	

Beispiel	hierfür	ist	die	Reform	der	kaufmännischen	

Grundbildung,	die	im	Jahr	2003	die	neuen	Profile	B,	

E	und	M	einführte.	Die	Evaluation	zeigte,	dass	die	

Erträge	später	anfallen	als	vor	der	Reform,	aber	die	

Kosten-Nutzen-Bilanz	 für	 alle	 drei	 Ausbildungen	

positiv	bleibt	(Mühlemann und Wolter	2007	b).	

Weiter	 liegt	 die	 Vermutung	 nahe,	 dass	 gerade	 die	

Möglichkeit	 der	 Substitution	 von	 Arbeitskräften	

durch	 günstigere	 Lernende	 die	 Ausbildungsbereit-

schaft	ein	Stück	weit	gegen	konjunkturelle	Schwan-

kungen	 immunisiert.	 Zwar	 sinkt	 in	 der	 Rezession	

die	 Nachfrage	 nach	 allen	 Kategorien	 von	 Arbeits-

kräften,	andererseits	steigt	der	Anreiz	zur	Substituti-

on	hin	zu	günstigeren	Arbeitskräften,	was	die	Nach-

frage	nach	Lernenden	stützt.	Das	ist	eine	Erklärung	

für	 das	 robuste	 Lehrstellenangebot	 während	 der	

jüngsten	Rezession.

Negativ	ist	der	Umstand,	dass	der	kurzfristige	Opti-

mierungshorizont	nicht	sicherstellen	kann,	dass	die	

angebotenen	Lehren	zukunftsfähig	sind.	Hierin	liegt	

ein	wichtiger	Grund	 für	das	beschriebene	 struktu-

relle	Ungleichgewicht	 auf	dem	Schweizer	Lehrstel-

lenmarkt;	 der	 Blick	 auf	 die	 Rentabilität	 kann	 den	

späteren	Bedarf	der	ausgebildeten	Berufe	nicht	ga-

rantieren.	Vielmehr	bilden	viele	Betriebe	in	denjeni-

gen	Berufen	aus,	in	denen	es	sich	eben	lohnt.

Das	System	gerät	dadurch	in	einen	Zielkonflikt:	Ei-

nerseits	 sollte	 es	 die	Zukunftsfähigkeit	 der	Lehren	

sicherstellen,	andererseits	muss	es	den	Ausbildungs-

anreiz	 fördern,	 der	 zu	 einen	 wesentlich	 Teil	 vom	

aktuellen	Bedarf	und	dem	gegenwärtigen	Substitu-

tionspotenzial	 getrieben	 wird,	 wie	 eine	 Anekdote	

eindrücklich	dokumentiert.	Noch	Ende	der	achtzi-

ger	Jahre	des	letzten	Jahrhunderts	wurden	Lernende	

zu	Schreibmaschinenmechanikern	ausgebildet	 –	 zu	

einem	Zeitpunkt,	als	längst	absehbar	war,	dass	die	

Tage	 der	 mechanischen	 Schreibmaschine	 gezählt	

sein	würden.	Das	1985	noch	 revidierte	Reglement	

wurde	erst	Ende	1993	zugunsten	der	breiteren	Be-

rufsbezeichnung	 «Gerätemechaniker»	 aufgehoben	

(bbt	2010).

Weiter	 besteht	 die	 Gefahr,	 dass	 die	 Substitution	

gering	 qualifizierter	 Arbeitskräfte	 durch	 Lernende	

als	 Voraussetzung	 zur	 Ausbildungsbereitschaft	 zu	

einer	 eher	 ungünstigen	 Selektion	 der	 ausbilden-

den	 Betriebe	 führt.	 Firmen,	 die	 viele	 Ungelernte	

beschäftigen,	 dürften	 bezüglich	 Produktivität	 und	

Innovationsverhalten	 eher	 auf	 der	 negativen	 Seite	

der	entsprechenden	Verteilung	anzutreffen	sein.	Die	

Ergebnisse	 der	 jüngsten	 KOF-Untersuchung	 deu-

ten	 in	 diese	 Richtung	 (Arvanitis et al.	 2010	b).	

Kommt	 hinzu,	 dass	 die	 produktivitätsgetriebene	

Lehre	die	Neigung	fördert,	die	Spezialisierung	der	

Berufsbilder	zu	sehr	zu	spezialisieren	–	der	exakte	

Zuschnitt	 der	 Lehrinhalte	 und	 Kompetenzen	 auf	

die	aktuellen	betrieblichen	Erfordernisse	verbessert	

die	Kosten-Nutzen-Bilanz.	Das	führt	vor	allem	dort	

zu	Proble	men,	wo	die	Berufsbilder	 einem	 raschen	

Wandel	unterliegen.

Sicherlich	 besteht	 der	 Anreiz	 zu	 hoher	 Spezialisie-

rung	beim	investitionsorientierten	Motiv	der	Lehre	

auch.	Die	Konsequenzen	sind	jedoch	andere:	Da	der	

investierende	Betrieb	primär	ausbildet,	weil	er	Ler-

nende	später	behalten	will,	dient	die	Spezialisierung	

letztlich	beiden	 Seiten,	 solange	das	Arbeitsverhält-

nis	fortbesteht.	Im	Falle	der	Auflösung	droht	auch	

hier	ein	erheblicher	Verlust	an	Humankapital.	Der	

Lohnverlust	bei	einem	Berufswechsel	kurz	nach	der	

Lehre	wird	in	der	Schweiz	auf	5	bis	10	Prozent	ge-
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Tab. 6:			Mittlere	Nettokosten,	Bruttokosten	und	Erträge	pro	Lehrverhältnis	im	Jahr	2001	

Das typische Schweizer Lehrverhältnis zahlt sich für die Betriebe auch kurzfristig aus. Den durchschnittlichen Bruttokos-
ten von 87 500 Franken stehen Erträge von 91 900 gegenüber. Die Nettokosten entsprechen nicht exakt der Differenz, da 
es sich um Modellwerte handelt. Nicht ausbildende Betriebe würden pro Lehre Nettokosten von 33 500 auf sich nehmen. 
Der Unterschied entsteht auf der Ertragsseite. Nicht-Lehrbetriebe haben zu wenige Möglichkeiten, Lehrlinge produktiv 
einzusetzen.

Quelle:	Wolter, Mühlemann und Schweri	2003

Nettokosten Bruttokosten Erträge

Anzahl Be-
triebe in der 
Stichprobe

Lehrbetriebe -6 200 CHF 87 500 CHF 91 900 CHF 1971

Nicht-Lehrbetriebe 33 500 CHF 101 000 CHF 34 000 CHF 1661

schätzt	(Müller und Schweri 2009).	Er	ist	höher	

unter	Absolventen	von	Lehren	mit	einer	guten	Kos-

ten-Nutzen-Bilanz	für	den	Lehrbetrieb.

Kosten	und	Nutzen	der	Schweizer	Lehrlinge	

	

Kaum	ein	Gebiet	der	Schweizer	Berufsbildung	wurde	

in	den	letzten	Jahren	so	eingehend	erforscht	wie	die	

Kosten-Nutzen-Bilanz	der	Lehrlingsausbildung.	Die	

Datengrundlage	 bilden	 zwei	 Erhebungen	 der	 Uni-

versität	Bern	und	des	Bundesamtes	für	Statistik	aus	

dem	Jahr	2000,	in	denen	ausbildende	und	nichtaus-

bildende	 Betriebe	 befragt	 wurden.	 Die	 Lehrbetrie-

be	gaben	detailliert	Auskunft	über	die	Kosten	und	

Erträge	 der	 Lehrlingsausbildung.	 Erstere	 bestehen	

zu	90	Prozent	aus	Löhnen	 (Lehrlingslöhne,	Löhne	

der	Ausbildner),	der	Rest	verteilt	sich	auf	Material,	

Infrastruktur	und	externe	Kurse.	Hier	zeigt	sich	die	

Bedeutung	der	Lohnkomponenten.

Die	Erträge	der	Lehre	sind	sehr	heterogen	und	hän-

gen	vor	allem	vom	Lehrberuf	und	dem	Lohnniveau	

der	 Arbeitskräfte	 ab,	 die	 die	 Lehrlinge	 ersetzen	

(Mühlemann et al.	2007	c;	 s.	Tab.	6).	 Im	Mittel	

der	ausbildenden	Betriebe	betragen	die	Nettoerträ-

ge	der	Ausbildung	6200	Franken;	die	Erträge	über-

steigen	 die	 Kosten.	 Die	 Streuung	 der	 Nettokosten	

ist	allerdings	sehr	breit,	sowohl	im	Querschnitt	der	

Lehrbetriebe	 als	 auch	 der	 Lehrberufe.	 60	 Prozent	

der	 ausbildenden	 Betriebe	 erzielen	 einen	 solchen	

Überschuss,	40	Prozent	nehmen	während	der	Lehr-

zeit	Nettokosten	in	Kauf.

Nichtausbildende	Betriebe	hätten	mit	33	500	Fran-

ken	 pro	 Lehre	 hohe	 Nettokosten	 zu	 gewärtigen,	

falls	 sie	ausbilden	würden.	Der	grosse	Unterschied	

entsteht	 auf	 der	 Ertragsseite:	 Die	 potenziellen	 Er-

träge	der	Nicht-Lehrfirmen	betragen	nur	 ein	Drit-

tel	der	produktiven	Beiträge	der	Lernenden	 in	den	

Lehrbetrieben.	Das	kann	dahingehend	interpretiert	

werden,	 dass	 nichtausbildende	 Betriebe	 nicht	 pri-

mär	die	Kosten	scheuen,	sondern	zu	wenig	betriebli-
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Abb.  22:			Nettoerträge	verschiedener	Berufslehren	aus	Sicht	des	Lehrbetriebs	pro	Lernenden	im	Jahr	2004

Viele Lehrberufe zahlen sich für die Betriebe schon während der Lehrzeit aus. Unter Einschluss aller Kosten und Erlöse 
erbringt ein Elektromonteur während seiner 4-jährigen Lehre dem Lehrbetrieb einen Nettoertrag von 45 000 Franken. 
Auf der anderen Seite verursacht die Ausbildung zum Informatiker Kosten von 32 000 Franken. Solche Lehren lohnen 
sich aus Sicht des Betriebes nur unter einem langfristigen Investitionshorizont.

Quelle:	skbf	2010
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che	Einsatzmöglichkeiten	für	Berufslernende	haben	

(Mühlemann et al.	2004),	die	notwendige	Substi-

tutionsmöglichkeit	 funktioniert	 nicht.	Die	Ursache	

kann	sowohl	in	der	Spezialisierung	der	Tätigkeiten	

als	 auch	 der	 Betriebsgrösse	 liegen.	 Hoch	 speziali-

sierte	 Firmen	 können	 Lernende	 nicht	 vollumfäng-

lich	 ausbilden	 und	 der	 produktive	 Einsatz	 ist	 er-

schwert.	 Die	 Betriebsgrösse	 wirkt	 ähnlich.	 Da	 für	

die	Beschäftigung	von	Lehrlingen	auch	Tätigkeiten	

abgetreten	werden	müssen,	die	sonst	von	Fachkräf-

ten	vollbracht	werden,	reduziert	ein	kleiner	Mitar-

beiterbestand	die	Chance,	dass	genügend	Beschäfti-

gung	und	Personal	für	einen	Lernenden	vorhanden	

ist.	Kleinbetriebe	bilden	deshalb	im	Mittel	weniger	

aus.

Die	Lehren,	die	 sich	aus	Sicht	der	Lehrfirmen	am	

meisten	lohnen,	stammen	zum	grossen	Teil	aus	den	

Berufen	des	Gewerbes,	 des	Detailhandels	 und	der	

persönlichen	Dienstleistungen:	Ein	lernender	Elek-

tromonteur	 erwirtschaftet	 seinem	 Lehrbetrieb	 ge-

mäss	 offiziellen	 Zahlen	 während	 der	 vierjährigen	

Lehrzeit	einen	Zustupf	von	45	000	Franken	(s.	Abb.	

22).	Auch	Lehren	für	Schreiner,	Zimmerleute,	Den-

talhygieniker,	Logistikassistenten	und	Sanitärmon-

teure	bringen	dem	Lehrbetrieb	über	25	000	Franken	

ein.	Die	kaufmännischen	Lehren,	die	18	Prozent	des	

ganzen	 Lehrstellenmarktes	 ausmachen	 und	 quer	

durch	alle	Branchen	verbreitet	sind,	liegen	ebenfalls	

auf	 der	 günstigen	 Seite.	 Angesichts	 der	 Unschärfe	

der	Zahlen	dürfte	 es	aber	viele	Firmen	geben,	die	

keinen	 Gewinn	 aus	 einer	 KV-Lehre	 schöpfen.	 Et-

was	überraschend	befinden	sich	die	Coiffeusen	und	

Coiffeure,	die	schon	früh	im	Betrieb	eingesetzt	wer-

den	 können,	 praktisch	 auf	 gleicher	 Höhe	 wie	 die	

Kaufleute.

Auf	der	anderen	Seite	der	Skala	fallen	die	Informa-

tiker	auf:	Die	Ausbildung	einer	IT-Fachperson	kos-

tet	 einen	 Betrieb	 im	 Mittel	 über	 30	000	 Franken.	

Angesichts	 dieser	 Belastung	 rechtfertigt	 sich	 eine	

Informatiklehre	 nur	 in	 der	 investitionsorientierten	

Optik	–	es	werden	eher	Betriebe	ausbilden,	die	sehr	

spezifische	 IT-Systeme	 zu	 betreuen	 und	 zu	 warten	

haben.	 Für	 die	 anderen	 sind	 die	 Anreize	 zu	 einer	

längerfristigen	Investition	und	damit	einer	späteren	

«Rückzahlung»	wohl	zu	gering,	denn	der	Anteil	des	

betriebsspezifischen	Wissens	wird	tief	sein.	Das	mag	

ein	Hauptgrund	dafür	sein,	dass	IT-Lehrstellen	aus-

gesprochene	Mangelware	sind.

In	 die	 gleiche	 Kosten-Nutzen-Kategorie	 fallen	 die	

Berufe	 der	 Elektroniker	 und	 Polymechaniker:	 Bei	

diesen	klassischen	Industrielehren	dürfte	das	Inves-

titionsmotiv	noch	immer	eine	erhebliche	Rolle	spie-

len,	denn	grössere	Industriebetriebe	verfügen	meist	

über	interne	Arbeitsmärkte	und	der	betriebsspezifi-

sche	Anteil	der	Ausbildung	ist	in	der	Regel	höher.

Die	 Frage	 ist	 nun,	 ob	 der	 Schweizer	 Lehrstellen-

markt	 vor	 allem	 nach	 dem	 Kosten-Nutzen-Kalkül	

der	Lehrbetriebe	und	damit	gemäss	produktionsori-

entiertem	Ansatz	funktioniert.	Der	hohe	Anteil	von	

beruflichen	Ausbildungen,	die	 sich	 schon	während	

der	Lehre	 auszahlen,	 legt	 diesen	 Schluss	 nahe.	Al-

lerdings	erfasst	die	Statistik	wichtige	Aspekte	wohl	

nur	lückenhaft.	Zu	denken	ist	vor	allem	an	das	in-

formelle	Engagement	für	die	Lehrlinge,	das	in	vielen	

Kleinbetrieben	noch	immer	verbreitet	ist	und	nicht	

ausdrücklich	verrechnete	Zeit	darstellt.	Die	Netto-

erträge	aus	der	Lehre	werden	dadurch	überzeichnet.	

Trotzdem	vermögen	 sie	 einen	gewichtigen	Teil	der	

Ausbildungsbereitschaft	 der	 Schweizer	 Unterneh-

men	 zu	 erklären,	 und	die	 Stärke	des	Einflusses	 ist	

substanziell.	Ein	Anstieg	der	Nettokosten	um	zehn-

Prozent	 senkt	 die	 Ausbildungsbereitschaft	 um	 4,5	

Prozent	(Mühlemann et al.	2007	c).	

Die	 Wahrscheinlichkeit	 für	 einen	 typischen	 Aus-

bildungsbetrieb	geht	um	1,8	Prozent	zurück,	wenn	
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zusätzlich	 1000	 Franken	 Nettokosten	 entstehen.	

Bemerkenswert	 ist,	 dass	 die	 Nettokosten	 zwar	 die	

Ausbildungsbereitschaft	 mit	 erklären	 können,	 je-

doch	nicht	die	Ausbildungsintensität	–	die	absolute	

Zahl	der	Lernenden	in	einem	Betrieb.

Dieser	 Widerspruch	 lässt	 sich	 auflösen,	 wenn	 man	

bedenkt,	dass	die	vielen	Kleinbetriebe,	die	den	Lehr-

stellenmarkt	 dominieren,	 in	 ihren	 Möglichkeiten	

der	 Lehrlingsausbildung	 aus	 Kapazitätsgründen	 be-

schränkt	 sind.	 Die	 Einstellung	 weiterer	 Lehrlinge	

würde	erstens	zusätzliche	Ausbilder	erfordern.	Zwei-

tens	haben	die	Betriebe	auch	nur	begrenzte	Möglich-

keiten,	Lehrlinge	produktiv	einzusetzen.	Bei	grossen	

Unternehmen	wiederum,	die	oft	positive	Nettokosten	

auf	 sich	nehmen,	wird	die	Anzahl	der	angebotenen	

Lehrstellen	mehr	durch	die	voraussichtlich	zu	beset-

zenden	Stellen	bestimmt	als	durch	die	Nettokosten.	

Ein	messbarer	Effekt	würde	sich	erst	einstellen,	wenn	

die	(marginalen)	Kosten	eines	zusätzlichen	Lehrlings	

tiefer	 lägen	 als	 die	 zukünftigen	 Erträge	 in	 der	 Zeit	

nach	der	Lehre	(Mühlemann et al. 2007	c).

Das	Potenzial	der	Berufsmatura	ist	begrenzt	

Die	Kosten-Nutzen-Rechnung	hat	auch	Auswirkun-

gen	auf	die	Berufsmatura,	die	den	Absolventen	den	

Zugang	in	eine	breite	Palette	von	Tertiär-Ausbildun-

gen	eröffnet.	In	den	Jahren	1995	–	2005	erlebte	sie	

einen	 wahren	 Boom,	 die	 Anzahl	 Abschlüsse	 über-

schritt	die	Schwelle	von	10	000.	Seither	stagniert	der	

Anteil	 bei	 rund	 12	 Prozent	 aller	 Berufsabschlüsse	

und	konzentriert	 sich	auf	 relativ	wenige	Berufsfel-

der.	In	den	technischen	Berufen	ist	die	Berufsmatura	

mit	minus	10	Prozent	seit	2005	sogar	deutlich	rück-

läufig,	weniger	ausgeprägt	auch	in	den	kaufmänni-

schen	Berufen	mit	minus	zwei	Prozent	(Bundesamt 

für Statistik	2009).	Stark	im	Aufwind	ist	sie	in	den	

Berufen	 mit	 gesundheitlich-sozialer	 Ausrichtung,	

die	vor	allem	von	jungen	Frauen	gewählt	werden.

Die	Berufsmatura	konnte	 sich	 in	den	Augen	vieler	

Bildungspolitiker	noch	nicht	in	dem	Ausmass	durch-

setzen,	wie	dies	beabsichtigt	war.	Die	Zahlen	lassen	

keinen	 Rückschluss	 darüber	 zu,	 ob	 die	 Schwierig-

keiten	auf	der	Angebots-	oder	Nachfrageseite	(oder	

beiden)	 entstehen.	 Aus	 den	 obigen	 Überlegungen	

lässt	sich	aber	ableiten,	dass	eine	Lehre	mit	erweiter-

ter	Allgemeinbildung	schwierig	in	ein	System	einzu-

passen	ist,	das	auf	Freiwilligkeit	der	Betriebe	beruht.	

Obwohl	der	Anstoss	zur	Etablierung	der	Berufsma-

tura	aus	Berufsbildungskreisen	kam	–	als	späte	Re-

aktion	 auf	 Ideen	 der	 Gymnasien	 zum	 Vorstoss	 in	

die	 schulische	Berufsbildung	–,	war	 sie	umstritten.	

Davon	zeugen	die	Bedenken	hinsichtlich	tieferer	At-

traktivität,	die	während	der	Einführungsphase	Mit-

te	der	Neunziger	Jahre	geäussert	wurden	(Wolter 

und Schweri 2004).

Lehrbetrieben	mit	 einer	 ausgeprägten	Kosten-Nut-

zen-Sicht	entgeht	nicht,	dass	Berufsmaturanden	we-

niger	häufig	 im	Betrieb	 sind	und	dadurch	weniger	

erwirtschaften	 können,	 wodurch	 die	 Nettoerträ-

ge	 sinken.	 Demgegenüber	 steht	 die	 Tatsache,	 dass	

Berufsmaturanden	eine	günstige	Auswahl	aus	dem	

Lehrlingspool	 darstellen	 und	 darum	 in	 der	 Regel	

produktiver	sind;	es	können	möglicherweise	Betreu-

ungskosten	 eingespart	 werden.	 Denkbar	 ist	 auch,	

dass	die	zusätzliche	Schulung	die	Lernenden	schnel-

ler	 zu	 anspruchsvolleren	 Aufgaben	 befähigt.	 Das	

setzt	allerdings	voraus,	dass	ihnen	genügend	qualifi-

zierte	Tätigkeiten	zugewiesen	werden	können.

Auch	unter	dem	Investitionsmotiv	 ist	die	Wirkung	

der	 Berufsmatura	 auf	 die	 Ausbildungsbereitschaft	

ambivalent:	 Das	 Positivum	 der	 vorteilhaften	 Se-

lektion	–	die	Lernenden	sollen	ja	langfristig	an	den	
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Betrieb	 gebunden	 werden	 –	 wird	 in	 dieser	 frühen	

Erwerbsphase	 in	 Frage	 gestellt,	 denn	 viele	 Berufs-

maturanden	 werden	 den	 Lehrbetrieb	 verlassen,	

um	 ein	 Studium	 an	 einer	 Fachhochschule	 aufzu-

nehmen.	 Der	 Verbreitung	 der	 Berufsmatura	 sind	

wohl	Grenzen	gesetzt.	Das	zeigt	auch	der	Umstand,	

dass	 in	 Abweichung	 zum	 eigentlichen	 Ziel	 immer	

mehr	 Berufsmaturitäten	 nach	 der	 Lehre	 in	 Form	

eines	 Jahreskurses	 absolviert	 werden.	 An	 einigen	

Berufsschulen	 wird	 den	 Interessierten	 explizit	 von	

der	berufsbegleitenden	Variante	abgeraten,	mit	der	

Begründung,	 die	 Mehrfachbelastung	 sei	 zu	 hoch.	

Mittlerweile	werden	nur	noch	60	Prozent	aller	Ab-

schlüsse	berufsbegleitend	gemacht.	Die	Kosten	der	

Berufsmatura	werden	so	teilweise	auf	die	Lernenden	

überwälzt.

Die	Passerelle	wird	wenig	genutzt		

Ähnliche	 Tendenzen	 zeigen	 sich	 bei	 der	 2003	 ein-

geführten	 Passerelle,	 die	 den	 Berufsmaturanden	

den	 Zugang	 zu	 den	 Universitäten	 öffnet.	 Im	 Jahr	

2006	 bestanden	 gerade	 mal	 3,5	 Prozent	 aller	 Be-

rufsmaturanden	 die	 geforderte	Ergänzungsprüfung	

–	schweizweit	waren	das	350	Personen	(Bundesamt 

für Statistik	 2009).	 Nur	 drei	 Viertel	 von	 ihnen	

nahmen	 danach	 ein	 Studium	 an	 einer	 Universität	

auf.	Die	effektive	Übertrittsquote	aus	der	Berufsma-

turität	an	die	Universitäten	beträgt	damit	 lediglich	

2,8	Prozent.

Die	Ergänzungsprüfung	erweist	sich	als	hohe	Hürde.	

Die	meisten	Kandidaten	besuchen	darum	einen	ein-

jährigen	vorbereitenden	Lehrgang.	Die	inhaltlichen	

und	fachlichen	Anforderungen	der	Prüfung	werden	

von	den	Kandidaten	als	deutlich	grösser	als	jene	der	

Berufsmaturität	eingeschätzt,	vor	allem	im	sprachli-

chen	Bereich	(Grob et al. 2007).	Die	Erfolgsquote	

der	Prüfung	liegt	bei	72	Prozent;	gut	ein	Viertel	der	

Kandidaten	besteht	nicht.	Auch	die	Anforderungen	

im	anschliessenden	Studium	werden	als	hoch	erlebt.	

Vor	allem	bei	den	mathematischen	und	naturwissen-

schaftlichen	 Kenntnissen	 zeigen	 sich	 Unterschiede	

zu	den	Mittelschulabsolventen.	Bei	den	Informatik-

kenntnissen	und	bei	 einigen	überfachlichen	Quali-

fikationen	 (selbstständiges	 Arbeiten,	 Umgang	 mit	

Belastungen,	 Entwicklung	 von	 Ideen)	 sind	 die	 Be-

rufsmaturanden	hingegen	leicht	im	Vorteil.

Berufsmatura	und	gymnasiale	Matura	sind	tatsäch-

lich	andersartig,	der	Anspruch	auf	Gleichwertigkeit	

erscheint	–	entgegen	der	offiziellen	Lesart	–	proble-

matisch.	Das	ist	keine	Geringschätzung	der	Berufs-

matura,	sondern	folgt	aus	der	Realität.	Die	Durch-

lässigkeit	zwischen	Berufsbildung	und	Universitäten	

ist	in	der	Praxis	eher	tief.	Es	würde	den	Gymnasien	

zudem	ein	schlechtes	Zeugnis	ausstellen,	wenn	die-

selben	 sprachlichen	 und	 mathematischen	 Kompe-

tenzniveaus	 in	 einem	 Drittel	 der	 effektiven	 Unter-

richtszeit	 erlangt	werden	könnten.	Die	Anteile	der	

beiden	Typen	sollten	deshalb	nicht	einfach	zusam-

mengezählt	werden,	wenn	internationale	Vergleich-

barkeit	in	den	Maturitätsquoten	hergestellt	werden	

soll.	
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06	 Was	zu	tun	ist

Die	vorangehenden	Kapitel	haben	gezeigt,	dass	die	Be-

rufsbildung	wegen	des	Wettbewerbs	um	Talente,	der	

demografischen	Entwicklung	mit	sinkenden	Jugend-

kohorten,	 des	 Kosten-Nutzen-Dilemmas,	 der	 fort-

schreitenden	Globalisierung	und	der	wachsenden	Be-

deutung	der	Wissensgesellschaft	zu	Beginn	des	neuen	

Jahrzehnts	vor	neuen	Bewährungsproben	steht.	Die	

eingehende	Analyse	von	Daten	und	Fakten	offenbart,	

dass	die	Lehre	von	allen	Teilen	des	Bildungssystems	

am	engsten	mit	dem	ersten	Arbeitsmarkt	verflochten,	

entsprechend	 den	 Konjunkturschwankungen	 ausge-

setzt	und	vom	Strukturwandel	betroffen	ist.	Sie	hat	

sich	zwar	bisher	durch	eine	grosse	Anpassungsfähig-

keit	im	Sinne	von	Einzelmassnahmen	ausgezeichnet.	

Vielleicht	gerade	deswegen	sind	aber	grössere	Refor-

men,	die	das	Gesetz	durchaus	zulassen	würde,	bisher	

kaum	angepackt	worden.	

Dabei	kann	 es	nicht	darum	gehen,	das	duale	Mo-

dell	grundsätzlich	in	Frage	zu	stellen.	Doch	dürfen	

weitergehende	Reformen,	für	die	gemäss	Berufsbil-

dungsgesetz	(BBG)	eigentlich	eine	Kostenbeteiligung	

des	 Bundes	 von	 25	 Prozent	 vorgesehen	 ist,	 nicht	

ausgeschlossen	 werden.	 Das	 duale	 System	 sollte	

auch	unter	veränderten	globalen	Verhältnissen	sei-

nen	Beitrag	zur	Stärkung	und	Verbreiterung	der	Hu-

mankapitalbasis	des	Landes	erbringen	können.

Stärkung	der	Allgemeinbildung	auch	im	dualen	

System	

In	 Rahmenbotschaften	 für	 Bildung,	 Forschung	 und	

Innovation	(«BFI-Botschaft»)	formulieren	Bundesrat	

und	Parlament	Vorgaben	für	den	Einsatz	finanzieller	

Mittel	 im	 Bildungsbereich.	 Für	 die	 Jahre	 2004	 bis	

2007	wurden	in	der	Berufsbildung	folgende	Ziele	ge-

setzt:	Revision	der	beruflichen	Grundbildung,	Quali-

tätsförderung	und	Förderung	der	Durchlässigkeit.	Da	

diese	 Ziele	 gemäss	 Schlussbericht	 des	 strategischen	

Controlling	und	auch	gemäss	der	jüngsten	Bilanz	des	

neuen	 Berufsbildungsgesetzes	 nur	 teilweise	 erreicht	

wurden,	gilt	es	an	diese	Vorgaben	anzuknüpfen.

Oberstes	 Ziel	 sollte	 die	 Förderung	 der	 Flexibilität	

und	Mobilität	der	Lernenden	sein;	 sie	müssen	Wis-

sen,	Fähigkeiten	und	Kompetenzen	aus	verschiedenen	

Perspektiven	vermittelt	erhalten.	Mit	dem	technisch-

wirtschaftlichen	 Fortschritt,	 dem	 Strukturwandel	

und	den	 erhöhten	Anforderungen	an	die	berufliche	

und	räumliche	Mobilität	der	Arbeitskräfte	wird	die	

Bedeutung	 des	 allgemeinbildenden	 Humankapitals	

tendenziell	 zunehmen.	 Aber	 auch	 das	 lebenslange	

Lernen	 im	 Rahmen	 der	 Weiterbildung	 gewinnt	 ge-

genüber	betriebsspezifischem	Wissen	und	Können	an	

Gewicht.	Es	braucht	deshalb	eine	neue	Balance	zwi-

schen	diesen	zwei	Arten	von	Humankapital.

Der	 wissensintensive	 Dienstleistungssektor	 bietet	

nicht	die	Anzahl	Lehrstellen	an,	die	er	aufgrund	sei-

ner	volkswirtschaftlichen	Bedeutung	eigentlich	anbie-

ten	müsste.	Das	hat	viele	Gründe:	fehlender	Nutzen,	

Anforderungsprofile	oder	Betriebe	mit	ausländischen	

Entscheidungsträgern.	Der	heutige	Lehrstellenmarkt	

wird	noch	immer	von	Gewerbe,	Industrie	und	Bau-

wirtschaft	 dominiert,	 entgegen	 der	 ungebrochenen	

Ausbreitung	 der	 Dienstleistungen	 und	 dem	 wach-

senden	 innovationsintensiven	 Teil	 der	 Industrie.	

Diese	 Situation	 dürfte	 sich	 mit	 der	 Verkleinerung	

der	Schulabgänger-Kohorten	etwas	entschärfen.	Ziel	

muss	 dennoch	 sein,	 den	 wissensintensiven	 Dienst-

leistungs-	und	Industriesektor	mit	Sparten	wie	High-

Tech,	 Kommunikation,	 Information,	 Beratung	 und	

Kreativwirtschaft	vermehrt	für	die	Berufsbildung	zu	

gewinnen.	Ein	Ansatz	könnte	sein,	im	Sinne	der	«tri-

alen	Lehre»	(Dubs)	die	bewährten	überbetrieblichen	

Kurse	(üK)	in	ein	neues,	eigenständiges	Gefäss	über-

zuführen.	So	könnte	die	Berufsschule	von	branchen-	



81

Was zu tun ist

und	berufsspezifischen	Inhalten	entlastet	werden	und	

stattdessen	 verstärkt	 praxisnahe,	 allgemeinbildende	

Fächer	 vermitteln.	 Im	 Vordergrund	 stehen	 Fremd-

sprachen,	 Informationstechnologien,	 aber	 fallweise	

auch	Mathematik	und	Naturwissenschaften.

Die	 zeitliche	 Aufteilung	 zwischen	 betrieblichem	

Lernen	 und	 Berufsschule	 sollte	 weiter	 flexibilisiert	

werden.	Dies	gilt	 sowohl	 innerhalb	der	Lehren	als	

auch	 im	Quervergleich	 zwischen	den	Berufen.	Die	

typische	Präsenzzeit	im	Betrieb	von	vier	Tagen	muss	

im	Sinne	des	Investitionsgedankens	hinterfragt	wer-

den.	Die	Präsenzproblematik	kann	 entschärft	wer-

den,	 wenn	 der	 Unterricht	 in	 langfristig	 planbaren	

Blöcken	erteilt	wird.	Der	Lehrbetrieb	wird	auch	un-

ter	diesen	Bedingungen	eine	Schlüsselfunktion	ein-

nehmen,	 weil	 wichtige	 Sozialkompetenzen	 nur	 im	

Betrieb	erlernt	werden	können.	Diese	für	den	Über-

gang	in	den	Arbeitsmarkt	unverzichtbare	Sozialisie-

rungsleistung	gilt	es	auch	in	Zukunft	zu	erhalten.

Straffung	und	Vereinfachung	der	Lehrberufe	

In	der	Schweiz	stehen	den	Schulabgängern	rund	220	

Lehrberufe	 zur	 Auswahl.	 Eine	 allgemein	 akzeptier-

te	Unterteilung	der	Lehrgänge	 in	klare	Berufsfelder	

existiert	nicht.	In	der	Berufsberatung	wird	meist	eine	

Klassifikation	verwendet,	die	22	Berufsfelder	umfasst	

(Zihlmann).	Das	BBT	fasst	die	Lehrabschlüsse	in	31	

Bereichen	zusammen.	Die	«Systematik»	wird	je	nach	

Institution	beliebig	adaptiert	und	ist	unübersichtlich.

Bereits	2003	plädierte	Bildungsforscher	Kurt	Häfeli	

für	eine	Gliederung	mehrerer	verwandter	Berufe	in	

Berufsfelder	und	die	Zusammenfassung	kleiner,	spe-

zialisierter	Berufe	in	breite	Kern-	oder	Basisberufe.	

Das	brächte	Vorteile	 für	alle	Akteure:	der	Arbeits-

markt	 verfügte	über	 flexiblere	und	breiter	 einsetz-

bare	Lehrabgänger;	die	in	der	Schweiz	angebotenen	

Lehrberufe	würden	übersichtlicher,	was	den	Schul-

abgängern	 die	 anspruchsvolle	 Berufswahl	 erleich-

tern	würde;	das	ganze	System	würde	effizienter:	Ko-

operationen	 zwischen	 verschiedenen	Berufsschulen	

und	Verbänden	würden	möglich.

Ein	Beispiel	 für	eine	vereinfachte	Systematik	bietet	

das	 dänische	 Berufsbildungssystem,	 das	 rund	 80	

Programme	mit	individualisierten	Modulen	enthält,	

die	 in	sieben	Felder	unterteilt	werden:	Technologie	

und	Kommunikation,	Bau-	und	Anlagen-Gewerbe,	

Handwerk	 und	 Technik,	 Lebensmittel	 und	 Gast-

ronomie,	 Maschinenbau,	 Transport	 und	 Logistik,	

Dienstleistung	 und	 Wirtschaft/Handel.	 Gute	 Bei-

spiele	 gibt	 es	 auch	 in	 der	 Schweiz:	 Der	 «Polyme-

chaniker»	 ist	 das	 Resultat	 einer	 Zusammenlegung	

mehrerer	 spezialisierter	 industrieller	 Berufe.	 Der	

grosse	Erfolg	dieser	Lehre	zeigt	das	hohe	Potenzial	

für	weitere	 Schritte	 bei	 den	 gewerblichen	Berufen.	

Auch	das	KV	fasst	viele	Branchenbedürfnisse	in	ei-

nem	einzigen	Berufsbild	zusammen.	

Das	dänische	System	bietet	weitere	interessante	An-

sätze:	So	besuchen	dänische	Lehrlinge	in	einer	ersten	

Phase	der	Lehre	eine	Grundausbildung	in	Form	von	

Blockunterricht,	 bevor	 sie	 in	 das	 eigentliche	 duale	

System	wechseln,	das	jährlich	von	ein	oder	zwei	Un-

terrichtsblöcken	unterbrochen	wird.	In	dieser	Phase	

werden	mit	den	Lehrlingen	individuelle	Modulpläne	

für	 die	 weitere	 Ausbildung	 (schulisch	 und	 betrieb-

lich)	ausgearbeitet.	Die	Ausbildung	dauert	im	Schnitt	

drei	Jahre.	Charakteristisch	für	das	dänische	Modell	

ist,	dass	der	Grad	der	Spezialisierung	während	der	

Berufsausbildung	zunimmt.	Auf	diese	Weise	können	

die	 konträren	 Anliegen	 –	 abnehmende	 berufliche	

Spezialisierung	 sowie	 optimale	 Anpassung	 an	 den	

Lehrbetrieb	 –	 im	 Sinne	 einer	 erhöhten	 Flexibilität	

und	Mobilität	der	Absolventen	erfüllt	werden.
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Eine	stärkere	Gewichtung	von	theoretischem	Wissen	

in	anspruchsvollen	Berufen	könnte	Firmen	im	hoch-

spezialisierten	Dienstleistungs-	 und	 Industriesektor	

motivieren,	 mehr	 Lehrstellen	 anzubieten.	 Die	 Fir-

men	könnten	berufsspezifische	Kenntnisse	 in	Lehr-

betriebs-	oder	Ausbildungsverbunden	vermitteln;	so	

könnten	 sie	 flexibler	 als	 die	 Berufsschulen	 auf	 die	

Bedürfnisse	 des	 Marktes	 reagieren	 –	 sie	 könnten	

ihre	Rolle	als	Vermittler	von	Praxiskenntnissen	 im	

investitionsorientierten	Sinne	übernehmen.

Der	Berufsschulunterricht	sollte	nicht	nur	quantita-

tiv	erweitert	und	zeitlich	flexibilisiert,	sondern	auch	

qualitativ	 ergänzt	 werden.	 Das	 Berufsbildungsge-

setz	verankert	 in	Art.	15	lit.b	den	Grundsatz,	dass	

eine	 grundlegende	 Allgemeinbildung	 zu	 vermitteln	

ist,	welche	«die	Lernenden	dazu	befähigt,	den	Zu-

gang	 zur	Arbeitswelt	 zu	 finden,	darin	 zu	bestehen	

und	sich	in	die	Gesellschaft	zu	integrieren.»	Sprach-

liche	 Fähigkeiten	 werden	 angesichts	 der	 Internati-

onalisierung	 des	 Schweizer	 Firmenplatzes	 und	 der	

hohen	 Mobilität	 immer	 mehr	 zu	 einer	 unverzicht-

baren	Kernkompetenz	–	und	zwar	in	allen	Berufen.	

Ein	Hauptakzent	sollte	deshalb	auf	Fremdsprachen	

gelegt	werden,	die	 im	heutigen	allgemeinbildenden	

Unterricht	(ABU)	in	gut	der	Hälfte	der	Berufslehren	

fehlen,	weiter	auf	Informationstechnologien.	

Eine	De-Spezialisierung	würde	die	Lehrlingsausbil-

dung	insgesamt	transparenter	und	flexibler	machen,	

was	 sowohl	 den	 Lehrlingen	 als	 auch	 den	 Ausbil-

dungsfirmen	als	 spätere	Nachfrager	der	gebildeten	

Qualifikationen	entgegen	käme.	Die	Spezialisierung	

soll	Aufgabe	der	Weiterbildung	sein.

Ein	duales	Studium	für	Maturanden		

Die	Maturitätsquote	 ist	 in	den	letzten	Jahren	mar-

kant	angestiegen.	Die	weiter	steigenden	Zahlen	der	

Anmeldungen	an	die	Aufnahmeprüfungen	vor	allem	

in	urbanen	Gebieten	belegen,	dass	dieses	Phänomen	

nicht	bloss	auf	eine	lockerere	Zulassungspraxis	zu-

rückzuführen	 ist.	 Vielmehr	 ist	 davon	 auszugehen,	

dass	das	Schweizer	Bildungssystem	mit	einer	wach-

senden	Nachfrage	nach	Allgemeinbildung	konfron-

tiert	ist.	Wegen	der	schrumpfenden	Jahrgänge	wird	

sich	 dieser	 Trend	 zu	 höheren	 Maturitätsquoten	 in	

den	nächsten	Jahren	verstärken.	Die	Berufsbildung	

wird	dadurch	in	vielen	Regionen	unter	Druck	gera-

ten,	was	manche	mit	Sorge	erfüllt.

Ein	 Hauptgrund	 für	 die	 verbreitete	 Skepsis	 hö-

herer	 Maturitätsquoten	 liegt	 in	 der	 Organisation	

des	 tertiären	 Bildungssystems:	 Die	 Studienwahl	

an	den	Universitäten	 ist	wenig	auf	die	Bedürfnisse	

des	 Arbeitsmarktes	 ausgerichtet;	 im	 Unterschied	

zum	 dualen	 System	 müssen	 Studieneinsteiger	 kei-

ne	 Rücksicht	 nehmen	 auf	 die	 effektive	 Nachfrage	

nach	Berufen	und	Qualifikationen.	Auch	die	Wirt-

schaftsferne	und	die	Technikfeindlichkeit	sowie	die	

ungenügende	Gewichtung	der	mathematisch-natur-

wissenschaftlichen	Fächer	bei	mehreren	Maturitäts-

profilen	 in	 den	 Gymnasien	 werden	 oft	 bemängelt.	

Entsprechend	 wird	 moniert,	 dass	 die	 Gymnasien	

und	die	Universitäten	zu	viele	Akademiker	hervor-

bringen,	deren	Beschäftigungsfähigkeit	ungenügend	

sei.	Dem	Tertiär-A-System	fehlt	die	Verzahnung	mit	

dem	Arbeitsmarkt	–	der	Hauptvorteil	der	Berufsbil-

dung.	Immerhin	wurde	die	Beschäftigungsfähigkeit	

der	 akademischen	 Ausbildungen	 mit	 der	 Bologna-

Reform	stärker	in	den	Fokus	gerückt.

Andererseits	zeigt	die	Statistik,	dass	auf	dem	Schwei-

zer	 Arbeitsmarkt	 ein	 eklatanter	 Mangel	 an	 tertiär	
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ausgebildeten	 Arbeitskräften	 herrscht.	 Besonders	

Abgänger	mit	technischer	oder	naturwissenschaftli-

cher	Ausrichtung	sind	gesucht,	aber	auch	Mediziner,	

Ökonomen	und	andere	Spezialisten.	Es	stellt	sich	die	

Frage,	welche	Massnahmen	ergriffen	werden	sollten,	

damit	 das	 Schweizer	 Bildungssystem	 mehr	 tertiär	

gebildete	Arbeitskräfte	hervorbringt,	deren	Qualifi-

kationen	auf	dem	Arbeitsmarkt	nachgefragt	werden.

Die	Berufsmaturitätsquote	stagniert	seit	einiger	Zeit	

bei	 12	 Prozent	 und	 dies	 nur	 dank	 einem	 Zuwachs	

bei	den	Pflegeberufen,	in	den	Ingenieurberufen	ist	sie	

rückläufig.	Es	sind	zwei	Faktoren,	die	das	Potenzial	

der	Berufsmatura	begrenzen:	In	der	vorherrschenden	

Kosten-Nutzen-Optik	sind	die	Vorteile	der	Berufsma-

tura	für	viele	Betriebe	nicht	ersichtlich;	die	Lernenden	

verbringen	mehr	Zeit	in	der	Schule	und	entsprechend	

wird	der	Beitrag	im	Betrieb	eingeschränkt.	Zweitens	

ist	 das	 ursprünglich	 favorisierte	 berufsbegleitende	

Modell	 auf	 dem	Rückzug	und	wird	bald	nur	 noch	

von	 einer	 Minderheit	 der	 Berufslernenden	 verfolgt.	

Viele	Lernende	brechen	die	Matura	wegen	der	drei-

fachen	 Belastung	 in	 Betrieb,	 Berufsschule	 und	 den	

zusätzlichen	 allgemeinbildenden	 Fächern	 ab.	 Das	

Nachholen	als	Vollzeitausbildung	nach	der	Lehre	ist	

zwar	möglich,	die	Kosten	in	Form	des	entgangenen	

Lohns	gehen	dann	aber	voll	zu	Lasten	der	Lernenden.

Hinzu	kommt,	dass	die	Übertrittsquote	an	die	Fach-

hochschulen	tief	ist.	2004	lag	sie	bei	50	Prozent.	Das	

heisst,	 dass	 die	 Hälfte	 der	 Berufsmaturanden	 von	

der	Hochschulzulassung	keinen	Gebrauch	macht.	In	

der	Zwischenzeit	ist	die	Quote	der	Direktübertritte	

an	die	Fachhochschulen	 auf	20	Prozent	 gesunken.	

Diese	Tatsachen	zeigen,	dass	die	Möglichkeiten,	die	

Tertiärquote	über	das	duale	System	auf	der	Sekun-

därstufe	zu	heben,	an	Grenzen	stossen.

Umgekehrt	aber	strömen	zunehmend	Gymnasiasten	

an	die	Fachhochschulen.	Ihr	Anteil	liegt	mittlerweile	

bei	20	Prozent,	in	gewissen	Studienrichtungen	–	an-

gewandte	Linguistik,		Gesundheit,	Design	–	sind	sie	

bereits	in	der	Mehrheit.	Offenbar	gibt	es	viele	Ma-

turanden,	die	keine	akademische	Bildung	anstreben,	

sondern	 eine	 starke	 Präferenz	 für	 eine	 praxisnahe	

tertiäre	Ausbildung	haben	–	sie	wollen	nach	der	Ma-

tura	einen	Beruf	erlernen.	Ein	universitärer	Bachelor	

erscheint	ihnen	hierfür	nicht	opportun,	denn	er	wird	

entgegen	der	offiziellen	Lesart	überwiegend	nicht	als	

berufsqualifizierend	angesehen.	Das	Praxisjahr,	das	

von	den	Maturanden	für	den	Übertritt	an	die	Fach-

hochschulen	 gefordert	 wird,	 erweist	 sich	 als	 tiefe	

Hürde.	 Zudem	 ist	 zweifelhaft,	 ob	 das	 angestrebte	

Ziel	 des	 Praktikums	 –	 die	 Erlangung	 betrieblicher	

und	sozialer	Kompetenzen	–	erreicht	wird,	denn	die	

Praktikanten	 werden	 oft	 einfach	 als	 günstige	 Ar-

beitskräfte	angesehen.	Angesichts	der	steigenden	Be-

deutung	der	Gymnasiasten	für	die	Fachhochschulen	

erscheint	 das	 obligatorische	Praktikumsjahr	 als	 zu	

wenig	 zielgerichtet.	 In	Deutschland	müssen	Abitu-

rienten	an	Fachhochschulen	das	Praktikumsjahr	bis	

zum	Studienabschluss	berufsbezogen	leisten.

Aus	 diesen	 gegenläufigen	 Entwicklungen	 drängt	

sich	 ein	 Schluss	 auf:	 Das	 duale	 Prinzip	 sollte	 im	

Hochschulbereich	konsequenter	verankert	werden.	

Eine	 nahe	 liegende	 Möglichkeit	 besteht	 darin,	 ein	

«duales	 Studium»	 für	 Maturanden	 zu	 etablieren.	

Gemeint	 ist	nicht	die	höhere	Berufsbildung	für	die	

Absolventen	einer	Lehre,	sondern	für	Maturanden:	

als	anerkannte,	institutionalisierte	Verbindung	zwi-

schen	Studium	und	praktischer	Ausbildung	auf	Ter-

titärstufe.	Basis	dieses	neu	zu	schaffenden	Bildungs-

gangs	 wäre	 –	 wie	 bei	 der	 klassischen	 Lehre	 –	 ein	

Lehrvertrag	mit	einem	Betrieb.	Die	Curricula	sollten	

durch	eine	möglichst	breite,	 tripartite	Trägerschaft	

festgelegt	 werden.	 Damit	 wird	 sichergestellt,	 dass	

der	 Studiengang	 inhaltlich	breit	 abgestützt	 ist	 und	

keine	 zu	 starke	 Spezialisierung	 im	 Sinne	 einzelner	

Unternehmen	 erfolgt.	 Dies	 ist	 wichtig,	 um	 die	 be-

rufliche	 Mobilität	 der	 Absolventen	 sicherzustellen	
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und	 die	Durchlässigkeit	 in	 die	Master-Stufe	 zu	 er-

möglichen.	Die	Fachhochschulen	treten	an	die	Stelle	

der	Berufsschulen	und	übernehmen	den	schulischen	

Teil	 der	Ausbildung.	 Dieser	 kann	 blockweise	 oder	

–	wie	bei	der	Berufslehre	–	an	einzelnen	Tagen	 im	

Wochenrhythmus	 erfolgen.	 Inwiefern	 der	 schuli-

sche	Teil	im	Rahmen	der	bestehenden	Angebote	der	

Fachhochschulen	 durchgeführt	 werden	 kann	 oder	

ob	 dafür	 spezifische	 Angebote	 zu	 schaffen	 sind,	

wäre	 zu	 prüfen.	 Ein	 solches	 duales	 Studium	 wür-

de	drei	 Jahre	dauern	und	wäre	eine	zertifizierende	

Ausbildung,	die	mit	einem		«Professional	Bachelor»	

abgeschlossen	würde,	der	über	eine	praktische	und	

theoretische	Abschlussprüfung	erlangt	wird.

Dieser	 Vorschlag	 ist	 keineswegs	 revolutionär.	 Fak-

tisch	 gibt	 es	 heute	 schon	 viele	 Studierende,	 die	 das	

Lernen	in	Hochschule	und	Betrieb	verbinden.	Darun-

ter	fallen	die	klassischen	Werkstudenten,	die	berufs-

begleitend	 studieren.	 Auch	 die	 Trainee-Programme	

der	 Finanzbranche,	 die	 sich	 vornehmlich	 an	 Matu-

randen	richten,	tragen	Züge	einer	dualen	Ausbildung	

auf	 Tertiärniveau.	 Neben	 der	 Rotation	 durch	 ver-

schiedene	Abteilungen	bieten	auch	sie	schulähnlichen	

Unterricht	 an,	 der	 allerdings	 betriebsintern	 organi-

siert	wird.	Schliesslich	jobbt	etwa	ein	Drittel	der	Stu-

dierenden	an	den	Hochschulen	neben	dem	Studium.	

Diese	informellen	Formen	des	dualen	Studiums	sind	

aber	wenig	koordiniert.	Die	Arbeit	neben	dem	Studi-

um	dient	mehr	dem	Einkommenserwerb	als	dem	Er-

langen	praktischer	Fähigkeiten.	Auch	führen	sie	nicht	

zu	einem	berufsspezifischen	akademischen	Abschluss.		

Da	sich	praktische	Tätigkeiten	im	Berufsfeld	auch	für	

Universitätsabsolventen	günstig	auf	die	Berufskariere	

auswirken,	werden	von	Universitäten	Möglichkeiten	

des	 Teilzeitstudiums	 mit	 berufsbegleitender	 Arbeit	

geprüft.	Die	Universität	Lausanne	startete	jüngst	eine	

Initiative,	 sämtliche	 Master-Studiengänge	 ab	 dem	

Jahr	2010	auch	in	einer	berufsbegleitenden	Teilzeit-

version	anzubieten.	Zu	erwähnen	ist	auch	das	«way-

up»-Programm	von	Swissmem,	das	Maturanden	eine	

verkürzte	zweijährige	Lehre	in	fünf	anforderungsrei-

chen	 technischen	 Berufen	 ermöglicht	 –	 unter	 ande-

rem	als	Polymechaniker,	Automatiker	und	Informa-

tiker.	 Nach	 dem	 Erlangen	 des	 Fähigkeitszeugnisses	

steht	ihnen	der	Weg	an	die	Fachhochschulen	offen.	

Die	 deutschen	 Bundesländer	 Bayern	 und	 Baden-

Württemberg	 sehen	 die	 Integration	 der	 Tertiär-B-

Ausbildungen	 (praxisbegleitende	 Ausbildungen	 mit	

mindestens	 3600	 Lernstunden)	 in	 die	 Hochschulen	

vor.	Als	Pilotbranchen	für	das	duale	Studium	eignen	

sich	vor	allem	der	Finanzsektor	sowie	anspruchsvolle	

Berufe	in	der	Industrie	und	der	Pharmabranche.	Po-

tenzial	 bergen	 auch	 die	 IT-Ausbildungen	 sowie	 das	

weite	Feld	der	Sozial-	und	Gesundheitsberufe.	Diesen	

Lehrberufen	ist	gemeinsam,	dass	die	Vorbildung	aus	

der	Sekundarschule	oftmals	knapp	bemessen	ist	und	

der	zeitliche	Spielraum	einer	klassischen	Berufsschule	

kaum	ausreicht,	um	dieses	schulische	Manko	aufzu-

holen.	Offen	bleibt	die	Frage,	ob	und	inwieweit	sol-

che	Lehren	auf	Tertiärstufe	bestehende	Ausbildungen	

auf	Sekundärstufe	ersetzen	könnten	oder	müssten.

Das	duale	Studium	wäre	auch	geeignet,	das	Gym-

nasium	 für	 junge	 Männer	 wieder	 attraktiver	 zu	

machen,	 die	 einen	 anspruchsvollen,	 aber	 praxis-

orientierten	Bildungsweg	anstreben.	Darüber	hinaus	

bietet	sich	die	Möglichkeit,	das	Profil	der	Fachhoch-

schulen	 wieder	 vermehrt	 als	 praxisnahe	 Ausbil-

dungsstätten	zu	schärfen.	Um	eine	solche	Entwick-

lung	zu	unterstützen,	könnte	das	duale	Studium	für	

gymnasiale	Maturanden	mit	der	Zeit	als	Hauptzu-

gang	an	die	Fachhochschule	definiert	werden.	Diese	

Massnahmen	 würden	 die	 Fachhochschulen	 wieder	

klarer	von	den	Universitäten	abgrenzen.

Die	 deutschen	 Berufsakademien	 sind	 faktisch	 eine	

Form	 des	 dualen	 Studiums.	 Sie	 entstanden	 in	 den	

1970er	Jahren,	vornehmlich	aus	zwei	Gründen:	Aus	
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dem	Bedürfnis	der	 Industrie	nach	hoch	qualifizier-

ten,	aber	gleichzeitig	praxisorientierten	Fachkräften	

–	 die	 Initiative	 ging	 hauptsächlich	 vom	 Autokon-

zern	Daimler-Benz	in	Baden-Württemberg	aus	–	so-

wie	 aus	 der	 Befürchtung,	 steigende	 Abiturienten-

zahlen	könnten	das	Bildungswesen	zu	weit	von	den	

Bedürfnissen	 des	 Arbeitsmarktes	 entfernen.	 Nach	

einer	Pilotphase	und	der	Etablierung	in	den	1980er	

Jahren	erweist	sich	das	Modell	als	sehr	erfolgreich.	

Im	Rahmen	von	Bologna	konnte	die	EU-weite	An-

erkennung	 des	 Abschlusses	 erzielt	 werden.	 Heute	

studieren	 18	000	 Auszubildende	 in	 mehreren	 Bun-

desländern.	Die	Breite	des	Angebots	an	Lehrberufen	

ist	vergleichbar	mit	der	klassischen	Betriebslehre	auf	

der	Sekundarstufe.

Gezielte	Aufwertung	der	höheren	Berufsbildung	

Das	 duale	 Studium	 darf	 nicht	 mit	 der	 höheren	 Be-

rufsbildung	(Tertiär	B)	verwechselt	werden.	Letztere	

wird	 zwar	 überwiegend	 berufsbegleitend	 absolviert	

und	 enthält	 damit	 ein	 duales	 Element.	 Gerade	 die	

Berufs-	 und	 höheren	 Fachprüfungen	 sind	 aber	 als	

Fortsetzung	 der	 Berufslehre	 gedacht.	 Ihre	 Absol-

venten	 sind	gestandene	praxiserfahrene	Berufsleute.	

Sie	brauchen	keine	 zweite	Lehre	auf	höherer	 Stufe,	

sondern	Spezialisierung	und	Vertiefung.	Die	Palette	

dieser	Ausbildungen	ist	sehr	breit	gespannt.	Sie	reicht	

von	berufsergänzenden	Kursen	bis	zu	anspruchsvollen	

Tertiärausbildungen	 an	 höheren	 Fachschulen.	 Diese	

verstehen	sich	als	praxisorientierte	Alternative	zur	aka-

demischen	Bildung	und	 stehen	 somit	 in	Konkurrenz	

zu	 den	 Fachhochschulen.	 Nachdem	 die	 ehemaligen	

Höheren	 Technischen	 Lehranstalten	 (HTL)	 und	 die	

Höheren	Fachschulen	für	Wirtschaft	und	Verwaltung	

(HWV)	im	Fachhochschulsystem	aufgingen,	verloren	

die	höheren	Fachschulen	wichtige	Aushängeschilder.

Fest	steht,	dass	die	höhere	Berufsbildung	ein	unver-

zichtbares	Element	im	Schweizer	Bildungssystem	ist,	

wenn	es	darum	geht,	die	Humankapitalbasis	weiter	

zu	heben.	Das	zeigen	auch	die	hohen	Bildungsren-

diten	 in	diesem	Bereich.	Deshalb	 sollte	die	höhere	

Berufsbildung	selektiv	und	gezielt	aufgewertet	und	

gefördert	werden.	Je	nach	Fachrichtung,	Ausgestal-

tung	 (Voll-	oder	Teilzeit),	Trägerschaft	und	Stand-

ortkanton	fällt	die	Kostenbeteiligung	der	Absolven-

ten	 der	 höheren	 Fachschulen	 sehr	 unterschiedlich	

aus.	Dies	hat	wahrscheinlich	Auswirkungen	auf	die	

Selektion	der	Teilnehmer:	Neben	Eignung	und	Kom-

petenz	 tritt	 der	 Preis	 als	 Auswahlkriterium.	 Dies	

kann	 zu	 Verzerrungen	 führen,	 indem	 nicht	 immer	

die	richtigen	Talente	der	richtigen	Schule	zugeführt	

werden.	Es	sollten	darum	transparente	Kriterien	für	

die	kantonalen	Subventio	nen	geschaffen	werden.

Die	Schweiz	kann	 sich	den	 internationalen	Trends	

im	Bildungswesen	nicht	entziehen,	sondern	sie	soll-

te	 wie	 im	 Hochschulbereich	 eine	 proaktive	 Rolle	

einnehmen.	 Dabei	 ist	 die	 Frage	 zu	 klären,	 welche	

Tertiär-	B-Ausbildungen	 wirklich	 Tertiärcharakter	

haben,	und	welche	postsekundär	sind	(s.	S.	15).	Dies	

betrifft	insbesondere	auch	die	Berufs-	und	höheren	

Fachprüfungen.	 Auf	 dieser	 Basis	 sollten	 entspre-

chend	 abgestufte	 Diplome	 vergeben	 werden.	 Ein	

solches	professionelles	Diplom	mit	Prädikat	«swiss	

quality»	für	die	anspruchsvollen	Abschlüsse	auf	Ter-

tiärstufe	B	würde	den	höheren	Berufspraktikern	in-

ternational	den	nötigen	Respekt	verschaffen.

Die	Aufnahmepolitik	an	die	Mittelschulen	soll	

verstetigt	werden	

Vor	dem	Hintergrund	der	demografischen	Verände-

rungen	ist	eine	kontroverse	Diskussion	um	die	«rich-
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tige»	Maturitätsquote	entstanden.	Trotz	deutlichem	

Anstieg	liegt	der	Mittelschulanteil	in	der	Schweiz	im	

internationalen	Vergleich	mit	rund	20	Prozent	noch	

immer	tief.	Die	massiv	unterschiedlichen	Quoten	zwi-

schen	den	Kantonen	erscheinen	vielen	problematisch.	

Es	wird	argumentiert,	dass	Jugendliche	in	Kantonen	

mit	hoher	Quote	mit	bescheideneren	Leistungen	zu	

einer	 Matura	 kämen.	 Entsprechend	 wird	 auch	 von	

liberaler	Seite	gefordert,	die	kantonalen	Maturitäts-

quoten	anzugleichen.	Mit	Blick	auf	das	Leistungsni-

veau	müsse	diese	Angleichung	nach	unten	erfolgen,	

das	heisst,	Kantone	wie	Basel	Stadt	oder	Genf	müss-

ten	zu	einer	restriktiveren	Praxis	übergehen.

Berufsbildung	 und	 Gymnasien	 werben	 beide	 um	

die	 knapper	 werdenden	 Talente	 und	 stehen	 somit	

in	 starker	 Konkurrenz	 zueinander.	 Die	 Erfahrung	

der	 letzten	 30	 Jahre	 zeigt,	 dass	 vor	 allem	 die	 Be-

rufsbildung	 die	 negativen	 Folgen	 demografischer	

Veränderungen	zu	tragen	hat.	Darin	zeigt	sich	auch	

eine	gewisse	Präferenz	für	eine	längere	und	breitere	

Allgemeinbildung.	Die	Diskussionen	um	die	Matu-

ritätsquote	betreffen	damit	auch	die	Berufslehre.	

Angesichts	 rückläufiger	 Schulabgänger-Kohorten	

werden	 Stimmen	 laut,	 die	 einen	 erschwerten	 Zu-

gang	zu	den	Mittelschulen	fordern.	Damit	sollen	die	

Bestände	von	Schulabgängern	für	die	Berufsbildung	

erhalten	 bleiben.	 Eine	 solche	 Massnahme	 würde	

aber	in	die	falsche	Richtung	zielen.	Gefragt	ist	nicht	

eine	demografisch	motivierte	Verschärfung	der	Se-

lektion,	 sondern	 eine	 verstetigte	 und	 transparente	

Zugangspolitik	zu	den	Mittelschulen.	Die	wichtigs-

te	 Weichenstellung	 im	 Bildungssystem	 sollte	 nicht	

nach	der	physischen	Kapazität	der	Mittelschulen	ge-

steuert	werden	(Eichenberger).	Eine	fallweise	Anhe-

bung	der	Aufnahmestandards	an	die	Mittelschulen	

mit	 Seitenblick	 auf	 die	 Lehrstellenmärkte	 verletzt	

die	 Chancengleichheit	 zwischen	 den	 Jahrgängen.	

Zudem	würde	eine	Reduktion	der	Maturitätsquote	

den	 Anteil	 der	 Tertiärbildung	 beeinträchtigen	 und	

den	 Mangel	 an	 Akademikern	 weiter	 verschärfen.	

Massnahmen	zur	Stärkung	der	Lehre	müssen	viel-

mehr	direkt	bei	der	Berufsbildung	ansetzen.

Eine	verstetigte	Aufnahmepolitik	an	die	Gymnasien	

beinhaltet	umgekehrt	die	Chance,	dass	der	nach	wie	

vor	hohe	Bestand	an	Jugendlichen	in	Übergangslö-

sungen	abgebaut	werden	kann.	Eine	strengere	Selek-

tion	würde	den	Wettbewerb	um	die	anspruchsvollen	

Lehrstellen	 hingegen	 weiter	 intensivieren,	 denn	 es	

würden	mehr	Jugendliche	mit	hoher	Begabung	und	

entsprechenden	 Ansprüchen	 in	 die	 Berufsbildung	

verwiesen.	 Die	 Konsequenz	 wäre,	 dass	 die	 Warte-

schlange	am	Eingang	zur	Berufsbildung	weiter	an-

schwellen	würde.	Denn	diese	ist	auch	eine	Folge	der	

qualitativen	 Engpässe	 auf	 dem	 Lehrstellenmarkt.	

Die	 absehbare	 demografische	 Entwicklung	 der	

nächsten	Jahre	eröffnet	die	Chance,	die	Stellung	der	

Allgemeinbildung	 im	Schweizer	Bildungssystem	zu	

stärken,	ohne	den	unbestrittenen	Beitrag	der	Berufs-

bildung	in	Frage	zu	stellen.	

Gleichzeitig	muss	das	Problem	der	einseitigen	uni-

versitären	 Studienwahl	 in	 Richtung	 sprachlicher	

und	 sozialwissenschaftlicher	 Fächer	 angegangen	

werden.	 	 Die	 sehr	 tiefen	 Studiengebühren	 an	 den	

Universitäten	 unterstützen	 diesen	 Trend	 zu	 den	

«weichen»	Fächern.	Eine	deutlich	höhere	Kostenbe-

teiligung		–	verbunden	mit	einem	System	von	Studi-

endarlehen	–	würde	die	Studierenden	vermehrt	dazu	

anhalten,	 die	 Studienwahl	 nicht	 allein	 unter	 dem	

Gesichtspunkt	ihrer	Neigung	zu	treffen	(akw 2004).	

Sie	würden	ihre	Entscheidungen	mehr	als	vorher	am	

späteren	Einkommen	und	damit	an	der	Verwertbar-

keit	des	erworbenen	Wissens	ausrichten.	Allerdings	

werden	gerade	bei	den	MINT-Fächern	die	Weichen	

meist	 schon	 lange	 vor	 Studienbeginn	 gestellt.	 Die	

Wirkung	 von	 finanziellen	 Anreizen	 sollte	 deshalb	

nicht	überschätzt	werden.	Und	schlussendlich	ist	der	
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Was zu tun ist

hohe	 Anteil	 der	 «Phil-I»	 Ausdruck	 einer	 gewissen	

Präferenz	für	diese	Fächer	sowie	auch	eine	Folge	des	

steigenden	Frauenanteils	an	den	Mittelschulen.	Bei	

einer	angemessenen	Kostenbeteiligung	wäre	dies	zu	

akzeptieren,	zumal	die	Absolventinnen	und	Absol-

venten	dank	des	liberalen	Schweizer	Arbeitsmarktes	

nicht	arbeitslos	werden.
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